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Jahrlich nehmen sich etwa 10.000 Menschen in
Deutschland das Leben. Die Anzahl der Suizidver-
suche liegt um ein Zehnfaches hoher. Jeder Suizid
und Suizidversuch hat auch Auswirkungen auf an-
dere Menschen. Hierzu zahlen auch Polizeibeamte
des Wach- und Wechseldienstes und Angehdrige
von Spezialeinheiten. In Einsatzen treffen sie auf
Menschen, die ihrem Leben ein Ende setzen wol-
len. Genau hier wird von den Einsatzkraften er-
wartet, besonnen und angemessen zu reagieren.

Mit diesem Buch wollen die Autoren die Hand-
lungssicherheit von Berufspraktikern im Umgang
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und konkrete Hilfestellungen geben. Im ersten Teil
nehmen sie eine Einordnung und Beschreibung
des psychischen Zustandes gefahrdeter Personen
vor. Im zweiten Teil beschreiben sie Einsatzvorbe-
reitung, Abstimmung mit der Leitstelle und den
Einsatz vor Ort. Notwendige Gesprachsablaufe
fur unterschiedliche Problemfelder verdeutlichen
sie anhand beispielhafter Dialoge. Durch Proble-
manalysen und die Darstellung konkreter Hand-
lungsalternativen fordern sie zudem die Fehler-
vermeidung.
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Reiche sollen starker fiir das
Gemeinwesen aufkommen. Der
Staat brauche mehr Steuerein-
nahmen, forderten Gewerkschaf-
ter beim Schéneberger Forum in
Berlin und erhielten Untersttit-
zung aus der Wissenschaft.

S. 22

Der Probelauf in Trier

Das Polizeiprasidium Trier ist
die erste Behdrde in Rheinland-
Pfalz, bei der der Digitalfunk
eingefihrt wird. Ein Bericht tiber
den erweiterten Probebetrieb

(ePB) beim PP Trier.
S. 26
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GDP-SAARLAND:

Neuer Landesbe-
zirksvorsitzender

Nachdem Hugo Miiller wegen seines
neuen Amtes als Vizeprisident des Lan-
despolizeiprasidiums den Landesvorsitz
der GdP-Saarland niedergelegt hatte,
ist Reinhold Schmitt am 13.12.2012 auf
dem ,kleinen Delegiertentag® der GdP-
Saarland, dem Landesbezirksbeirat, mit
92 % der Delegiertenstimmen zum neuen
Landesvorsitzender gewihlt worden.

Als (eine) stellvertretende Vorsitzende
riickte im Amt nach die Frauenbeauftrag-
te der saarldndischen Polizei und Vorsit-
zende der Frauengruppe der GdP-Saar-
land, Vera Koch (79 %). Sie gehorte dem
Geschiftsfithrenden Vorstand bereits als
stellvertretende Schriftfiihrerin an.

Lothar Schmidt

Hugo Miiller (Mitte) gratuliert Reinhold Schmitt und Vera Koch.

TARIFPOLITIK:
Stand der Entgeltordnung zum TVoD

Am 21.10.2011 fand ein Verfahrensge-
sprach mit dem Bund {iber die geplanten
Verhandlungen einer Entgeltordnung
zum TV6D (Bund) statt. Ein Verhand-
lungsergebnis soll bis zum 31. Januar 2012
bereits vorliegen. Man einigte sich, dass
die Ergebnisse zur Entgeltordnung TV-L
die Verhandlungsgrundlage bilden sollen.
Ebenfalls einigte man sich darauf, dass
bundesspezifische Tatigkeitsmerkmale
verhandelt werden. Vier Arbeitsgruppen
(allgemeine Verwaltung, technische Be-
rufe, Bundeswehr und sonstige bundes-
spezifische Bereiche) sollen die Verhand-
lungen vorbereiten. Die Arbeitsgruppen
sollen die bisherigen Tétigkeitsmerkmale
kritisch bewerten und Empfehlungen fiir
Zuordnungen von Tétigkeitsmerkmalen
aussprechen. Eine kleine Verhandlungs-
gruppe soll die Verhandlungen fiihren.
Zudem soll eine Sondierungskommission
gebildet werden, deren Mitglieder noch
benannt werden.

Anfang Oktober hat die Gewerkschafts-
seite abermals die VKA angeschrieben
und zur Fortsetzung der Verhandlungen
auf der Grundlage der Entgeltordnung
zum TV-L aufgefordert. Dabei wurde von
der Gewerkschaftsseite auch die Bereit-
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schaft bekundet, Riicksicht auf kommu-
nale Besonderheiten zu nehmen.

Die VKA bleibt jedoch bei ihrem bis-
herigen Standpunkt — fiir sie kommt ei-
ne Entgeltordnung in Anlehnung an die

KURZ BERICHTET

Foto: Lothar Schmidt

Entgeltordnung TV-L nicht in Frage auf-
grund der damit verbundenen Kosten. Sie
mochte jedoch noch einmal ein Gespréach
mit der Gewerkschaftsseite fiihren, um
ihre bekannten Positionen wiederholt zu
erldutern. Die Gewerkschaftsseite sieht
darin keinen Sinn. Fiir die Gewerkschafts-
seite ist klar, dass das Thema Entgeltord-
nung TV6D (VKA) in der Tarifrunde
2012 geklédrt werden muss.

Michaela Schenkluhn

Unser DP-Landesredak-
teur vom Saarland, Dirk
Schnubel, ist nach langer
schwerer Krankheit am 7. De-
zember 2011 im Alter von 56
Jahren gestorben. Noch in den
letzten Wochen hofften wir
alle mit ihm gemeinsam auf
eine Knochenmarkspende.

Wir haben Dirk als iiber-
zeugten Gewerkschafter und
zuverldssigen Landesredak-
teur kennengelernt.

Wir werden ihn vermissen.

Deutsche Polizei
Die Redaktion
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SACHSEN:

Wo ist unser
Weihnachtsgeld?

Zum 1. Dezember 2011 sahen die sédch-
sischen Beamtinnen und Beamten auf
ihrem Beziigeschein schwarz auf weil3,
dass fiir sie das Weihnachtsgeld in Sachsen
endgiiltig gestrichen worden ist. Durch die
GdP Sachsen wurde sofort die Initiative
ergriffen und kurzfristig eine Kundge-
bung vor der Sichsischen Staatskanzlei
in Dresden organisiert. Schon im Vorfeld
dieser Kundgebung gab es spontane Bei-
fallsbekundungen durch die Mitglieder
anderer Gewerkschaften und eine breite
Bereitschaft, die GdP zu unterstiitzen.
So befanden sich unter den tiber 1.000
Teilnehmern nicht nur Polizeibeschif-
tigte, sondern u.a. auch Mitarbeiter der
Justiz, Lehrer, Richter, Feuerwehrleute
und Beschiftigte der Finanz- und Steu-
erverwaltung.

Sehr offentlichkeitswirksam wurde ge-
fordert, die Streichung der Sonderzahlung

KURZ BERICHTET

Demonstration in Sachsen

wieder zuriickzunehmen. Es kann und
darf nicht sein, dass die Beamtinnen und
Beamten trotz steigender Konjunktur und
Steuermehreinnahmen in Milliardenh6he
standig fiir die Konsolidierung des sich-
sischen Haushalts herhalten miissen. Im

GDP ZUR IMK-HERBSTTAGUNG:

Uber den Schatten des Foderalismus
springen

Die GdP hat die Innenministerkon-
ferenz (IMK) aufgefordert, iiber den
Schatten des Foderalismus zu springen
und fiir eine engere Kooperation der
Sicherheitsbehorden zur Bekdmpfung
des Rechtsextremismus zu sorgen. GdP-
Vorsitzender Bernhard Witthaut: ,Zu
den Konsequenzen aus der rechtsterrori-
stischen Mord- und Anschlagsserie gehort
auch eine gemeinsame Datei rechtsextre-
mistischer Gewalttédter und die Verpflich-
tung des Verfassungsschutzes, strafrecht-
lich relevante Informationen kiinftig an
die Polizei zu geben.”

Die GdP unterstiitzt die Innenminister-
konferenz, ein neues Verbotsverfahren
gegen die NPD anzustreben. Witthaut:
»Hier und heute gilt es allerdings, dem
braunen Spuk in Stddten und Dorfern
deutlich Einhalt zu gebieten. Wo immer

sich Neo-Nazis zusammenrotten, muss ih-
nen die Polizei auf den Fiilen stehen. Das
bedeutet: Schluss mit polizeilichen Neuor-
ganisationen, die das Ziel haben, Polizei
zu zentralisieren, Wachen zu schlie3en
und Beamte aus der Fldche abzuziehen.
Das bedeutet weiter: Schluss mit dem Per-
sonalabbau und deutlich mehr polizeiliche
Présenz dort, wo sie notwendig ist.“

An die Bundesjustizministerin appel-
lierte der GdP-Vorsitzende, ihren Wider-
stand gegen eine Vorratsdatenspeiche-
rung aufzugeben: ,Hitten wir die Mog-
lichkeit heute schon, herauszufinden, mit
wem das Terror-Trio in den letzten Mona-
ten telefoniert hat, wiiren die Ermittler bei
der Aufklidrung der schrecklichen Morde,
Anschldge und Bankiiberfille sicherlich
ein gutes Stiick weiter.”

red.
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Foto: Mike Natschke

Falle, dass die Sichsische Staatsregierung
nicht einlenken wolle, wurden neben den
momentan eingehenden tausenden Wi-
derspriichen weitere Malnahmen ange-
kiindigt.

Hagen Husgen

NATIONALES WAFFEN-
REGISTER:

GdP begriift
Gesetzentwurf

Die GdP begrii3t den von der Bundes-
regierung beschlossenen Gesetzentwurf
zur Einfiihrung eines nationalen Waf-
fenregisters. Damit wird eine langjéhrige
GdP-Forderung erfiillt. ,, Wir hoffen, dass
das Gesetz ziigig beschlossen wird und in
Kraft treten kann. Es ist fiir die Polizei
iiberlebenswichtig, bei einer Fahndung
oder vor einem Einsatz schnell erfahren
zu konnen, ob sie Personen antreffen, die
iiber —zumindest legale — Waffen verfiigen
oder ob Waffen im Haus sind. Dabei hilft
die geplante zentrale Leitstelle“, sagte
Bundesvorsitzende Bernhard Witthaut
dazu.

Mit dem nationalen Waffenregister sol-
len Daten zu erlaubnispflichtigen Schuss-
waffen, ihren Erwerbern und Besitzern
erstmals bundesweit elektronisch erfasst
werden. red.
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KOMMENTAR

Vertrauen steht auf dem Spiel

Fieberhaft arbeiten hunderte von Er-
mittlern an der Aufkldrung der rechts-
terroristischen Mord- und Anschlags-
serie. Jedes Ergebnis wirft neue Fragen
auf. Darunter sind auch Fragen, die tief
in die Struktur der Sicherheitsbehorden,
aber auch in die Gesellschaft hinein-
reichen. Was zunéchst wie das Werk
einer in ihrer verabscheuungswiirdigen
Weltanschauung verbohrten, abgekap-
selten Gruppe erschien, erweist sich als
geplantes und ge-
zieltes Ergebnis
eines Netzwerkes
mit Verflech-
tungen in die
erlaubte NPD
hinein, je mehr
sich die Nebel
um das Terror-
Trio aus Zwickau
lichten.

Das Vertrauen
der Bevolkerung
in die deutschen
Sicherheitsbehor-
den, vielleicht so-
gar in den Staat
selbst, hdngt von
der glaubwiir-
digen Beantwortung dieser vielen Fra-
gen ab. Nicht mehr und nicht weniger.
Ebenso glaubwiirdig miissen die Konse-
quenzen sein, die politisch, rechtlich und
organisatorisch zu ziehen sind. Wenn
sich die bisherige Auffassung von der
Praxis des im Grundgesetz verankerten
Trennungsgebotes von Nachrichten-
diensten und Polizei ebenso als Hin-
dernis zur Verhiitung und Bekdmpfung
rechtsextremistischen Terrors erweisen
sollte, wie eine zu religiose Huldigung
des Foderalismus, hitten wir alle etwas
falsch verstanden. Trennungsgebot und
auch Foderalismus sind Lehren aus der
Geschichte und Verhinderungsinstru-
mente fiir einen erneuten totalitdren
Machtaufbau. Es wire absurd, wenn ihre
Auslegung gerade solche Angriffe auf
unsere Demokratie und auf den Rechts-
staat erleichtern wiirden.

Aus diesem Grunde hat die Gewerk-
schaft der Polizei die Verpflichtung der
Nachrichtendienste zu einer engeren
Kooperation mit den Strafverfolgungs-
behorden gefordert. Strafrechtlich
relevante Erkenntnisse miissen der
Polizei zugénglich sein — ebenso miissen
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Grundlagen fiir einen Abwégungspro-
zess geschaffen werden, in dem tiber das
Einsetzen der Strafverfolgung entschie-
den werden kann.

Wenn relevante Informationen, Be-
wertungen und Spuren auf den langen
Wegen zwischen Liandern und Behorden
verloren zu gehen drohen, hat der Fode-
ralismus seine Grenzen als Schutzfunk-
tion eines demokratischen Rechtsstaates
erreicht.

Wenn Akten und Informationen ,,ver-
schwunden‘ sind, weil Datenschutz und
gesetzliche Loschungsfristen das vorge-
schrieben haben, sind Verschworungs-
theorien iiber angeblich auf dem rechten
Auge blinde Behorden licherlich. Wenn
heute Unterstiitzer der Terroristen
unerkannt bleiben, weil die Ermittler
nicht herausbekommen diirfen, mit wem
sie in den letzten Monaten telefoniert
haben, dem soll Bundesjustizministerin
Leutheusser-Schnarrenberger Rede und
Antwort stehen, die immer noch (!) mit
dem Liigenmirchen einer Totaliiberwa-
chung der Bevolkerung die Vorratsda-
tenspeicherung torpediert.

Zu den Fragen, die sich an die Ge-
sellschaft richten, gehort auch diese:
Reichen runde Tische, Biindnisse gegen
Rechts und erneut erhobene Forde-
rungen an die Bildungspolitik, in den
Schulen mehr tiber den Nationalsozialis-
mus aufzuklaren?

Jeder kann sie sehen: Neonazis, die in
Gruppen in Dorfern herumhéngen, in
denen keine rechtsstaatliche Ordnungs-
macht mehr présent ist. Die durch Stra-
Ben in Stadten marschieren und gegen
die die Polizei machtlos ist, solange sie
keine Straftaten begehen. Die Demons-
trationsaufziige gerichtlich durchsetzen
und sich zu Versammlungen in geschlos-
senen Rdumen ohnehin treffen diirfen,
ohne jemanden fragen zu miissen.

Was verlangen also die, die sich seit lan-
gem vor allem aus landlichen Gegenden
zuriickgezogen haben, von der Polizei,
die sie mit immer neuen Neuorganisati-
onen und Personalkiirzungen ebenfalls
von der Fliche wegradiert haben"

M/ ot

Bernhérd Witthaut
V GdP- Bundesvorsitzender

Zu: Gewalt gegen Polizei wird
harter bestraft, DP 12/11

Wo liegt hier der Erfolg? Was niitzt es,
das Strafmaf3 fiir ein Delikt zu erhdhen,
wenn das bisherige Strafmaf3 noch nie aus-
geschopft wurde? Das ist kein Erfolg! Es
ist Augenwischerei! Dass die Politik uns so
glauben macht, sie habe was fiir uns getan,
daran haben wir uns gewohnt. Aber die
Gewerkschaft?!? Was die Justiz von dieser
Erhohung des Strafmales hélt, haben uns
die Bundesrichter doch erst wieder gezeigt.

Schwerstverbrecher bekommen grofere
Zellen und diirfen ihre Flachbildfernseher
aufhidngen (Woher haben die das Geld?
Miissten die nicht mit Schmerzensgeld- und
Schadenersatzklagen iiberzogen sein und
sollten sie nicht erst mal fiir ihre ,,Unter-
kunft* bezahlen?).

Polizistenmorder werden dafiir einfach
frei gesprochen (spart das Geld fiir die
groBere Zelle). Und solange Staatsanwilte
Widerstandsanzeigen wegen ,,mangeln-
dem offentlichen Interesse* (kein Witz)
oder weil sich die Situation vor Ort doch
»hur hochgeschaukelt® hat, einstellen,
brauchen wir keine hoheren Strafen.

Wenn tiberhaupt, dann brauchten wir
eine deutliche Erhohung der Mindest-
strafe. Aber auch das niitzt nichts, wenn
die Sache schon in der StA (Staatsanwalt-
schaft) verebbt.

Ich habe es schon mal geschrieben, jeder
Staatsanwalt und jeder Richter miisste
mindestens 8 Wochen Praktikum auf
einem Revier in einem Ballungszentrum
machen (nicht auf Sylt). Bevor sich je-
mand anmaft, iiber uns und unsere Arbeit
zu richten, miisste er sie wenigstens mal
kennengelernt haben. Dann kommt die
Erfahrung mit dem polizeilichen Gegenii-
ber ganz von selber und dann wiissten die
Herren in schwarz (und rot), was auf der
StraBe lauft. Markus Ahner, per E-Mail

Zu: Eiskalt und aggressiv,
DP 11/11

Bei aller Hochachtung vor dem BGH
ist fiir mich die ,,rote Linie* tiberschritten.
Erschossener Polizeibeamter, Freispruch
und Putativnotwehr sind fiir mich nicht
nachvollziehbar. Polizisten in einem Kli-
ma der Resignation und Sorge, begleitet
von Albtrdumen, Burn-out und Schlaf-
storungen. Staat wo bist du? Sind wir nur
noch Freiwild? Was hitte es umgekehrt
fiir ein Gezerre gegeben?

Giinter Klinger,
Landesseniorenvorsitzender Bayern
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Zu: Vorstellungskraft
gesprengt, DP 12/11

Der Mord an einer Kollegin vom April
2007 wurde rechtsradikalen Tétern zuge-
ordnet. In dem sichergestellten ,,Paulchen-
Panther-Video* der Rechtsradikalen wird
mit der Erschiefung von Kollegen koket-
tiert. AnschlieBend wurden Fehler iiber
Fehler der Sicherheitsbehorden aufgedeckt.
Waren es nur Fehler iiber Fehler oder Un-
zuldnglichkeiten Einzelner, die bei den Si-
cherheitsbehorden in Thiiringen gemacht
worden sind und dazu fiihrten, dass die
sogenannten ,,.Doner-Morde* erst mit der
Selbsttotung der rechtsradikalen Attentiter
und dem Auffinden von Beweismaterial
aufgeklart werden konnten?

Es ist nicht auszuschlieBen, dass nach
der Aufklarung der Morde und den ver-
offentlichten VerdachtsduBlerungen gegen
Sicherheitsbehorden, der Eindruck bei ei-
nigen Biirgern entstehen konnte, dass die
Polizei auf dem rechten Auge blind sei.
Solche Pauschalisierungen sind jedoch nie
zu vermeiden. Das berechtigt jedoch nicht
dazu, Demonstrationen gegen Rechts (die
sind ja wohl gemeint mit Sonntagsreden und
Lichterketten) zu diffamieren. Diese sind
namlich auch ein wichtiger Beitrag gegen
den Rechtsradikalismus.

Fiir mehr Ausgewogenheit und etwas
mehr Galle gegen Rechtsterrorismus.

Giinter Roers, per E-Mail

Zu: Realitat und Vorstellung,
DP 10/11

Ganz im Gegensatz zu den dort vertre-
tenen Meinungen bin ich mit meinem Beruf
zufrieden und wiirde ihn auch jederzeit
wieder ergreifen! Und noch dazu: Ich habe
diesen Beruf meinem Sohn empfohlen! Er
hat nun diesen Weg gewihlt und wird 2012
alsjunger Schutzmann auf die Straf3e gehen.

Ich habe 1975 bei der Polizei angefangen
und mich erst im Alter von fast 40 Jahren
zum Studium entschlossen. Durch diesen
spéten Einstieg ins Studium habe ich aber
iiber 25 Jahre im Funkwagen/Schichtdienst
auf Innenstadtrevieren (zunéchst Frankfurt
und jetzt in Kassel) verbracht und denke,
dass ich mir ein fundiertes Bild iiber unseren
Beruf machen kann.

Mir hat die Arbeit im Funkwagen ,,auf
der StraBe” immer Freude bereitet.

Natiirlich gab es auch Arger und Un-

zufriedenheit mit diversen Missstédnden in
unserem Beruf. Aber dies war stets nur ein
kleiner Teil des positiven Ganzen.

Momentan bin ich stellvertretender DGL
auf dem hiesigen Innenstadtrevier und habe
die ,,11“ vor 2 Jahren bekommen.

Wenn es gesundheitlich positiv weiter-
geht, werde ich vielleicht auf dieser Stelle
in die Pension iibergehen und sodann sagen
konnen, dass ich mit meiner Berufswahl und
dem von mir eingeschlagenen Weg ganz
sicher nichts falsch gemacht habe.

Die Zufriedenheit mit dem Schutz-
mannsberuf kommt nach meiner Meinung
zu grofiten Teilen aus der eigenen Ein-
stellung. Hier geht es sicher nicht um das
immer gleiche Thema Beforderung. Was
nutzt mir die ,,11* oder ,,12%, wenn mir die
Arbeit keine Freude bereitet oder ich mit
den Kollegen nicht klar komme?

Und wer kann schon aus seinem Be-
kannten- oder Freundeskreis ,,den“ Be-
rufstitigen benennen, welcher jeden Tag
gliicklich ldchelnd von seiner Arbeitsstelle
heimkehrt und sich noch dazu allzeit gut
und gerecht bezahlt fiihlt.

Ich personlich fiande es traurig, meine
jetzt noch verbleibenden 7 Jahre bis zur
Pension grundfrustriert verbringen zu miis-
sen. Wire dem so gewesen, hétte ich meine
Weichen in den 36 Jahren meines bishe-
rigen Berufslebens anders stellen, oder aber
gleich den Beruf wechseln miissen.

Wolfgang Zinke, per E-Mail

Zu: Vorstellung und Reali-
tat — der Beruf des Polizisten,
DP 10/11

Ich kann den Ausfithrungen des ano-
nymen Kollegen in seinem Leserbrief nur
beipflichten. Und wenn man hierzu eine
Mitarbeiterbefragung durchfiihren wiirde,
wiirden sicherlich dreiviertel aller Kollegen
dies bestatigen.

Wenn man sich vor Augen fiihrt, welche
Benachteiligungen man erdulden muss,
fragt man sich echt, ob man wirklich so ein
Idealist ist, dies so hinzunehmen. Dass man
Schichtdienst versieht, war einem ja vorher
klar, dass man Sonn- und Feiertags arbeitet
ebenso. Dass man aber nahezu in keiner
Woche einen dritten freien Tag bekommt,
wo ein Feiertag reinféllt, dass man, speziell
fiir unser Schichtmodellprojekt betreffend,
kaum ein zusammenhéingendes Wochenen-
de frei hat, von einem langen Wochenende
fiir ein iiberregionalen Ausflug beispielswei-
se ganz zu schweigen, dass Ferienabhéngige

in den Sommerferien nur noch zwei Wo-
chen Urlaub planen diirfen, und aufgrund
der Schichtstdrken im schlimmsten Fall
auch noch bis Montagmorgen Nachtdienst
versehen diirfen, das alles ist eine schwere
soziale Benachteiligung der Schichtdienstler
gegeniiber dem geregelten Tagesdienst.

Fiir das Geld, was man fiir den Dienst
zu ungiinstigen Zeiten bekommt, wiirden
die meisten zu diesen Zeiten lieber das
Grundgehalt in die Kneipe tragen, als sich
dann auch noch mit ,,ungiinstigen Stérern
rumzuschlagen. Diese Betrédge sollten um
ein vielfaches erhoht werden, damit sich
die Arbeit zu diesen Zeiten lohnt, und da-
mit junge Beamte den Wechseldienst als
lohnenswert empfinden, denn in jungen
Jahren ist das Leben am teuersten, gerade
hinsichtlich Familiengriindung oder Immo-
bilienschaffung.

Nein, auch ich kann diesen Job nieman-
dem mehr empfehlen, es ist keine Struktur
mehr erkennbar, es gibt keine planbaren
Perspektiven, es gibt keine Riickende-
ckung und keine soziale Verantwortung
des Dienstherren.

Name ist der Redaktion bekannt

Korrekturen

zu Heft 11/11

Das Foto auf Seite 32/33 ist nicht
von H. Westphal, sondern von
Stephan Hegger.

zu Heft 12/11

Verantwortliche Redakteurin war
nicht Marion Tetzner, sondern
verantwortlicher Redakteur war
Riidiger Holecek,.

Die Redaktion behiilt sich vor, Leser-
briefe zu kiirzen, um moglichst viele
Kolleginnen und Kollegen zu Wort
kommen zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht unbedingt
die Meinung der Redaktion wieder.
Anonyme Zuschriften werden nicht
beriicksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstrafie 4

10555 Berlin

Tel.: 030/39 99 21-113

Fax: 030/39 99 21-200
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de
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Terror aus dem braunen Sumpf

Hochkonspirativ, im Detail geplant, abgesichert und mit Unterstiitzern be-
sprochen haben die mutmaglichen Rechtsterroristen Uwe Mundlos, Beate
Zschape und Uwe Bohnhardt ihre Taten begangen, sagte ein sichtlich
bewegter BKA-Prasident gegeniiber Journalisten, zwei Wochen nachdem
am 4. November 2011 die Triimmer einer gesprengten Wohnung in Zwi-
ckau immer neue Puzzleteile einer Mordserie enthiillten, die Deutschland
erschiitterte. 14 Jahre lang lebte ein Terror-Trio unbehelligt im Untergrund
und zog eine Blutspur durch das Land. Nach dem Stand der Ermittlungen
waren sie fiir die sogenannten Ceska-Morde an neun Mitbiirgern tiirkischer
und griechischer Herkunft der Jahre 2000 bis 2006, den Mordanschlag
auf zwei Polizisten in Heilbronn am 25. April 2007 sowie die Sprengsatz-
anschlage vom 19. Januar 2001 und vom 9. Juni 2004 in KéIn verant-
wortlich. 500 Ermittler arbeiten derzeit fieberhaft an der Aufhellung der
Hintergriinde um die drei Terroristen. Sie werten vier Terabyte Daten auf
sichergestellten Computern aus und untersuchen etwa 2.500 Asservate.
200 Hinweise gingen aus der Bevolkerung ein. Fast taglich konnen sie
neue Ergebnisse prasentieren — aber mit jedem stellen sich neue Fragen.

uden bedriickendsten Erkennt-
2 nissen gehort, dass es sich nicht
um eine ideologisch verbohrte,
hasserfiillte ménage a trois handelte, die
im luftleeren Raum ihre Gewaltphantasien
in die Wirklichkeit mordete. Sie war gebo-
ren aus einem braunen Sumpf und stiitzte
sich auf ein Netzwerk aus Unterstiitzern,
Helfern, Mitwissern und Sympathisanten.
Der Kreis derer, die nicht mehr an die Zu-
falligkeit der Tatorte und Opfer glauben,
wird immer groBer. Schon kursiert die
Theorie eines ,,Mastermind®, eines Kopfes
also, der das Mordertrio lenkte. Bernd
Wagner, geht davon aus, dass es weitere
vernetzte Zellen gibt. Wagner war Leiter
der Abteilung Extremismus/Terrorismus
im Zentralen Kriminalamt der DDR, nach
der Wende wissenschaftlicher Mitarbeiter
im Programm der Bundesregierung gegen
~Aggression und Gewalt Jugendlicher in
den Neuen Bundesldndern®“, Mitbegriin-
der unter anderem der Amadeu Antonio
Stiftung und gilt als einer der fiihrenden
Rechtsextremismusexperten. Auch er
glaubt nicht an Zufélle. Er hilt es fiir wahr-
scheinlich, dass die Gruppe als ,,Schakal*
in Erscheinung getreten ist, also im Auftrag
und auf Anforderung von regionalen und
lokalen Strukturen Taten ausgefiihrt haben
konnten. In Neonazikreisen werde schon
seit Jahren ein tiber Zellen und Netzwerke
organisierter ,fithrerloser Widerstand*
betrieben, so Wagner.
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Seit 1990 hat das Bundesinnenmini-
sterium zehn rechtsextremistische Or-
ganisationen inklusive ihrer eventuellen
Teilorganisationen verboten: ,,Nationa-
listische Front“ (NF) (1992), ,,.Deutsche
Alternative” (DA) (1992), ,,Nationale
Offensive“ (NO) (1992), ,,Wiking-Ju-
gend e.V.“ (WJ) (1994), ,Freiheitliche
Deutsche Arbeiterpartei* (FAP) (1995),
,,Blood & Honour Division Deutschland“
und deren Jugendorganisation ,,White
Youth* (2000), ,,Collegium Humanum*
(CH) einschlieBlich seiner Teilorganisati-
on ,,Bauernhilfe e.V.“ (2008), ,,Verein zur
Rehabilitierung der wegen Bestreitens des
Holocaust Verfolgten“ (VRBHV) (2008),
,Heimattreue Deutsche Jugend — Bund
zum Schutz fiir Umwelt, Mitwelt und Hei-
mate.V.“ (HDJ) (2009) ,Hilfsorganisati-




on fiir nationale politische Gefangene und
deren Angehorige e.V.*“ (HNG) (2011).

Kein Beobachter der rechten Szene
hédngt der Illusion nach, alle Mitglieder
dieser Gruppen hétten nach dem Verbot
ihrer Ideologie abgeschworen und sich zu
wertvollen Mitgliedern einer demokra-
tischen Gesellschaft gewandelt. ,,Diese
Bewegung gleicht einer Hydra, dem neun-
kopfigen schlangenédhnlichen Ungeheuer
aus der griechischen Mythologie: Wenn
man durch ein Verbot einen Kopf ab-
schlédgt, wachsen an der Stelle zwei neue,
wir wissen dann nur nicht mehr: Wo?“ sagt
ein szenekundiger Verfassungsschiitzer.

Der Schock und die Fassungslosigkeit
iber den Rechtsterrorismus und seinen
moglichen Verbindungen in die mit Steu-
ermitteln finanzierte NPD lésst einen er-
neuten Verbotsversuch wahrscheinlich
werden. Anfang Dezember rangen die
Innenminister und -senatoren der Lénder
und des Bundes auf ihrer Herbsttagung in
Wiesbaden um eine einheitliche Haltung.
Warner gibt es viele. Sie alle haben in
der aufgeheizten Stimmung gegen den
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Verdacht zu kdmpfen, als Gegner eines er-
neuten Verbotsverfahrens keine Gegner
der NPD zu sein. Zu den Warnern zéhlen
der Prozessvertreter der Bundesregierung
beim ersten NPD-Verbotsverfahren im
Jahr 2003, Prof. Hans Peter Bull, und
der friithere Président des Bundesverfas-
sungsgerichts, Hans-Jiirgen Papier. ,,Man
muss im Augenblick die Befiirchtung ha-
ben, dass sich die Politik fiir einen neuen
NPD-Verbotsantrag entscheidet oder
schon entschieden hat, ohne vorher die
Erfolgsaussichten genau zu priifen, also
den zweiten vor dem ersten Schritt zu
tun®, sagte er auf der Herbsttagung des
Bundeskriminalamtes. Papier: ,,Ein sol-
ches Verhaspeln geht meistens nicht gut.
Die Politik ist also dabei, wieder einmal
in eine unségliche Falle hineinzulaufen.*

In der Falle sitzt sie schon. Selbst wenn
sie aufgrund hoherer Einsicht von einem
erneuten Verbotsverfahren jetzt Abstand
nimmt, wird das die Neonazi-Partei als
Bestiétigung ihrer politischen Legitimitét
propagandistisch ausschlachten, mit ver-
heerender Signalwirkung auf die rechte
Szene. Was aber, wenn das Bundesver-
fassungsgericht auch einen zweiten NPD-
Verbotsantrag ablehnte? Wohl kaum
jemand wiirde sich die Miithe machen,
selbstkritisch ein derartiges Urteil zu le-

Rechtsextremisten demonstrieren Anfang
September 2010 in Dortmund. Wahrend die
fast 40 Gegendemonstrationen grofdtenteils
friedlich abliefen, kam es zu Auseinander-
setzungen zwischen Polizei und Neonazis.
Foto: Sascha Schuermann/ddp

Bildschirmfoto aus dem Bekennervideo der
terroristischen Vereinigung ,Nationalsozia-
listischer Untergrund“ (NSU), das auf DVD
in dem explodierten Haus in Zwickau gefun-
den wurde. Foto: ddp

sen, dullerstes Unverstdndnis gegeniiber
dem hochsten Gericht wire noch das
kleinste Problem. Dies eine Zwickmiihle
zu nennen, ist hochst untertrieben.

So sieht das ,,deutliche Signal“ und die
,.klare Botschaft“, vor der Hessens Innen-
minister Boris Rhein (CDU) als Gastge-
ber der Tagung in Wiesbaden spricht, eher
aus wie ein geordneter Riickzug.

»Die Bekdmpfung des Rechtsextre-
mismus ist eine Daueraufgabe von hoher
Prioritéat, hie3 es auf der der Abschlus-
spressekonferenz. Das hat niemanden
wirklich iiberrascht. Und weiter: ,,Die
Innenminister und -senatoren der Léander
und der Bundesminister des Innern sind
sich einig, dass die NPD eine Partei ist,
die nach ihren Zielen und dem Verhalten
ihrer Anhinger darauf ausgerichtet ist, die
freiheitlich demokratische Grundordnung
zu beeintrachtigen und zu beseitigen. Ihre
Ideologie ist menschenverachtend, de-
mokratiefeindlich, antidemokratisch und
antisemitisch. Deshalb streben die Mini-
ster und Senatoren ein erfolgreiches NPD-
Verbot an. Mit Blick auf die hohen ver-
fassungsrechtlichen Hiirden sieht die IMK
die Notwendigkeit, zuvor die rechtlichen
und tatséchlichen Voraussetzungen eines
Verbots aufzuzeigen, abzuwégen und zu
bewerten.” Innenminister Boris Rhein:
,,Ein solches Verbot muss sorgfiltig vor-
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bereitet sein. Deshalb bitten wir, die be-
stehende Bund-Lander-Arbeitsgruppe,
einen Kriterienkatalog zu erarbeiten und
entsprechendes Material zusammenzu-
stellen. Ein erneutes Scheitern vor dem
Bundesverfassungsgericht konnen wir uns
nicht leisten.*

Konkreter wurde Niedersachsens In-
nenminister Uwe Schiinemann: Er warnte
als Sprecher der CDU-Léander vor der
Annahme, dass man praktisch kurz davor
sei, die NPD zu verbieten. Erst miisse
sauber nachgewiesen werden konnen,
dass die NPD Gewalt gegen den Staat
angewendet habe und dass eine Verbin-
dung zum Rechtsterrorismus bestehe, so
Schiinemann.

Ohnehin geben sich die politischen
Akteure alle Miihe, das Vertrauen in die
Wehrhaftigkeit der Demokratie gegen ihre
Feinde von rechts und von links zu verspie-
len. Ankiindigungen, die Sicherheitsbe-
horden im Kampf gegen den Terrorismus
zu stdrken, zerbroseln von Tag zu Tag.

An die Spitze der Kritiker iiber das
»Versagen“ der deutschen Sicherheits-
behorden stellte sich unmittelbar nach
Entdeckung des Terror-Trios von Zwi-
ckau Bundesjustizministerin Leutheusser-
Schnarrenberger. Gegeniiber der Siid-
deutschen Zeitung sagte sie: ,,Das gesamte
System deutscher Sicherheitsinstituti-
onen, unter anderem 32 Landeskriminal-
und Landesverfassungsschutzamter, ha-
ben es nicht geschafft, eine rechtsextreme
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Mordserie zu verhindern oder die Taten
in einen rechtsextremen Zusammenhang
einzuordnen. Obwohl es Hinweise gab.
Jetzt braucht es eine genaue Fehlerana-
lyse.“ Und weiter: ,,Das gesamte Alarm-
system gegen rechts hat nicht funktioniert
und das mehr als zehn Jahre.* Damit das
in Zukunft funktioniert, hat Bundesin-

Mehrere hundert Menschen haben Mitte
November 2011 mit einem Schweigemarsch
im Stadtteil Altona in Hamburg demons-
triert, um an die Opfer der Mordserie von
Neonazis an Menschen mit auséndischen
Wurzeln zu erinnern. Foto: Bodo Marks/dpa

nenminister Friedrich eine Verbunddatei-
Rechtsextremismus vorgeschlagen. Die
wiederum hat die Bundesjustizministerin
gleich im Ansatz ausgebremst. Ein Re-
cherche- und Analyseinstrument gegen
den Rechtsterrorismus, oder, wie sie es
nennt, einen ,,Daten-Pool, aus dem sich
alle Behorden frei bedienen®, will sie
nicht.

Auch eine Erhohung der Priif- und
Hochstspeicherfristen fiir bei den Nach-
richtendiensten und den Polizeibehdrden
des Bundes gespeicherte Daten entbehre
einer Rechtfertigung, so die Ministerin.
Hartnéckig verweigert sie auch die Vor-
ratsdatenspeicherung. In diesem Fall hat
die fehlende Vorratsdatenspeicherung zur
Folge, dass fiir die Ermittlungsbehorden
wertvolle Daten zum terroristischen Um-
feld der Gruppe nicht verfiigbar sind oder
ihre Herausgabe von privaten Providern

verweigert werde, wie BKA-Chef Ziercke
beklagte.

Immerhin sind sich zumindest die
Innenminister darin einig, dass ein ge-
meinsames Abwehrzentrum, das beim
Bundeskriminalamt angesiedelt sein soll,
und eine zentrale Datei gegen den Rechts-
extremismus ,,weitere wichtige Schritte®
seien, ,,dem braunen Spuk wirkungsvoll
zu begegnen.“ Sie beschlossen auch eine
verstirkte Internetbeobachtung der rech-
ten Szene. Dazu zédhlen beispielsweise
rechtsextremistische Kameradschaften,
autonome Nationalisten, sowie andere
gewaltbereite rechtsextremistische Zu-
sammenschliisse.

Ob die Einigkeit von Bund und Lén-
dern und der Lander untereinander der
wachsenden Entfernung zum Schock
standhalt, ist fraglich.

Die Starkung der Rechte des General-
bundesanwaltes, der in Fillen schwerer
Kriminalitdt mit ldndertibergreifendem
Bezug durchgreifender ermitteln kénnen
sollte, erfuhr bereits im ersten Anlauf
einen Dampfer: Als Staatsanwilte der
Bundesanwaltschaft aus Karlsruhe Akten
beim hessischen Landesamt fiir Verfas-
sungsschutz einsehen wollten, habe sich
Hessens Innenminister Boris Rhein — aus-
gerechnet am Rande des Sondertreffens
,Rechte Gewalt” der Innen- und Justiz-
minister von Bund und Léndern in Berlin
— tiber den ,,schlechten Stil“ beklagt.

Peter Carstens brachte es in einem
FAZ-Kommentar auf den Punkt: , Der
Irrsinn der fragmentierten Abwehrorgani-
sation wird dem Verniinftigen schon beim
Anblick von mehr als siebzig Ministern,
Préasidenten und Amtschefs deutlich, die
hierzulande jeweils fithrend fiir jeweils
siebzehn mal zwei Verfassungsministe-
rien, Polizeibehorden und etliche Nach-
richtendienste zustidndig sein sollen.*

Wer in den ersten Tagen und Wochen
nach dem 4. November lauthals von
»Pannen®, ,Desaster” und ,,Blamage“
der Sicherheitsbehorden geredet hat, zeigt
so zumindest im Nachhinein, wer dafiir
verantwortlich ist. Dabei gerit der eigent-
liche Gegner aus dem Blickfeld und das
wiirde dann zum zweiten Mal passieren.

»-Man wollte sich im wiedervereini-
gten Deutschland nicht eingestehen, dass
sich militante rechtsterroristische Bewe-
gungen etablieren®, sagt Bernd Wagner
in ,der Freitag®“. Wagner weiter: ,,Wir
hatten es nach der Wende mit einer auch
in der Allgemeinbevolkerung breit ver-
ankerten rechtsradikalen Bewegung zu
tun, mit einem Sympathisantenfeld bis
in die Elterngeneration hinein. Mitte der
90er Jahre gingen aus dieser Bewegung
viele Gruppen in eine Art organisierten



Widerstand mit militanten Aktionen und
mit kultureller Subversion. Es gelang der
Bewegung in vielen Teilen Deutschlands,
eine rechtsradikale Lebensweise kulturell
zu verankern. Das alles wurde von den
Behorden leider nicht ernsthaft in den
Blick genommen.*

Obwohl es ins Auge sprang. GdP-Vor-
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durchsetzen und sich zu Versammlungen
in geschlossenen Rdumen ohnehin treffen
diirfen, ohne jemanden fragen zu miis-
sen.*

Der Direktor beim Polizeiprédsidenten
von Berlin, Prof. Michael Knape, fiihrt
die Direktion 6, die sich aus den Berli-
ner Verwaltungsbezirken Lichtenberg,

Baseballschldger mit SS-Runen, Schlagring, Dolch, Schlagstocke: Von der Polizei bei
Rechtsextremisten beschlaglagnahmte Werkzeuge brutaler Gewalt werden im Kélner

Bundesamt fiir Verfassungsschutz ausgestellt.

sitzender Bernhard Witthaut zeigt auf:
»-.. Neonazis die in Gruppen in Dorfern
herumhiéngen, in denen keine rechtsstaat-
liche Ordnungsmacht mehr prisent ist.
Die durch Straen in Stddten marschie-
ren und gegen die die Polizei machtlos
ist, solange sie keine Straftaten begehen.
Die Demonstrationsaufziige gerichtlich

Foto: Oliver Berg/dpa

Marzahn-Hellersdorf und Kopenick-
Treptow zusammensetzt, hat sie jeden
Tag vor Augen: die Glatzen mit ihren
Springerstiefel und Runen-Tattoos. Keine
Schulbildung. Keine Perspektiven. Keine
Midchen. Dafiir Alkohol weit iiber das
Abwinken hinaus.

Als die Polizei vor zwei Jahren mit

einer Grofirazzia gegen die rechte
Musikszene mehr als 200 Wohnungen
und Laden in allen Bundesldndern durch-
suchte, und mehr als 45.000 CDs und etwa
170 Computer von iiber 100 verdichtigen
Personen beschlagnahmte sowie rund 70
Waffen fand, konzentrierten sich in Berlin
die MaBBnahmen vor allem in seinem Zu-
stidndigkeitsbereich. ,,Man muss den Rech-
ten stiandig auf den Fiien stehen®, sagte
Prof. Knape damals gegeniiber ,,Deutsche
Polizei“. Knapes Devise fiir Rechtsextre-
misten: Keines ihrer Gipfeltreffen bleibt
unbehelligt. Keine rechtsextreme Party
ohne Polizeibesuch. Den Spagat zwischen
Demonstrationsrecht und Bekdmpfung
des Rechtsextremismus beherrscht er seit
Jahren. Er lésst fiir Neonazis die Straf3e
frei rdumen von Gegendemonstranten
— aber ein volksverhetzender Satz aus
einer Goebbels-Rede, unter Pflastern
verborgene Hakenkreuz-Tattoos — die
Polizei greift zu. Springerstiefel? Dann
muss der nationale Widerstand auf So-
cken durch die Stra3en. Alkoholverbot,
Reden-Zensur. Knape: ,,Man muss den
Rechten zeigen, wer Herr im Hause ist.“
Seine konsequente Linie blieb fiir ihn
nicht ohne Folgen: Neonazis terrorisierten
seine Angehorigen nachts am Telefon,
Steckbriefe mit seinem Konterfei wurden
verteilt, eine Demonstration vor seiner
Haustiir wurde von den Rechten offiziell
angemeldet.

Den rechten Sumpf austrocknen?
»Wenn jeder, der sich im Kampf gegen
Rechts engagiert, mal ein paar Jungens
ins Auto packt und zu einem FuB3balltur-
nier fihrt oder einen Grillabend fiir sie
veranstaltet, der trifft die rechte Szene an
ihrer empfindlichsten Stelle. Die meisten
Jugendlichen sind noch umkehrbar, wir
diirfen sie nicht kriminalisieren.*

Riidiger Holecek

Plane des Bundesinnenministers zur Bekampfung
rechtsextremistischer Gewalt

Auf einer Pressekonferenz stellte Bundesinnenminister Friedrich einen
Maginahmenkatalog seines Hauses zur Bekampfung rechtsextremis-

tischer Gewalt vor.

Gemeinsames Abwehrzentrum

BfV und BKA sollen — nach dem Vor-
bild des GTAZ (Gemeinsames Terroris-
musabwehrzentrum) zur Bekdmpfung
des internationalen Terrorismus — ein Ab-
wehrzentrum Rechtsextremismus einrich-

ten. Dabei soll iibernommen werden, was
sich im Berliner GTAZ bewihrt hat: u.a.
tiagliche Lagebesprechung, operativer In-
formationsaustausch, Fallauswertung und
Analysen. Friedrich: ,,Polizei- und Verfas-
sungsschutzbehorden sitzen an einem Tisch,
der Informationsfluss wird erleichtert und
operative MaB3nahmen konnen reibungs-
loser abgestimmt werden.”

Verbunddatei-Rechts-
extremismus

Es soll eine gemeinsame Verbunddatei-
Rechtsextremismus fiir Polizei und Ver-
fassungsschutz (von Bund und Landern)
vergleichbar der Anti-Terror-Datei (ATD)
fiir den Bereich Islamismus eingerichtet
werden. Die Datei soll — vergleichbar dem
erweiterten Datenkranz der ATD - In-
formationen zu Gewaltbereiten, Gewalt-
befiirwortenden und Kontaktpersonen,
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Vereinigungen, Strukturen und sonstige
Daten enthalten.

Zwar fithren Polizeien und Nachrichten-
dienste jeweils eigene Dateien zum Rechts-
extremismus. Neu sei jedoch eine geplante
Verkniipfung dieser Datenbestdnde. Eine
Verbunddatei ermogliche ein genaueres
Gesamtbild. Dieser Verbund von Daten
aus dem repressiven Bereich und aus der
Vorfeldbeobachtung ergibe, so der Bun-
desinnenminister, einen realen Mehrwert
gegeniiber den bisherigen Insellosungen.

Starkung des Generalbundes-
anwalts (GBA)

Der Generalbundesanwalt sollte in
Fillen schwerer Kriminalitdt mit ldnderti-
bergreifendem Bezug eine stirkere Rolle
spielen. Die Ceska-Morde zeigten, dass es
nicht ausreiche, dass die Ermittlungen nur
dann beim GBA konzentriert werden kon-
nen, wenn die Erkenntnisse von vornherein
in Richtung Staatsschutzbezug deuteten.

Verlangerung der
Speicherfristen

Die gesetzlichen Loschungsfristen fiir
personenbezogene Daten iiber extremis-
tische, insbesondere militante Bestre-
bungen, sollen verldngert werden. Heute
miissen Daten zu Rechtsextremisten bereits
nach 5 Jahren auf Loschung tiberpriift und
nach 10 Jahren geloscht werden, wenn keine
neuen Erkenntnisse hinzugekommen sind.
Gerade der aktuelle Fall der iiber viele
Jahre ,,abgetauchten” rechten Gewalttéter
zeige, dass diese Fristen zu kurz seien.

Erweiterte Speicherbefugnis

Der Umfang der Speicherbefugnis der
Verfassungsschutzbehodrden in gemein-
samen Dateien (NADIS-neu) miisse an
die tatséchlich verschwimmenden Grenzen
zwischen gewaltfreiem und gewaltbereitem
Extremismus angepasst werden. Es sollen
umfassende Hintergrunddaten zu allen Ex-
tremisten gespeichert werden diirfen, auf
die alle Verfassungsschutzbehorden zugrei-
fen konnen. Derzeit gilt: Uber gewaltfreie
Extremisten diirfen nur wenig (Fundstel-
lendaten), iiber gewalttétige Extremisten
umfassendere Informationen gespeichert
werden. Die Einteilung gewaltfrei/gewaltta-
tig stammt von 1990 und gelte in der Lebens-
wirklichkeit nicht mehr. In allen Bereichen
entwickelten sich Personen oftmals flieBend
von der Gewaltfreiheit in die Gewaltbe-
reitschaft hinein; sie radikalisierten sich.
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Notwendig sei daher eine Anderung von
§ 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes
(BVerfSchG).

Zentralstellenfunktion
des BfV starken

Die grundsitzliche Struktur im Verfas-
sungsschutzverbund mit hoher Eigenver-
antwortung der Lander bezeichnete der
Bundesinnenminister als Teil des Foderalis-
mus. In der Richtlinie zur Zusammenarbeit
der Verfassungsschutzbehdrden von Bund
und Lindern sei gemeinsam mit den Lan-
dern die Federfiihrung des Bundesamtes im
islamistischen Terrorismus festgeschrieben
und erfolgreich. Diese Federfithrung des
Bundes sollte sich durch Anpassung der ent-
sprechenden Vorschrift auf den Bereich des
militanten Rechtsextremismus erstrecken.
Dies stelle auch sicher, dass alle Informa-
tionen der LfV, insbesondere Quellenmel-
dungen, ungefiltert beim BfV ankommen
und dort zentral ausgewertet werden.

Gesamtkonzeption zur
Bekampfung rechter Gewalt

Es werde eine Gesamtkonzeption von
Polizei und Verfassungsschutz zur Bekdmp-
fung rechter Gewalt erstellt. Diese beinhalte
zum einen die wesentlichen Mafnahmen
des Verfassungsschutzes und der Polizei,
zum anderen identifiziere sie die wichtigsten
Felder der Zusammenarbeit von Polizei und
Verfassungsschutz. Dazu gehorten zum Bei-
spiel die Aufhellung relevanter Personenpo-
tenziale und die Erstellung abgestimmter
Lagebilder. Ein zentrales Instrument, um
die Kooperation zwischen Polizei und Ver-
fassungsschutz zu stirken, sei dabei die
Einrichtung einer Koordinierungsgruppe
PMK-rechts, in der das BKA, die Lande-
skriminaldmter, BfV und Landesdmter fiir
Verfassungsschulz, aber auch der General-
bundesanwalt vertreten sein wiirden.

Internetbeobachtung starken

Rechtsextremistische Seiten und Inhalte
im Netz sollen stringent und konsequent
beobachtet und ausgewertet werden. Hierzu
werde ein Aufbaustab im BfV eingerich-
tet. Radikalisierungen im Internet sollen
so frithzeitig erkannt und strafrechtliche
Inhalte konsequent an die zustdndigen
Strafverfolgungsbehorden weitergeleitet
werden.

Die bisherigen Ermittlungen deuteten
zwar nicht darauf hin, dass die Mitglieder
der Zelle im Internet radikalisiert worden

waren oder das Internet als Hilfs- und Pla-
nungsmittel fiir ihre Taten genutzt hitten.
Dennoch sei es Fakt, dass Extremisten das
Netz als Kommunikationsmittel, als Propa-
gandaraum und als ,,Borse* zur Anwerbung
von Mitgliedern nutzten. Damit werde das
Internet auch zum Instrument der Radi-
kalisierung.

DVD der ,NSU™

Diese DVD mit Aufnahmen von den Morden
der terroristischen Vereinigung , Nationalso-
Zialistischer Untergrund“ wurde Anfang De-
zember 2011 von der Bundesanwaltschaft in
Karlsruhe préasentiert.

Foto: Franziska Kraufmann/dpa

Die Konzeption werde sich im Wesent-
lichen an das Gemeinsame Internetzentrum
anlehnen, das zur Sichtung islamistischer
Internetinhalte eingerichtet wurde.

Kameradschaften uiberpriifen

Das BfV werde die Kameradschaften
einer generellen Priifung unterziehen. Hier-
zu soll eine neue Bund-Liander-Arbeits-
gemeinschaft eingerichtet werden. Eine
noch stdrkere gemeinsame Erfassung und
Bewertung dieser Szene, insbesondere der
maf3geblich handelnden und gewaltbereiten
Personen sei wichtig, weil sich das neo-
nazistische Spektrum mehr und mehr zur
treibenden Kraft des Rechtsextremismus
in Deutschland entwickle.

Unaufgeklarte Falle uiberpriifen

BKA und BfV sollen alle nicht aufgeklr-
ten ,,Altfille” (insbesondere Bankiiberfille,
Sprengstoffanschldage, Morde) seit 1998,
die entsprechend ihrer Begehungsweise
ebenfalls fiir eine Téterschaft des Trios in
Betracht kommen konnten, tiberpriifen.

Riidiger Holecek
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Erste Frau an der Spitze
der europaischen
Polizeigewerkschaften

Anna Nellberg ist 1. EuroCOP-Prasidentin

ie 39-jahrige schwedische Po-
lizeibeamtin Anna Nellberg
ist vom EuroCOP-Kongress
zur Nachfolgerin des scheidenden Prai-
sidenten Heinz Kiefer gewéhlt worden.

fer nicht erneut an. Uber viele Jahre
hatten Gewerkschaftsfunktionire aus
Deutschland, allen voran Hermann Lutz
und Heinz Kiefer, die Geschicke von
EuroCOP und dem Vorginger UISP

Die neue EuroCOP-Présidentin Anna Nellberg und ihr Vorgénger, Heinz Kiefer.

Nellberg setzte sich in einer Kampfab-
stimmung mit 70 % der Delegierten-
stimmen gegen den Nordiren Terrence
Spence durch. Zum 1. Vize-Présidenten
wurde Frank Richter gewihlt, der auch
Vorsitzender des GdP-Landesbezirks
Nordrhein-Westfalen ist.

Rund 150 ordentliche und Gast-Dele-
gierte kamen vom 20. bis 23. November
2011 in Barcelona zusammen, um beim
3. Ordentlichen EuroCOP-Kongress ei-
nen neuen Vorstand zu wihlen und die
Weichen fiir die kommenden vier Jahre
zu stellen. Nach achtjahriger Amtszeit
trat der bisherige Prasident Heinz Kie-

geprégt. ,,Wir Deutschen haben uns in-
tensiv dafiir eingesetzt, dass mit Anna
Nellberg es nicht nur zu einer deutlichen
Verjiingung an der Spitze von EuroCOP
kommt, sondern auch das Signal eine
Frau zur 1. Prédsidentin einer europi-
ischen Polizeigewerkschaftsorganisation
zu wihlen, ist fiir uns enorm wichtig*,
betont der Vorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei, Bernhard Witthaut.
,,Es gibt Regionen in Europa, die einen
erheblichen Nachholbedarf in der Ge-
schlechtergleichstellung haben. Anna
Nellberg ist ein starkes Signal fiir die
weiblichen Bediensteten in diesen Re-
gionen.” >
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Der GdP-Delegationsleiter Jorg Radek, bei
der Stimmgabe zur Wahl der Présidentin.
Fotos: Sascha Braun

Der Gezeitenwechsel im EuroCOP-
Vorstand wird auch dadurch deutlich,
dass mit dem Niederldnder Han Busker
und dem Schweizer Heinz Buttauer, der
im Ubrigen zum Schatzmeister gewahlt
wurde, neue Kréfte initiativ werden kon-
nen. Mit dem Slowaken Miroslav Litva
und dem Spanier Mauricio Moya wird auf
bewihrte Krifte gesetzt. Der EuroCOP-
Kongress verabschiedete dartiber hinaus
ebenfalls mit groBem Dank den schei-
denden Biiroleiter, Jan Velleman, der
eine neue Funktion im GdP-Landesbezirk
Nordrhein-Westfalen aufnehmen wird.
Velleman war 11 Jahre lang eine starke
Unterstiitzung des Exekutiv-Komitees
von EuroCOP und begleitete den Prozess
der Ausdehnung EuroCOPs intensiv. Sein
Nachfolger, der Deutsche Reinhold Miil-
ler, stellte sich in einer kurzen Rede vor.

Die EuroCOP-Présidentin Anna Nell-
berg skizzierte in ihrer Antrittsrede ihre
Agenda fiir die kommenden vier Jahre.
Es sei ihr Ziel, EuroCOP zu einer noch
stiarkeren politischen Stimme in Europa
zu machen. Die vergangenen Jahre, die
insbesondere von der Aufnahme vieler
osteuropdischer Polizeiorganisationen
geprégt waren, seien richtig und wichtig
gewesen, denn so habe EuroCOP ganz
tatkraftig Hilfe beim Aufbau der Gewerk-
schaftsbewegung leisten konnen. Mit 34
Mitgliedsorganisationen miisse EuroCOP
nun sich einerseits dem Vorhaben wid-
men, eventuell noch wenige Organisati-
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onen aus Frankreich
oder Italien aufzu-
nehmen und ande-
rerseits noch starker
in Briissel an Ein-
fluss zu gewinnen.
Fiir diese verstarkte
politische Arbeit
solle genau gepriift
werden, ob es dafiir
notwendig sei, den
Sitz von EuroCOP
von Luxemburg
nach Briissel zu ver-
legen. ,,Wir haben
als GdP-Delegation
einen fiinfseitigen
Grundsatzantrag in
den EuroCOP-Kon-
gress eingebracht
und damit ganz we-
sentlich die inhalt-
liche Ausrichtung
von EuroCOP mitgepragt®, stellt der
1. Vize-Prisident von EuroCOP, Frank
Richter, klar. ,,Wir wollen und miissen es
schaffen, dass die Mitgliedsorganisationen

Der neue 1. EuroCOP-Vizeprasident
Frank Richter.

im stirkeren Male als bisher erkennen,
dass es fiir sie nutzbringend ist, Teil der
EuroCOP-Familie zu sein. Das geht nur
iiber ein Mehr an politischem Einfluss
und deshalb brauchen wir ein Biiro in
Briissel“, so Richter weiter.

Bedingt auch durch die grole Anzahl
von Mitgliedsorganisationen, aber auch
als Folge der europédischen Finanzkrise,
muss EuroCOP seine Finanzen neu auf-
stellen. Die GdP hat dazu mit entspre-

chenden Antridgen auf dem EuroCOP-
Kongress eine klare Beschlusslage fiir
den Vorstand herbeigefithrt. Nachdem
der scheidende EuroCOP-Finanzchef, Jan
Schonkeren, schon erhebliche Sparbemii-
hungen eingeleitet hat, wird es insbeson-
dere Aufgabe des neuen Schatzmeisters,
Heinz Buttauer, sein, fiir ein gerechtes
Beitragssystem zu sorgen. ,,EuroCOP
braucht ein stabiles finanzielles Funda-
ment, um gewerkschaftspolitisch aktiv
sein zu konnen. Grofle Organisationen
zahlen natiirlich mehr Beitrége als kleine.
Aber wir miissen erreichen, dass jede Or-
ganisation sich nach den eigenen Kriften
moglichst kostendeckend an EuroCOP
beteiligt®, betonte der Delegationsleiter
der GdP, der stellv. Bundesvorsitzende,
Jorg Radek, auf dem Kongress.

Die Delegierten beschiéftigten sich in
zahlreichen Antrégen dariiber hinaus mit
dem anhaltenden Gewaltproblem in Eur-
opa. Die sich verscharfende soziale Lage,
die massive Proteste gegen die Folgen
der Finanzkrise sowie grenziiberschrei-
tende FuBballgewalt stellen neben in-
ternationalen Kriminalitdtsphdnomenen
die Polizeien in Europa vor groe He-
rausforderungen. ,,Auch wenn Europa
gerade einen gewissen Zerfallsprozess
offenbart, so wissen wir als Polizistinnen
und Polizisten doch ganz genau, dass wir
in Europa die Sicherheit der Menschen
nur gemeinsam und mit Konzepten der
partnerschaftlichen Kooperation von Po-
lizeiorganisationen garantieren konnen.
Interpol, Europol und die vielen Koope-
rationen zwischen den Dienststellen sind
eine internationale Erfolgsgeschichte®,
sagte Anna Nellberg.

Wie wichtig die internationale Zusam-
menarbeit ist, macht auch das Erstarken
rechtsextremistischer Organisationen und
Parteien in Europa deutlich. Durch die
entsetzlichen Ereignisse in Norwegen und
motiviert durch die jiingst erkannte Ter-
rorzelle in Deutschland brachten die De-
legationen der GdP und der norwegischen
Polizeigewerkschaft eine gemeinsame Re-
solution (sieche nebenstehenden Kasten)
ein. Frank Richter begriindete diese Re-
solution in eindringlichen Worten, indem
er ausfiihrte, dass der Kampf gegen den
organisierten Rechtsextremismus keine
nationale Aufgabe sei. Unerldsslich sei es,
die Rechtsextremisten und Neonazis nicht
nur vor Ort mit unerbittlicher Hirte zu
bekdampfen, sondern internationale Ver-
flechtungen und entsprechende Finanz-
strome im rechtsextremistischen Bereich
miissten ebenso klar bekdmpft werden.
Es sei vor allem fiir Mitglieder einer in-



ternationalen Gewerkschaftsbewegung
geradezu unertrédglich zu erleben, wie
politische Gewalttdter im rechtsextremen
Spektrum versuchen, die gemeinsamen
europdischen Werte wie Friedfertigkeit,
Solidaritdt und Toleranz in den Abgrund
zu treten. Die Resolution wurde einstim-
mig beschlossen.

Ein europdischer Gewerkschaftskon-
gress kann jedem Teilnehmer auch immer
eine gute Einschétzung tiber die gewerk-
schaftlichen Themenfelder anderer Or-
ganisationen bieten. Insbesondere die
spanischen Kollegen machten mit ihren
eindringlichen Appell an die Schaffung
eines rechtsstaatlichen Disziplinarrechts
deutlich, dass in anderen européischen
Staaten langst nicht die gleichen Standards
herrschen. Nach wie vor wird in einigen
Léandern Druck auf Gewerkschaftsvertre-
ter bis hin zu Existenzbedrohung ausgetiibt
und noch immer ist es nicht selbstver-
standlich, dass sich jeder Beschiftigte
gegen jede Form der Dienstanweisung
in einem geordneten Verfahren wehren
kann. SaschaBraun

EUHD@

Resolution: Europa muss im Kampf
gegen den Rechtsextremismus enger
zusammenriicken

Als Konsequenz aus den Terroran-
schldgen und Morden mit rechtsextre-
mistischem Hintergrund in Norwegen
und Deutschland fordert der 3. Ordent-
liche EuroCOP-Kongress in Barcelona
die europdischen Regierungen auf, im
Kampf gegen den Rechtsextremismus
enger zusammen zu riicken.

»Die europdischen Staaten miissen
ihre Polizeien im Kampf gegen den
Rechtsextremismus personell, mate-
riell besser ausstatten und effizienter
vernetzen. Rechtsextremismus ist kein
nationales Phanomen, sondern ein ge-
meinsames europdisches Problem. Er
zerstort die Grundlagen unserer Gesell-
schaften und greift die Wurzeln unserer

auf Freiheit, Friedlichkeit, Toleranz
und Rechtsstaatlichkeit griindenden
Verfassungen an.*

Der EuroCOP-Kongress fordert des
Weiteren die Regierungen der euro-
péischen Staaten nachdriicklich auf,
gegen ein europaweites Netzwerk von
Neonazis mit groer Entschlossenheit
vorzugehen. Es miissen Konzepte er-
arbeitet werden, aus denen klar hervor
geht, dass alle Staaten ein friedliches
und tolerantes Europa wollen. Unver-
hohlener Hass und Menschenverach-
tung, der sich auch in brutaler Gewalt
gegeniiber Polizeibediensteten zeigt,
darf kein Platz in Europa haben.

Niirnberg, Germany
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VDP-SACHBUCH

,<Abgeknallt“ — schonungsloser Blick
auf gefahrlichen Polizeialltag

Einen schonungslosen Blick auf den gefahrlichen Alltag von Polizistinnen
und Polizisten wirft das neu im Verlag Deutsche Polizeiliteratur (VDP)
erschienene Sachbuch , Abgeknallt — Gewalt gegen Polizisten“. Auf einer
Pressekonferenz zur Vorstellung des Buches Ende November 2011 in
Diisseldorf sagte der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei,
Bernhard Witthaut: ,,Zum ersten Mal wird die zunehmende Gewalt gegen
Polizeibeamte in hoher Intensitat und grof3er Faktenfiille dargestellt.
Wer den Gewalt-Report des Diisseldorfer Journalisten und Schriftstellers
Peter Jamin liest, ist erschiittert.”“ Jamin, der bereits 2007 fiir den VDP
liber das schwere Schicksal der Angehorigen von Vermissten schrieb,
erganzte ,Es geht um das Feindbild Polizei, um die Radikalisierung von
Gruppen, um Alkohol als Aufputschmittel fiir die Tater wie auch um
Angstsituationen, Eigensicherung und Nachsorge.“

er Mord an einem Polizeibe-
Damten im bayerischen Augs-
burg Ende Oktober 2011, der

wenig spéter durch den Karlsruher Bun-
desgerichtshof erfolgte Freispruch eines
zunéchst zu achteinhalb Jahren Haft we-
gen Totschlags an einem Beamten eines
Spezialeinsatzkommandos verurteilten
Angehorigen der ,,Hells Angels und die
iiberraschende Aufkldrung des Mordes an

haut, zuletzt eine tragische Aktualitét
verliehen.

Polizei als Vertreter eines
verhassten Systems
Sachbuchautor Jamin berichtete indes

iiber besorgniserregende Ergebnisse seiner
Recherche iiber die Gewalt gegen Polizei.

schaft extremer Gruppen: ,,Seien es linke
Autonome oder der ,Nationaler Wider-
stand® — Polizeibeamte werden nicht als
Menschen gesehen, sondern als sichtbare
Vertreter eines verhassten Systems —nim-
lich unseres demokratischen Rechtsstaates.
Thren Hass setzen sie immer héufiger
durch lebensbedrohliche Angriffe auf Po-
lizistinnen und Polizisten in Taten um. Das
hinterlésst tiefe Spuren in der Polizei.*

Polizei in explosivem
Spannungsfeld

In ,,Abgeknallt — Gewalt gegen Poli-
zisten“ schildert der 60-jahrige Sachbuch-
autor Jamin, wie ein Polizist nachts von
einem biirgerlich wirkenden und zunéchst
Hilfe suchenden Mann in seiner Polizeiwa-
che im bayerischen Passau iiberfallen und
gefangen genommen wird. Es folgen 55
Minuten eines dramatischen Kampfes, in
dessen Verlauf dem Polizisten mit der ei-
genen Dienstwaffe in den Kopf geschossen
wird. Mit ungewohnlich starkem Uberle-
benswillen und mit letzter Kraft versucht

GdP-Bundesvorsitzender Bernhard Witthaut
(2.v.l.) und Sachbuchautor Peter Jamin
(2.v.r.) bei der Pressekonferenz zur Vorstel-
lung des neuen VDP-Titels ,,Abgeknallt —
Gewalt gegen Polizisten“. Im Podium dabei:
VDP-Geschaftsfiihrer Joachim Kranz (1.);
durch die Pressekonferenz fiihrte GdP-Pres-

sesprecher Riidiger Holecek. Fotos: GdP

der 2007 in Heilbronn durch Rechtsterro-
risten getoteten Polizeibeamtin Michele
Kiesewetter hitten dem Buch, so Witt-
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So werde beispielsweise alle 90 Minuten
in Nordrhein-Westfalen ein Polizist im
Dienst angegriffen. Das sei nicht nur fiir
den einzelnen Betroffenen, seine Familie
und Kollegen ein groles Problem. Jamin:
»Da versagt ein Staat, dessen Biirger of-
fenbar immer mehr den Respekt vor ihm
verlieren und das nicht zuletzt durch Ge-
waltattacken gegen seine Vertreter zum
Ausdruck bringen.*

Seit Jahren, fithrte GdP-Vorsitzender
Witthaut an, wachse die Gewaltbereit-

der Polizist sein eigenes und das Leben
seiner Kollegen zu retten. Anhand dieses
Falles beleuchtet Jamin die vielen Aspekte
dieses Themas und ldsst dabei zahlreiche
Experten zu Wort kommen, darunter auch
den GdP-Bundesvorsitzenden Bernhard
Witthaut.

Jamin: ,,Viele Polizisten befinden sich
in ihrem Berufsalltag in einem explosiven
Spannungsfeld von Frieden und Krieg.
Gerade noch suchen sie nach einem ver-
missten Kind oder einem verwirrten Rent-



Peter Jamin
(60), ist seit
mehr als 35
Jahren als
Journalist und
Schriftsteller
téatig. Der
Diisseldorfer
arbeitete u. a.
als stellvertre-
tender Redakti-
onsleiter in Re-
daktionen der
WAZ-Gruppe,
publizierte mehr
als 30 Biicher
und veroffentlichte neben zahireichen Arti-
keln und Kolumnen auch als Autor und Re-
gisseur von Fernsehreihen und -dokumenta-
tionen. So entwickelte und betreute er fiinf
Jahre lang die TV-Reihe ,, WDR-Vermisst“
fiir den Westdeutschen Rundfunk, mit der
er das Thema ,,Vermisste Menschen* in
Deutschland bekannt machte.

Fiir den Verlag Deutsche Polizeiliteratur
schrieb er bereits das Sachbuch ,,Vermisst
- und manchmal Mord*“, das 2007 im VDP
erschienen ist (DP berichtete in 4,/2007).

ner und im ndchsten Moment geraten sie
mitten hinein in einen Rockerkrieg oder
Bankiiberfall.“ Sein Buch, so der Autor
weiter, benenne neben erschreckenden
Gewalttaten und Einzelschicksalen zahl-
reiche Daten und Fakten, bringe sie in
einen gesamtgesellschaftlichen Zusam-
menhang und zeigt die Folgen fiir die
Gesellschaft auf, ,,wenn Verbrechen wie
diese zur Tagesordnung in Deutschland
werden.”

Zugleich, so Witthaut, gegeniiber den
zahlreichen Pressevertretern, zeichne
Jamins Buch vor allem dessen eindring-
liche Sprache aus. Dem Leser werde die
seelische und korperliche Belastung der
Polizistinnen und Polizisten drauflen auf

VDP-SACHBUCH

den StraBlen sehr nahe gebracht. Aber
der Autor weiche auch kritischen Fragen
nicht aus. Es gehe um Selbstverteidigung
und Schusswaffengebrauch ebenso wie
um Fragen der allgemeinen Sicherheit fiir
die Bevolkerung oder um psychologische
Themen wie Angstbewiltigung oder den
Umgang mit Aggressionen. Jamin: ,,Ich
habe auch gefragt, was es bedeutet, ei-
nen Menschen bewusst zu toten und den
sogenannten Finalen Rettungsschuss an-
zuwenden.

Gefahrdung fiir Polizeibeamte
steigt

Polizeibeamtinnen und -beamte, so
raumte der GdP-Vorsitzende ein, gingen
von Berufs wegen ein deutlich hoheres Risi-
ko ein, in Ausiibung ihrer Tatigkeit verletzt
oder sogar getotet zu werden. Durch die
Biirde der latenten Gefdhrdung von Leib
und Leben giben sie ihrem Arbeitgeber,
dem Staat, einen erheblichen Vorschuss.
Ein Preis, der angesichts von Kriminalsta-
tistiken und gegenwértigen wissenschaft-
lichen Gewalt-Studien, augenscheinlich
permanent steige. Witthaut. ,,Seit 1945 sind
nach Zahlen der Deutschen Hochschule
der Polizei (DHPol) 392 Polizistinnen und
Polizisten durch Rechtsbrecher getotet
worden. Nur unzureichend gezédhlt und
kaum zu schétzen ist dagegen die Menge an
lebensbedrohlichen Angriffen mit Stich-,
Hieb- und Schusswaffen, durch gezielte
Stein- oder Flaschenwiirfe, durch das Be-
werfen mit Feuerwerkskorpern und brenn-
baren Fliissigkeiten oder durch brutale
korperliche Gewalt, die Polizeibeamtinnen
und -beamte bei ihren Streifenfahrten,
Demonstrationseinsidtzen, dem Schutz
von Castor-Transporten, der Begleitung
von FuBballfans, dem Streitschlichten bei
héuslicher Gewalt, nidchtlichen Personen-

Abgeknalit -
Gewalt gegen
Polizisten, Peter
Jamin, VDP, 2011,

248 Seiten,
A 12,99 Euro,
Abzaknall ISBN 978-3-8011-
e

kontrollen oder
weiteren Einsét-
zen ausgesetzt
waren.“ Mehr
Licht ins Dunkel
hitten die bereits
veroffentlichen Zwischenergebnisse der
vom Kriminologischen Forschungsinstitut
Niedersachsen e. V. (KFN) durchgefiihrten
Studie ,,Gewalt gegen Polizei* (DP berich-
tete) gebracht. Die Konturen der Titer,
also wer, in welchen Situationen Polizisten
attackiere, wiirden immer schérfer, die teils
schwerwiegenden Folgen solcher Angriffe
auf die Beamten immer deutlicher.

Alltagliche Gewalt
gegen die Polizei

Der Polizeiberuf, sagte VDP-Autor Ja-
min, sei besonders schwierig. Einerseits
wiinsche man sich durchsetzungsstarke Po-
lizisten, andererseits wiirden genau diese
Frauen und Ménner immer héufiger Opfer.
Witthaut: ,,Polizisten werden geschlagen,
getreten, bespuckt oder beleidigt. Das ist
heute Polizei-Alltag. Die Kollegen schrei-
ben jaschon gar keine Anzeige mehr, wenn
sie beleidigt werden®. Gewalt gegen Poli-
zisten diirfe nicht mehr toleriert werden.

Dabel, so zitiert Jamins Buch aus einer
repriasentativen Umfrage des Magazins
»Reader‘s Digest“ unter 33.000 Lesern
in 16 Landern Europas, werde gerade
der deutschen Polizei viel Vertrauen
geschenkt. Polizisten in Deutschland er-
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VDP-SACHBUCH

hielten demnach einen Vertrauenswert
von 79 Prozent und iiberfliigelten damit
ihre europdischen Kollegen um rund 20
Prozent sowie die Pfarrer und Priester im
eigenen Land gar um 40 Prozent. ,,Das ist
ein Spitzenergebnis und eine gute Basis
fiir eine vertrauensvolle Zusammenarbeit
zwischen Polizei und Biirgern®, schreibt
Jamin, sagt jedoch: Vertrauen sei gut— En-
gagement, Aufklarung und Unterstiitzung
der Polizisten angesichts der verdnderten
Anforderungen aber wichtiger. Die ge-
sellschaftliche tiber zukiinftige Anforde-
rungen an die Polizei und die Zukunft der
Sicherheit in Deutschland sei langst fallig.

Dienstherr in der Pflicht

In seinem Buch, so Jamin, erkenne er an,
in wie vielféltiger Weise sich die GdP mit der
Gewalt gegen Polizisten auseinandergesetzt
habe. In Interviews, Positionspapieren und
Presse-Statements sei eine ganze Facette
von Vorschldgen und Forderungen erkenn-
bar geworden, die allein zum Ziel hitten,
den dienstlichen Alltag von Polizistinnen
und Polizisten wieder sicherer zu machen,
darunter ein verbesserter Rechtsschutz ver-
letzter Beamter durch den Dienstherrn und
die Schaffung eines Paragraphen 115 StGB.
Witthaut: ,, Tétliche Angriffe auf Polizeibe-
amtinnen und -beamte miissen mit einer
Strafandrohung zwischen drei Monaten bis
zu fiinf Jahren deutlich hérter bestraft wer-
den als Widerstandshandlungen. Attacken
auf nichtsahnende Streifenbeamte im tég-
lichen Dienst werden von der Strafbarkeit
bisher gar nicht erfasst. Die Téter gehoren
auch dann bestraft, wenn bei solch hinter-
hiltigen Angriffen Beamter oder Beamtin
nicht verletzt werden.

Ofter mit Abwehr von Angriffen
beschaftigt

An aufschlussreichem Zahlenmaterial
mangelt es in ,,Abgeknallt — Gewalt gegen
Polizisten nicht. Zwar seien die Polizeiliche
Kriminalstatistik (PKS*) und die KFN-
Studienergebnisse mangels abweichender
Erhebungsverfahren und inhaltlicher Un-
terschiede nur schwer vergleichbar, doch
zeige sich deutlich, dass ein erhebliches
Gewaltpotential schnell in der Bevolkerung
heranwachse. Dies bediirfe weiter einer
griindlichen Betrachtung. Jamin: ,,Denn
wenn die Polizei immer mehr damit be-
schiftigt ist, sich selbst gegen Angriffe zu
wehren, verliert sie an Kampfstirke und
verfiigt nicht mehr tiber genug Kraft, die
Menschen dieses Landes vor Kriminellen
zu schiitzen. Michael Zielasko
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STUDIE

Nordrhein-Westfalen will Gewalt
gegen Polizei untersuchen

Die nordrhein-westfalische Polizei wird in einer neuen wissenschaftlichen
Studie intensiv die Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte unter-
suchen. Das kiindigte NRW-Innenminister Ralf Jager Anfang Dezember
2011 gegeniiber der Presse an. Alle Polizistinnen und Polizisten kénnten
ihre personlichen Erfahrungen und Einschatzungen im Zusammenhang
mit Gewalt gegen die Polizei aufSern, sagte Jager. Die im Februar 2012
beginnende Befragung der iiber 42.000 Beamtinnen und Beamten finde
anonymisiert statt. Jager: ,,Wesentlich fiir den Erfolg der Studie wird die
hohe Beteiligung der Polizistinnen und Polizisten sein.“

as Landeskriminalamt Diissel-

D dorf, so der nordrhein-west-
filische Innenminister weiter,

erstelle seit 2010 das Lagebild ,,Gewalt
gegen Polizeibeamte®. Darin wiirden alle

relevanten Straftaten erfasst, die gegen Po-
lizisten gerichtet seien. Uber diese objek-

Tatort Gelsenkirchen: Ein junger Mann lockte am 9.8.2011 zwei
Polizeibeamte in die Falle und greift unvermittelt mit dem Messer an.
Foto: dpa

tive Erfassung der Taten hinaus, sei es aber
wichtig, erlduterte Jéger, ,,zu wissen, wie
unsere Polizisten ihre Situation person-
lich empfinden®. Von der Studie, fiir die
der Kieler Psychologe Prof. Dr. Thomas
Bliesener verantwortlich zeichnet, wiirden
notwendige Erkenntnisse erwartet, um die
NRW-Polizei bestmoglich zu schiitzen und
zu betreuen.

Jager: ,,Die Polizistinnen und Polizisten
auf der StraBe erleben immer héufiger
aggressives und respektloses Verhalten.“
Es gebe eine neue Qualitédt und Intensitit,
betonte der Minister und erinnerte an ei-
nen brutalen Vorfall aus dem vergangenen
Juli, als in Gelsenkirchen ein Streifenteam
in einen Hinterhalt gelockt und von einem
jungen Mann unvermittelt mit einem Mes-
ser angegriffen worden war. Beide Beamte

litten, so Jager, noch heute unter den Fol-
gen der Gewalttat. GdP-Landesbezirks-
vorsitzender Frank Richter: ,,Das NRW
seinerzeit unter dem FDP-Innenminister
Ingo Wolf aus parteipolitischen Griinden
aus der bundesweiten Gewaltstudie aus-
gestiegen ist, war ein schwere Fehler. Es
ist gut, dass die neue
Landesregierung mit
einer eigenen Studie
diesen Fehler jetzt
korrigiert.“ Die GdP-
NRW, so Richter, ha-
be eine solche Studie
wiederholt gefordert.
Seit Februar 2010
lauft die von der
Gewerkschaft der
Polizei unterstiitzte
Studie ,,Gewalt ge-
gen Polizeibeamte®,
die unter Leitung
ihres Direktors Prof.
Dr. Christian Pfeif-
fer vom Kriminolo-
gischen Forschungs-
institut Niedersachsen e. V. (KFN) durch-
gefiihrt wird (DP berichtet mehrfach,
zuletzt in der Ausgabe November 2011).
Nordrhein-Westfalen hatte sich neben
dem Bund sowie Baden-Wiirttemberg,
Hamburg, Hessen, Sachsen und Bayern
gegen die Teilnahme an der KFN-Studie
ausgesprochen. Begriindet wurde dies mit
der Besorgnis, das ,,der fiir die Durchfiih-
rung der Studie entwickelte Fragebogen
zu einer langen und kontroversen offent-
lichen Diskussion mit der Gefahr man-
gelnder Akzeptanz bei den zu befragenden
Polizeibeamtinnen und -beamten fiihrte.
Es sei, so die damalige NRW-Landesregie-
rung iiberdies nicht gelungen, in Fragen
der Nutzung der erhobenen Daten eine fiir
Nordrhein-Westfalen zufrieden stellende
Regelung zu erzielen. MiZi
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Gleich und doch anders!

Oberflachlich betrachtet oder aus der Perspektive eines Parteitages, war
es bei dem letzten CASTOR-Transport wie immer: Es war Herbst und das
Wendland wurde zum Mittelpunkt in Deutschland. Wieder die gleichen
Rituale - Blockieren, Anketten und vom Wegtragen. So, als gabe es kei-
nen beschlossenen Atomausstieg. Doch wer sich die Miihe macht und
genauer hin sieht, wird Unterschiede feststellen. Vor allem, wenn er den

Vergleich zum Vorjahr zieht.

ie Bundesregierung hat in
D Sachen ,,Atomenergie” eine
Kehrtwende vollzogen. Viel-
leicht lag hier ein Grund dafiir, dass nicht
mehr die Masse an Demonstranten des
letzten Jahres zu mobilisieren war. Den-
noch: Die zeitliche Inanspruchnahme
unserer Kolleginnen und Kollegen war
enorm. Die Blockaden einerseits und der
Personalabbau anderseits zeigten ihre
Wirkung.

Eine Erkenntnis hat auch dieser Gro3-
einsatz wieder gezeigt: Das Personalde-
fizit bei den Polizeien in den Lindern
und beim Bund kann auch durch Krif-
temanagement nicht mehr ausgeglichen
werden. Die Einsatzdichte dieser Tage
muss als eine Konsequenz erhohte Ein-
stellungen haben. An einem Wochenende
in Leitstade, am ndchsten Wochenende
in Bonn die Afghanistan- Konferenz und
Fufballeinsatz — das zeigt, dass die Belas-
tungsgrenze langst tiberschritten ist.

Hier ist parlamentarisches Handeln
erforderlich.

Die niederséchsischen Einsatzverant-
wortlichen hatten gehandelt. Auf die Kri-
tik an der Einsatzdauer, Versorgung und
Entsorgung nach dem letzten Transport
wurde reagiert. So hat sich die Einrichtung
eines Einsatzabschnittes Versorgung als

Im Schatten der Demonstrationsfreiheit.

richtig erwiesen. Gab es beim letzten
Castor-Einsatz noch massive Kritik, so
reduziert sie sich jetzt auf einzelne Fille.

MLITERY,
-

Foto: Julian Stratenschulte/dpa

Aber auch denen werden die fiir diese
Einsatzkrifte zustidndigen Personalrite
sicher nachgehen.

Aufgerustet

Zu den Absonderlichkeiten dieses
Transportes gehort eine Debatte um Ge-

Der Aufforderung zum Raumen der Sitzblo-
ckade nicht nachgekommen - die Kollegin
und der Kollege diirfen wegtragen, was im-
mer an Gewicht sich auf der Straf3e nieder-
gelassen hat. Foto: Kay Nietfeld/dpa

walt. Festzustellen ist, die Gewalttatigkeit
hat diesen Protest nicht geprégt, aber
ihm geschadet. Es ist unertriglich, wie
im Schatten des Demonstrationsrechtes
in Einzelfillen unseren Kolleginnen und
Kollegen massivste Gewalt entgegen-
schlug. Wer den Protest seit den 80er
Jahren zwischen Dahlenburg, Metzingen
und Hitzacker verfolgt hat, musste eines
feststellen: Golfbélle mit Holzschrauben
gespickt, Molotow-Cocktails, Gefahr-
stoffe, die bei Unterwasserschweif3ar-
beiten eingesetzt werden, dieses Arsenal
war fiir die Gohrde neu.

Die Gegenmafinahmen der Polizei
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richteten sich konsequent gegen jene,
die diese Gewalt verursachten. Daraus
erfolgte eine politische Bewertung, deren
Schlussfolgerungen tiber das Ziel hinaus
schieBen. Es ist inakzeptabel, dass sich
diese Gewalttdter auf Parlamentarier
berufen konnen, die bei der Polizei ein
UbermaP an Gewalt festgestellt haben
wollen. Das Recht auf Meinungsfrei-
heit wird nicht durch jene gefdhrdet, die
es schiitzen. Konsequent ist auch nicht
gleichbedeutend mit ,,brutal®.

Doch auch hier an die parlamenta-
rische Adresse: Kritik an der Polizeiarbeit
bei gleichzeitiger Haushaltskiirzung ist

CASTOR-TRANSPORT 2011

unvertrédglich. Fiir die Aufgabe und die
Menschen.

Weitere Klarung nétig

Im Vorfeld weiterer Transport gilt es
dariiber hinaus, dringend weitere Kla-
rungen herbeizufithren. Der Einsatz ist zu
einer Zumutung fiir unsere Kolleginnen
und Kollegen geworden, die wir nicht
akzeptieren konnen. In den vergangenen
Monaten waren immer wieder Bedenken
laut geworden, dass es bei Messung und
Berechnung der Strahlendosen zu folgen-
reichen Fehlern gekommen sei. Die Zwei-

Erniichternde Faszination
beim CASTOR 14

Die Personalratin Judith Hausknecht gehorte in diesem Jahr erstmals
zum Betreuungsteam fiir die beim Castortransport eingesetzten Kolle-
ginnen und Kollegen. Im Folgenden hat sie ihre Eindriicke und Uberle-
gungen fiir unsere Zeitung zusammengefasst.

a ich nicht das Gardemal fiir
D den Polizeiberuf erreiche,
konnte sich mein eigentlicher
Berufswunsch nicht erfiillen. Dank der
Alternative eines Verwaltungsstudiums
im offentlichen Dienst, bin ich trotzdem
bei der Polizei ,,gelandet” — bei der Bun-
despolizei am Frankfurter Flughafen. Vor
ein paar Jahren entdeckte ich dann auch
die Moglichkeit, polizeiliche operative
Arbeit tiefer zu ergriinden und mich nicht
nur mit meinen Aufgaben als Sachbear-
beiterin zu befassen. Personalrats- und
Gewerkschaftsarbeit macht‘s moglich. So
war ich denn auch beim Castor 14 als Teil
des Betreuungsteams erstmals bei einem
Grofeinsatz vor Ort.

Die gewonnenen Eindriicke waren von
Anfang bis Ende meines Aufenthaltes
im Einsatzraum Wendland erstmalig und
beeindruckend. Das begann bereits bei
Bezug der Unterkunft im Container 4
in der Schlieffen-Kaserne; habe ich bis-
her meine Kleidung doch noch nie in
einem Stahlschrank verstauen miissen.
Wie schafft ihr das nur, eure gesamte
Einsatzausstattung dort reinzuquetschen?
Auch hatte ich das Gefiihl, dass die Breite
des Bettes zugunsten der zweifelsohne
notwendigen Lénge hat leiden miissen. Da
mir aber Kolleginnen und Kollegen schon
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von Ubernachtungen mit 200 anderen in
einer Turnhalle, welche nur iiber 2 Toilet-
ten und Duschen verfiigte, erzdhlt haben,
war ich von dieser amtlich unentgeltlichen
Unterbringung durchaus angetan. Die
konstruktive Kritik durch Personalrite in
der Vergangenheit hat also einen gewissen
Standard herbeigefiihrt.

Auf zur La-
gebesprechung
und Einweisung
beim Personal-
rat. Und schon
hatte ich wieder
Fragezeichen in
den Augen. Den
Begriff , taktische

Zeichen* kann-
te ich zwar, aber
diese in eine Karte
eingezeichnet, be-
durften fiir mich
doch einer eingehenden Erkldarung. Dass
ich verstanden habe und meine Rolle als
,Fahrzeugfithrerin“ recht gut ausgefiillt
habe, kann der , Kraftfahrer meiner Strei-
fe* —auch diese Unterscheidung habe ich
nunmehr durchschaut —, der stellvertre-
tende Bundesvorsitzende der GdP, Jorg
Radek, bezeugen. Als Angehoriger der
Bereitschaftspolizei konnte er mir zudem

Judith Hausknecht

fel an den offiziellen Messwerten sind bis
auf den heutigen Tag nicht ausgerdumt.

Nicht nur aus diesem Fiirsorgeaspekt
sind derartige Transporte in Frage zu
stellen.

Die Bundesregierung ist aufgefordert,
endlich Alternativen zu diesem umstrit-
tenen Zwischenlager zu finden. Es kann
nicht sein, dass unsere Kolleginnen und
Kollegen wiederum den Atommiill unter
Einsatz ihrer Gesundheit hunderte von
Kilometern quer durch Deutschland be-
gleiten miissen, weil die Bundesregierung
nicht in der Lage ist, die Endlagerfrage
zu losen. Jorg Radek

jede Menge Auskiinfte tiber die unter-
schiedlichen Einsatzmittel und Fahrzeug-
typen geben. Durch die imposante Polizei-
dichte von Kriften mit unterschiedlichen
Hoheitsabzeichen wurden fiir mich auch
die Unterschiede in der Ausstattung sehr
deutlich; beispielsweise die Divergenz in
Farbgebung und Form der Wasserwerfer
und die dadurch erzielte Wirkung beim
Betrachter.

Zuriick zu den Fahrten zwischen Liine-
burg und Domitz. War die Bundesstral3e
iiber Dahlenburg und Dannenberg ge-
wohntes Straf3enbild, war ich anderenorts
doch froh, dass unser Fahrzeug geldnde-
gingig war. Erst bei dem Anblick der
Zufahrtswege zu den Streckenabschnitten
an der Bahnlinie wurde mir klar, warum
in den vergangenen Jahren Ver- und Ent-
sorgung mit herkdmmlichen Losungen
nur mangelhaft war und in diesem Jahr
auf innovative und kreative Losungen
gesetzt wurde. Auch hier haben Interven-
tionen der Personalrédte und der GdP zu
einem iiberwiegend akzeptablen Ergebnis
gefiihrt.

Bei Tageslicht habe ich bei Dahlen-
burg das ,,Katz- und Mausspiel“ zwischen
Hundertschaften und Castor-Gegnern aus
fiir mich sicherer Entfernung beobach-
ten konnen. Beeindruckend, mit welcher
Schnelligkeit und Prazision viele Kréfte
zu einer wirksamen ,,Formation® zusam-
menkamen. Gerade in der Nacht wurde
jedoch deutlich, wie gern gesehen wir bei
den Kolleginnen und Kollegen waren.
Zwar nicht mehr der JUNGE GRUP-
PE (GdP) zugehorig (dafiir bin auch ich
inzwischen zu alt und Jorg erst recht),
wurden wir als ,,Griine Engel* immer
freundlich empfangen — sei es als nette
Abwechslung an einem duflerst langwei-



lenden Einsatzpunkt oder als Versorger
mit warmen Getrénken und siilen Snacks
bei Nieselregen an einer Eisenbahnbriicke
oder Straflensperre.

Wihrend der ganzen Zeit konnten wir
uns erlauben, die Brennpunkte wie z.B.
Metzingen zu meiden. Die exzessive Ge-
walt, die dort unseren Kolleginnen und
Kollegen entgegenschlug, entnahmen wir
den Lageberichten. Unsere sorgenden
Gedanken waren stets bei diesen Kriften,
die hoffentlich im Nachgang die Moglich-
keit erhalten, das Erlebte aufzuarbeiten,
trotzdem sie am folgenden Wochenende

CASTOR-TRANSPORT 2011

bereits die Afghanistan-Konferenz oder
andere Veranstaltungen sicherten. Auch
das eine sehr erniichternde Feststellung
fiir mich: Am Einsatzort Vastorf befanden
sich bei den vier festgeketteten Aktivisten
jede Menge Sanititer, Seelsorger, Betreu-
er und sogar musikalische und moralische
Unterstiitzung durch eine Samba-Gruppe.
Dass in dieser Situation selbst rechtlicher
Beistand durch Anwilte fiir die Akti-
visten gegeben war, verstiarkte bei Ein-
satzkriften das ohnehin oft vorhandene
Ohnmachtsgefiihl in polizeilichen Situati-
onen, die rein politischen Entscheidungen
geschuldet sind.

,Griine Engel“‘ im Wendland
gesichtet

Auch dieses Jahr waren wieder 12 Kollegen von JUNGE GRUPPE (GdP)
aus den verschiedensten Ecken Deutschlands fiir die Betreuung der Kol-
leginnen und Kollegen beim Castor-Einsatz vor Ort.

o kamen von Montag, dem 21.11.

S bis Donnerstag, dem 24.11., nach

und nach die Betreuer angereist.

Dieses Jahr waren nicht nur Polizeibe-

amtinnen und -beamte, sondern auch 2

Angestellte aus den Reihen der GdP mit
im Einsatz.

Begonnen wurde jedoch schon am

Die ,,Griinen Engel“

Dienstag und Mittwoch mit dem Vertei-
len von Plakaten in den Standorten der
Polizeikrifte. Uberwiegend waren dies
Bundeswehrstandorte oder Polizeiareale,
in denen Container oder sog. Festbauten
aufgestellt waren.

Bedauerlicherweise waren nicht alle
Unterkunftsverantwortlichen davon be-
geistert, dass eine Gewerkschaft Plakate

Foto: JUNGE GRUPPE (GdP)

in den Unterkiinften aushidngen wollte.
Dabei ging es hier schlicht und einfach
darum, den eingesetzten Kréften Unter-
stiitzung im Einsatz zukommen zu lassen.
Ab Donnerstag schlielich begannen
der fiir den Einkaufsservice benétigter
Sachen, sowie das Verteilen von hei-
Bem Kaffee, Cappuccino, Tee und Brii-
he, Schokoriegeln,
Traubenzucker und
Bonbons. Begeiste-
rung fanden auch der
traditionelle Castor-
Pin und das Castor-
Kondom der JUNGE
GRUPPE (GdP).

Stand eine Hun-
dertschaft irgendwo
im Wendland, konn-
te diese einen von
drei eingesetzten
Betreuungswagen te-
lefonisch anfordern.
Nicht immer gelang es
zeitnah, zu den Krif-
ten durchzukommen,
daimmer o6fter StraBen und Zufahrtswege
blockiert wurden. Dennoch wurde alles
moglich gemacht, um unsere Kolleginnen
und Kollegen zu versorgen.

Trotz eines EA Versorgung, der dieses
Jahr in dieser Form das erste Mal exi-
stierte, war es keine Seltenheit, dass Ein-
satzkrifte oft stundenlang an der Bahn-
strecke oder sonst wo in der Kélte standen

Castor 14 fiihrte bei mir in der Gesamt-
betrachtung zur Einsicht, dass ,,Polizist-
sein“ heute nicht mehr viel mit meinen
Kindheitsvorstellungen gemein hat. Statt-
dessen habe ich Polizei im Spannungsfeld
zwischen ,,blirgernah und schiitzend*,
,,Blitzableiter“ fiir Unmut iiber Politik
und ,,Zielscheibe Gewaltbereiter® wahr-
genommen. Umso mehr Grund fiir mich,
auch in Zukunft fiir die Kolleginnen und
Kollegen da zu sein. Euer Durchhaltever-
mogen, euer professionelles Arbeiten und
euer kompetentes Auftreten machen mich
stolz, Teil der Polizei zu sein.

Judith Hausknecht

ohne ausreichende Versorgung. Umso
begeisterter waren sie, als die ,,Griinen
Engel“ schlieBlich vor Ort erschienen.
Die ,,Griinen Engel“ legten so insgesamt
8.000 Kilometer mit 3 Fahrzeugen im
Schichtdienst zurtick. Sven Barann

Anzeige

Waffenpflege ist
- Laufreinigung,
- Korrosionsschutz

- und Schmierung

THOMAS BROCKHAUS

Automobile und mehr

NEU- oder GEBRAUCHTWAGEN?

Wir liefern Fahrzeuge aller NAMHAFTER
HERSTELLER zu GUNSTIGEN
PREISEN.

Informieren Sie sich!
Telefon: (02207) 76 77
www.fahrzeugkauf.com

Schwerer Streit — Trennung??
Mediation = Konfliktbearbeitung auf Augenhéhe!
www.fairtragen-statt-verklagen.de

www.polizeifeste.de

Alle Polizeifeste
der GdP auf einen Blick!

1 — 2012 Deutsche Polizei 19
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Herausforderung Auslandseinsatz

,Die deutsche Polizei geht gut vorbereitet und ausgeriistet in die Einsat-
ze und wird vor Ort auch gut betreut“, erklarte Matthias Seeger, Prasi-
dent des Bundespolizeiprasidiums im Rahmen der Polizeitage 2011, ei-
ner Kooperation der Gewerkschaft der Polizei und des Behorden Spiegel,
in Berlin. , Nichts ist hoher als die Voraussetzung, dass die Polizisten im
Auslandseinsatz nicht zu Schaden kommen*,

it Blick auf die Forderung
nach einer Zusammenarbeit
nur mit ,,guten” Staaten sagte

Seeger: ,,Wenn wir uns an den demokra-
tischen Strukturen orientieren, konnen
wir es gleich lassen.” Denn es gehe ge-
rade darum, demokratische und rechts-
staatliche Standards dort aufzubauen. Mit
der Stabilisierung vor Ort begegne man

Hinsicht. Die vormals sehr schwammigen
Regelungen seien mittlerweile aber so
ausgelegt, dass beides vorausgesetzt
werden konne: die Rechtssicherheit der
Beamten vor Ort und die Modalitédten
der Nachsorge nach der Riickkehr der
Beamten, bei Unfillen oder auch im To-
desfalle. ,,Selten horen wir, dass noch
nachgebessert werden muss*, erkldrte

Diskutierten zur ,,Herausforderung Auslandseinsatze“: Bernd Manthey, Matthias Seeger,

R. Uwe Proll, Dr. Berthold Stoppelkamp und Jorg Radek (v.l.)

langfristig Belastungen, die ansonsten
in Form von Fliichtlingsstromen auf die
Bundessrepublik zukdmen. ,,In Afgha-
nistan sind wir heute schon gut, wenn wir
stabile Strukturen bekommen und nicht
mehr eine Demokratie nach westlichen
Standards.*

»Hoch anerkannt* seien die 360 deut-
schen Polizisten in den zwolf Auslands-
missionen, so Seeger. ,,Wir treten viel-
leicht auch anders auf als die eine oder
andere GroBmacht, die nicht die Herzen
der Menschen gewinnt.*

Die Auslandseinsitze seien seit 1989

nicht nur in ihrem Umfang ausgewei-
tet worden, sondern auch in rechtlicher
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Bernd Manthey (CDU), Vorsitzender
des Landesfachausschuss Inneres. Eine
gesetzliche Grundlage wére zwar schon,
,aber wenn wir noch nicht mal bei der
Beamtenversorgung in der Lage sind, dass
bestehende Gesetze von allen Bundeslin-
dern anerkannt werden, dann sollten wir
uns erst mal diesen Fragen widmen und
daversuchen auf einen Nenner kommen.*

Nicht nur mit Kurzwaffen

Genauso wie private Akteure in der
Bundeswehr in vielen Bereichen gang und
géibe seien, konne sich auch die Sicher-
heitswirtschaft vorstellen, die Polizei mit
Dienstleistungen zu unterstiitzen, erklérte

Dr. Berthold Stoppelkamp Geschiftsfiih-
rer der Arbeitsgemeinschaft Sicherheit in
der Wirtschaft (ASW). Grundsitzlich sei
denkbar, Know-how, Dienstleistungen
und Sicherheitstechnik aus der Hand
deutscher Wirtschaft auch im Ausland
einzusetzen. In der Vergangenheit seien
enge Netzwerke zum Polizeibereich ge-
kniipft worden, insbesondere in Hinblick
auf die Beurteilung der Lage in den Ein-
satzgebieten. ,,Wir wollen kein Gegenei-
nander, sondern Kooperation.“

Allerdings gebe es auch Unternehmen,
die sich auf dieses Segment nicht einlas-
sen wollten. ,,Wir sind da derzeit in der
Abstimmung*, so Stoppelkamp. ,,Wir
sollten nicht ohne weiteres ausldndischen
Unternehmen das Feld {iberlassen®, erst
mal gehe es nun aber darum, dass eine
solche Beteiligung Privater einen recht-
lichen Rahmen bekomme. ,,Wichtig ist,
dass geregelt ist, welche Befugnisse da
sind.“ Niemand konne verlangen, dass
private Sicherheitsleute nur mit Kurz-
waffen agierten, wenn es sich im Grunde
bereits um einen militdrischen Rahmen
handle und der Gegner entsprechende
Waffen besitze. Ganz wichtig sei deshalb
der Bereich Zulassung und Zertifizierung:
,»Wir konnten uns gut vorstellen, dass
durch die Bundespolizei entsprechende
Zertifizierungen durchgefiihrt werden®,
erklirte Stoppelkamp.

Parlament beteiligen

Auch Jorg Radek, stellvertretender
GdP-Bundesvorsitzender, forderte eine
gesetzliche Regelung der polizeilichen
Auslandeinsitze: ,,Wir brauchen ein Ge-
setzeswerk sowohl fiir die Bundespolizei
als auch fiir die Lander.*

Es gelte aus dem schlichten Verwal-
tungshandeln in einen gesetzlich abgesi-
cherten Einsatz zu kommen, dies wiirde
auch den im Einsatz befindlichen Poli-
zisten eine hohere Wertschétzung verlei-
hen. ,,Die Parlamentarier befassen sich
nur damit, wenn etwas misslingt“, erklérte
Radek. Das miisse sich dndern und fiir
die Zukunft sollten Ziele definiert wer-
den, damit die Abgeordneten im Nachhi-
nein kontrollieren konnten, was erreicht
worden sei. Eine parlamentarische Ver-
fasstheit hitte zudem den Vorteil, dass
klar abgegrenzte Haushaltsmittel fiir die
Einsitze bereit gestellt werden miissten.

Martin Jung
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Trostpflaster fur Familienkonservative

Das Betreuungsgeld soll 2013 unbedingt kommen — so will es die CSU
gegen Widerstande beim Koalitionspartner FDP und in der CDU-Frauen-
union. Die Opposition lehnt die ,,Herdpramie” ohnehin ab.

Is 2007 die neue Elternzeit ein-
Ageﬁihrt wurde, war das eine po-
litische Niederlage fiir die Ver-

fechter der traditionellen Arbeitsteilung

Betreuungsgeld — eine gerechte Ausgleichszahlung?
Foto: Christian Ohde/dpa

zwischen den Geschlechtern. Nicht nur, dass
Vitern ein ,, Wickelvolontariat” nahegelegt
wurde, wie ein bayerischer Politiker die ob-
ligatorischen ,,Partnermonate” verspottete.
Auch an die Miitter sendete die damals
zustidndige Ministerin Ursula von der Leyen
eine klare Botschaft: Wir unterstiitzen euch
grofziigig, ihr bekommt ein Jahr lang eine
Lohnersatzleistung! Danach bleibt ihr aber
nicht wie frither zu Hause, sondern geht
wieder Geld verdienen! Die Arbeitgeber,
die in Zeiten des Fachkriftemangels qua-
lifizierte Frauen im Betrieb halten wollen,
applaudierten.

Die Christdemokratin von der Leyen, die
einen urspriinglich sozialdemokratischen
Vorschlag nach skandinavischem Vorbild
umsetzte, konnte auf die Unterstiitzung der
politischen Opposition hoffen. Die eigene
Fraktion stimmte zwar fiir ihren Entwurf,
war aber hochstens zur Hilfte iiberzeugt.
Als Trostpflaster diente das schon vor fiinf
Jahrenin Aussicht gestellte Betreuungsgeld,
von Kritikern despektierlich ,,Herdpramie”
genannt. Miitter, die ihr Kind nicht in Krip-
pen oder Tagesstitten geben wollten, sollte
der Staat ab 2013 finanziell unterstiitzen.
Eine Beruhigungspille, von der drei Viertel
der Abgeordneten hofften, sie wiirde spater
an der Haushaltslage scheitern.

Dann aber sprudelten die Steuereinnah-
men unerwartet stark, von der Leyen war
langst ins Arbeitsministerium gewechselt
und bekam mit Kristina Schroder eine po-
litisch schwache
Nachfolgerin, die
sich schon beim
Ausbau des El-
terngeldes nicht
hatte durchset-
zen konnen. Die
CSU holte ihr
Lieblingsprojekt
Betreuungsgeld
aus der Schub-
lade, die FDP
murrt, wird aber
dafiir nicht die
Koalition aufs
Spiel setzen. So-
zialdemokraten,
Griine und Linke
monieren, hier
wiirden Milliar-
den verschwen-
det, die beim Ausbau der 6ffentlichen Ein-
richtungen fehlten.

Vor allem die westlichen Flachenldnder
bleiben bisher weit hinter der vereinbar-
ten Betreuungsquote fiir Kinder unter drei
Jahren von min-
destens 35 Pro-
zent zuriick. In
den Schulen wird
zwar mit Uber-
mittagbetreuung
experimentiert;
von einem fla-
chendeckenden
und verlésslichen
Ganztagssystem,
das auch die lange
Ferienzeit iiber-
briickt, kann aber
keine Rede sein.
Wo die entspre-
chenden Ange-
bote fehlen oder
nicht ausreichen,
sind es meist
immer noch die
Miitter, die sich
fiir die Familie
und gegen ihren
Beruf entschei-

Thomas Gesterkamp
ist Autor von Biichern
zu familien- und ge-
schlechterpolitischen
Themen, unter anderem
,Gutesleben.de - Die
neue Balance von Ar-
beit und Liebe” (Klett
Cotta) und , Die neuen
Véter zwischen Kind
und Karriere” (Budrich
Verlag).

den. Die Ernédhrerehe unterstiitzt der Staat
schon beim Ehegattensplitting und bei der
Mitversicherung von nicht oder geringfiigig
erwerbstdtigen Frauen in der Kranken-
kasse. Gegen zusitzliche Subventionen
fiir ein geschlechterpolitisch iiberholtes
Modell sprechen aber nicht nur finanzielle
Griinde. Noch gewichtiger sind bildungs-
politische Argumente. ,,Herdpramien” sind
gerade in einkommensschwachen Milieus
der falsche Anreiz. Fiir arme Kinder aus
Hartz-IV-Haushalten und aus vielen Mi-
grantenfamilien ist der Besuch offentlicher
Betreuungseinrichtungen eine Chance zur
Emanzipation. Erziehungswissenschaftler
und auch manche Politiker fordern gar eine
Kindergartenpflicht. Solcher Zwang muss
gar nicht unbedingt sein: Wenn eine Mut-
ter unbedingt zu Hause bleiben und den
Nachwuchs privat erziehen will, sei ihr das
gegonnt. Nur bezahlen muss der Staat ihr
diese Leistung nicht.

Thomas Gesterkamp

GdP-Frauen fordern, statt ein Be-
treuungsgeld einzufiihren, sollten die
Mittel besser in den dringend erfor-
derlichen Ausbau der friihkindlichen
Bildung und Kinderbetreuung inves-
tiert werden.

Eltern mit geringen Einkommen
sollen kiinftig nicht entscheiden miis-
sen, ob sie Geld ausgeben um ihre
Kinder in die Krippe zu schicken
oder ob sie Geld bekommen, um die
Kinder daheim zu versorgen.

Das Betreuungsgeld widerspricht
auflerdem den Zielen der Bundesre-
gierung die Erwerbsbeteiligung von
Frauen zu erhéhen und den Anteil
von Frauen in Fiihrungspositionen zu
steigern, da es eine lingere berufliche
Auszeit unterstiitzt!

Das Betreuungsgeld ist eine Geld-
leistung des Staates und soll ab 2013
in einer Hohe von 100 Euro pro
Monat an Eltern gezahlt werden, die
ganz bewusst auf einen Krippenplatz
verzichten und Kinder in der Familie
betreuen. Das Betreuungsgeld soll
2014 auf 150 Euro steigen und fiir
Kinder im zweiten und dritten Le-
bensjahr gezahlt werden.

Dagmar Holzl,
Vorsitzende Frauengruppe (Bund)
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SCHONEBERGER FORUM

DGB warnt vor Kollaps

Schoneberger Forum sucht Wege aus dem Sparzwang im offentlichen Dienst

Reiche sollen starker fiir das Gemeinwesen aufkommen. Der Staat brau-
che mehr Steuereinnahmen, forderten Gewerkschafter beim Schoneber-
ger Forum in Berlin und erhielten Unterstiitzung aus der Wissenschaft.
Schuldenbremse und Einsparungen hingegen brachten das Funktionieren
offentlicher Aufgaben in Gefahr. Uber die Folgen des Sparzwangs im
offentlichen Dienst und Wege aus der Finanznot diskutierten 400 Teil-
nehmerinnen und -teilnehmer der DGB-Tagung im Schoneberger Rathaus
unter dem Titel ,,Ausgebremst! Der offentliche Dienst vor dem Kollaps?*.

er DGB fordert eine Abkehr
Dvon der Sparpolitik in Bund
und Lindern infolge der euro-
péischen Finanz- und Staatsschuldenkrise.
DGB-Vorstand Claus Matecki warnte beim
Schoneberger Forum in Berlin vor den
Folgen, die er in einer ,,katastrophalen 6f-
fentlichen Daseinsvorsorge®, verstarktem
Personalabbau und ,,menschenunwiir-
digen Arbeitsbedingungen im 6ffentlichen
Dienst“ sieht.

Die Gewerkschaften setzen der Politik
des Sparens Vorschldge entgegen, die ho-
here 6ffentliche Einnahmen erzielen sollen.
»Der DGB und seine Mitgliedsgewerk-
schaften sehen ein Einnahmeproblem®,
sagte Matecki auf der beamtenpolitischen
Tagung des DGB. Sie sprechen sich fiir
Steuern auf Vermogen, Erbschaften und
Gewinne privater Unternehmen aus. ,,Die-
jenigen, die dazu in der Lage sind, miissen
das Gemeinwesen tragen®, forderte Mate-
ckiund unterstrich: ,,Der 6ffentliche Dienst
ist die Grundlage fiir ein demokratisches
Gemeinwesen und eine funktionierende
solidarische Gesellschaft. Der offentliche
Dienst darf nicht kaputtgespart werden.*
Er kritisierte besonders die im Grundge-
setz verankerte Schuldenbremse, die es
Bund und Léndern in Zukunft weitgehend
verbietet, neue Kredite aufzunehmen. Sie
verhindere in konjunkturell schwierigen
Zeiten notwendige Investitionen der of-
fentlichen Hand. Das Instrument verstirke
den Spardruck auf die 6ffentlichen Haus-
halte, bekriftigte der Wirtschaftswissen-
schaftler Prof. Rudolf Hickel. Sparzwang
und Wirtschaftsabschwung miindeten in
einen Teufelskreis, in dessen Folge weite
Teile des 6ffentlichen Dienstes nicht mehr
aufrechterhalten werden konnten.

Werner Gatzer vom Bundesfinanzmini-
sterium widersprach: Die Schuldenbrem-
se berticksichtige Konjunkturzyklen. ,,Sie
zwingt uns nicht, in konjunkturell schwie-
rige Zeiten hinein zu sparen®, erklarte

22 1 - 2012 Deutsche Polizei

Dienstes oder der Bildungsinfrastruktur
diirfe nicht wegen der Schuldenbremse
oder Steuersenkungen beschriankt werden.
»Der Staat hat eine gesamtgesellschaftliche
Fiihrungsrolle“, betonte der Direktor des
Instituts Arbeit und Wirtschaft der Uni-
versitidt Bremen. ,,Alle neoliberalen Phan-
tasien vom schwachen Staat haben sich
als schwerster Irrtum mit sozialen Folgen
erwiesen®, kritisierte er.

Reichtumsuhr
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Die ,,Reichtumsuhr“ auf dem Schéneberger Forum.

der Staatssekretir. Sparen bedeute in der
aktuellen Situation nicht, dass Ausgaben
reduziert wiirden, erlduterte Gatzer. Es
gehe darum, die Ausgabenzuwichse zu
begrenzen. Deutschland miisse jetzt die De-
fizite zuriickfiihren, die in der Finanz- und
Wirtschaftskrise entstanden seien. ,, Wir se-
hen erste Ergebnisse, ohne dass strikt Aus-
gaben gespart wiirden®, sagte Gatzer. Der
Bundeshaushalt verzeichne in diesem Jahr
nur 22 Milliarden Euro an neuen Schulden
statt der urspriinglich geplanten 48.
Rudolf Hickel kritisierte neoliberale
Steuerpolitik, derzufolge sich der Staat
verhalten miisse wie die schwibische Haus-
frau. Die Finanzierung des offentlichen

Finanzpolizei vorgeschlagen

Hickel forderte eine Diskussion iiber
die Frage: Was sind zentrale Aufgaben
des Staates und wie hoch sind die dafiir
erforderlichen Ausgaben? Er schlug eine
Steuerreform mit hoherem Spitzensteuer-
satz vor und unterstiitzte die Einfithrung
einer Vermogenssteuer. Hickels Argument:
»Wer Vermogen hat, nimmt mehr staatli-
che Leistungen in Anspruch, zum Beispiel
fiir Sicherheit.*

Staatssekretdr Gatzer kann sich nach
eigenem Bekunden eine Vermogenssteuer
vorstellen, politisch sieht er jedoch keine



Mehrheit dafiir. Eine Absage erteilte er
dem Vorschlag der GdP fiir eine Finanz-
polizei, die Zoll und Steuerfahndung ver-
zahnen wiirde. ,,Die jetzige Struktur ist
gut”, sagte er zur Begriindung. Der stell-
vertretende GdP-Vorsitzende Jorg Radek
driickte sein Unverstidndnis dariiber aus,
dass das Finanzministerium Vorschliage ab-
lehnt, die zu Mehreinnahmen fiithren wiir-
den. Nach Auffassung der GdP konnte eine
Finanzpolizei illegale Beschéftigung und
Steuerhinterziehung besser bekampfen.
Gatzer beschied jedoch: ,,Mehr Personal
wiirde nicht zu mehr Einnahmen fiihren.*

Gewerkschafter wiesen darauf hin, dass
Deutschland im internationalen Landerver-
gleich mit 14 Prozent den niedrigsten Anteil
an Arbeitspldtzen im Offentlichen Dienst
habe. In der Bundesverwaltung miissen
auf Beschluss der Bundesregierung 10.000
Stellen bis 2014 wegfallen. Weiteren Abbau
von Personal hielt Gatzer nicht fiir ver-
tretbar. ,,Wir sind am Ende angekommen
bei pauschalen Stellenkiirzungen®, befand
der Jurist. Auch seine Amtskollegin aus
dem Bundesinnenministerium, Cornelia
Rogall-Grothe, lehnte prozentuale Ein-
sparungen ,,nach dem Rasenméherprinzip“
ab und plédierte fiir ein ,,differenziertes”
Vorgehen. So sei etwa der Bereich offent-
liche Sicherheit von den Einsparungen aus-
genommen worden. Als Zeichen dafiir,
,,dass wir die Dinge mit Augenmal sehen®,
fiihrte Rogall-Grothe aulerdem an, dass
den Bundesbeamtinnen und -beamten das
Weihnachtsgeld wieder gewéhrt werde.

Weniger alte Einbrecher

Niedersachsens Finanzminister Hartmut
Mollring (CDU) zufolge macht die demo-
graphische Entwicklung Personalabbau
unvermeidbar. Die Bevolkerung schrumpfe
und altere. Wenn weniger Kinder zur Schu-
le gehen, wiirden zwangsldufig weniger
Lehrer gebraucht. Die Polizei bekomme
weniger zu tun, weil ,,70-Jdhrige nicht mehr
so oft in Kioske einsteigen®.

Rogall-Grothe lie3 nicht unerwihnt,
dass der Stellenabbau eine Kraftanstren-
gung fiir die Beschiéftigten sei. Sie sah den
offentlichen Dienst jedoch nicht vor dem
Kollaps. Er stehe ,,sehr gut da“. Der of-
fentliche Dienst miisse Einsparungen ,,aus
den Strukturen heraus“ erreichen durch
effizientere und effektivere Ablédufe, sagte
die Staatssekretdrin. Als Beispiel aus ihrem
Geschiftsbereich nannte sie die Prozess-
bibliothek, in der bewihrte Verfahrensab-
laufe gesammelt und fiir die Allgemeinheit
zur Verfiigung gestellt werden.

Laut Achim Meerkamp vom ver.di-

SCHONEBERGER FORUM

Prof. Rudolf Hickel: ,,Der Staat hat eine
gesamtgesellschaftliche Fiihrungsrolle.“

Bundesvorstand geht die Verwaltungsmo-
dernisierung auf Kosten der Beschéftigten.
Sie miissten immer mehr leisten, weil Ar-
beitsplidtze abgebaut, aber Strukturen nicht
verdndert wiirden. ,,Nur an Symptomen
zu arbeiten, reicht nicht*, Kritisierte er.
,» Wir wollen an die Ursachen ran.” Trotz
Uberlastung funktioniere das System, was
auf die hohe Identifikation der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zuriickzufithren
sei. Meerkamp verlangte eine Perspektive,
damit der offentliche Dienst attraktiv fiir
Beschiftigte bleibe. Fiir Mollring ist das
eine Frage dessen, wie sich der offentliche
Dienst selbst darstellt.

Aus Rogall-Grothes Sicht birgt Arbeits-
verdichtung auch Chancen. Bediensteten
biete sich die Moglichkeit, ihren Arbeitsbe-
reich zu erweitern. Nicht nur iiberméfige
Belastung fiihre zu psychischen Erkran-
kungen, bemerkte Rogall-Grothe, in vielen
Fillen sei Unterforderung der Ausloser.
Junge Menschen kommen ihrer Erfahrung
nach in den Offentlichen Dienst, weil sie
sich fiir das Gemeinwohl einsetzen moch-
ten und dort gute Rahmenbedingungen
vorfinden wie etwa Regelungen zur Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie. Minister
Mollring gab sich zuversichtlich, dass auch
die Lénder wieder zu einheitlichen gesetz-
lichen Grundlagen fiir die Besoldung und
Versorgung der Beamtinnen und Beam-
ten wie im Bund zuriickkehren. ,,Ich bin
der Meinung, dass wir das Beamtenrecht
wieder vereinheitlichen miissen®, sagte er.

Folgen der Sparpolitik:
Sicherheit in Gefahr

Nach Darstellung von Fachleuten haben
die Haushaltskiirzungen bei der Polizei ein
bedrohliches MaB3 erreicht: Sie gefihrden
die Gesundheit der Beschiftigten und die
innere Sicherheit. Der Polizei fehle zuneh-
mend Personal und Ausstattung, um die
Sicherheit des Landes weiter zu garantie-
ren, warnte der GdP-Vorsitzende Bern-
hard Witthaut im Forum ,,Notruf Polizei!
Kernbereiche des offentlichen Dienstes
im Sparzwang*. 10.000 Dienstposten sind
Witthaut zufolge bereits abgebaut worden,
mit der Einsparung weiterer 10.000 Stellen
sei zu rechnen. Die alltigliche Kriminali-
tatsbekampfung riicke in den Hintergrund.
»Der Schutz der Biirger im Alltag kommt
zu kurz“, bekannte Witthaut. Personalman-
gel fithre dazu, dass die Zeiten vom Notruf
bis zum Eintreffen der Polizei ldnger wer-

DGB-Vorstand Claus Matecki: ,,Der DGB und
seine Mitgliedsgewerkschaften sehen ein
Einnahmeproblem. “

den, ergédnzten Zuhorer. In ostdeutschen
Regionen konne die Polizei frithestens nach
45 Minuten am Ort eines Einbruchs sein.
Personalmangel verstdrke auch die
dienstliche Belastung und den Leistungs-
druck, berichtete Witthaut. Er kritisierte,
dass Lander mit besserer Personalpolitik
wie Nordrhein-Westfalen (NRW) gleich-
wohl unter dem Sparzwang litten. Die Poli-
zei aus NRW reise durch die Republik, um
Lander zu unterstiitzen, die GroBeinsitze
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nicht mehr mit eigenen Kréften bewéltigen
konnen.

Die Bundespolizei hat nach Aussage
von Prof. Gerd Strohmeier die Grenze der
Belastbarkeit zum Teil deutlich tiberschrit-
ten. Laut einer Befragung des Chemnitzer
Wissenschaftlers im Auftrag der GdP be-
werten drei Viertel der Teilnehmerinnen
und Teilnehmer ihre Arbeitsbelastung als
hoch oder sehr hoch. Ein Grofteil der
40.000 Beschéftigten ist frustriert. In dieser
Situation wirkten sich Haushaltskiirzungen
verheerend fiir Gesundheit und innere Si-
cherheit aus, sagte Strohmeier.

Referenten und Besucher des Forums
monierten als wesentliches Problem, dass
die Politik keine Aufgabenkritik vornehme.
Witthaut forderte: ,,Uber die Mindeststan-
dards fiir die offentliche Daseinsvorsorge
muss diskutiert werden.*

Ingrid Sehrbrock, stellvertretende DGB-
Vorsitzende, warnte, die Sparpolitik im
offentlichen Dienst ,,geht auf die Knochen
der Beschiftigten“. Zum Beleg fiihrte die
Gewerkschafterin Zahlen an: Die Fehl-
zeiten wegen Krankheit sind in der Bundes-
verwaltung innerhalb eines Jahres um 1,42
Arbeitstage gestiegen. Die Quote erreichte
2009 laut Gesundheitsforderungsbericht
sieben Prozent — der hochste Anstieg in
einem Jahr seit 1998. Demnach fehlen an
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jedem Arbeitstag im Durchschnitt mehr als
18.900 Menschen wegen Krankheit.

Zahes Ringen um
Gesundheitsforderung

Zu ihrem Bedauern musste Sehrbrock
feststellen, dass offentliche Arbeitgeber

Stellvertr. GdP-Bundesvorsitzender Jorg
Radek: Nach Auffassung der GdP kénnte
eine Finanzpolizei illegale Beschaftigung
und Steuerhinterziehung besser bekampfen.

trotz der angefiihrten Zahlen kaum Ge-
sundheitspravention betreiben. Sie zeigte
sich enttduscht tiber die Umsetzung der
vom DGB 2009 mitunterzeichneten ,,Ini-
tiative zur Forderung des Gesundheitsma-
nagements in der Bundesverwaltung. Es
gehe nur ,,schleppend voran®, beklagte sie
im Forum ,,Einsparungen — Personalabbau
— Arbeitsverdichtung. Folgen der Sparpo-
litik fiir die Beschiftigten im o6ffentlichen
Dienst*.

Udo Kertz, Vorsitzender des Haupt-
personalrats im Bundesgesundheitsmini-
sterium, bestétigte: ,, Wir sind die einzigen,
die fiir den gesamten Geschiftsbereich
was Vorzeigbares haben.“ Doch bis zu
einer Vereinbarung zu betrieblichem Ge-
sundheitsmanagement sei es ,,ein zdhes
Ringen* gewesen. Kertz zufolge fehlten
das Bewusstsein und die Befiirworter. ,,Ge-
sundheitsmanagement ist mit Mehrarbeit
verbunden, die muss im Wesentlichen die
Verwaltung leisten.” Ex-Bundesgesund-
heitsminister Philipp Rosler (FDP) habe
dazu vermerkt , kw - kiinftig wichtig“. Kertz
kam auch auf die Kosten zu sprechen: ,,Nir-
gendwo in den Ministerien gibt es einen
Titel fiir Gesundheitsférderung. Das Geld

Friedhelm Nachreiner, Dr. Eberhard Baden
und Jorg Radek (v. r.) im Forum VI , Die
Personalvertretung als Krisenmanager.
Maoglichkeiten der Mitbestimmung bei
Arbeitsverdichtung“ — moderiert vom ver-
antwortlichen Redakteur der Fachzeitschrift
,Der Personalrat“, Michael Kroll (2 v. I.).
Fotos: Simone Neumann
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wird aus Fortbildung oder Haushaltsresten
genommen.

Héhere Zulagen fur
Schichtdienste

Dr. Hans Hofmann, Abteilungsleiter
im Bundesinnenministerium, zeigte Mog-
lichkeiten auf, um den Einsparungen zu
begegnen. Eine Schliisselrolle dabei falle
der Fortbildung zu. ,,Vorgesetztenfihigkeit
ausbilden* lautete eines der Stichworte —u.
a. als Reaktion auf den erhohten Kranken-
stand. Denn der Grund
dafiir liege manchmal im
Verhalten der Fiihrungs-
krifte. Der Bund inve-
stiere auch in arbeitser-
leichternde Technik und
in Personalgewinnung.
Er wende 57 Millionen
Euro auf, um Fachkraf-
te konkurrenzfihig be-
zahlen zu konnen. Ein
Gesetz zur Fachkrifte-
gewinnung ermoglicht
es, jungen Computer-
spezialisten monatlich
bis zu 690 Euro mehr zu
zahlen. Hofmann kiindi-
gte weitere Zulagen an,
u. a. sollen die ,,besonde-
ren Belastungen® durch
Schicht- und Wechsel-
dienst bei Zoll und bei
der Bundespolizei besser
honoriert werden. Fiir
diese Reform wiirden
,,mindestens 15 Millio-
nen Euro* aufgewendet.
Heinfried Keithahn von
der GdP Bremen merk-
te an, dass nicht nur an
Zulagen fiir leistungsfi-
hige Beschiftigte gedacht werden diirfe. Er
beklagte, dass es kaum noch Verwaltungs-
stellen gebe, um Menschen einzusetzen, die
wegen gesundheitlicher Einschrankungen
nicht mehr im Einsatzdienst arbeiten kon-
nen.

Wie Personalvertreter Gesundheitsma-
nagement fordern und bei belastenden
Arbeitsbedingungen eingreifen konnen,
war Thema im Forum ,,Die Personalvertre-
tung als Krisenmanager. Moglichkeiten der
Mitbestimmung bei Arbeitsverdichtung®.

Friedhelm Nachreiner, Vorsitzender der
Gesellschaft fiir Arbeits-, Wirtschafts- und
Organisationspsychologische Forschung,
empfahl die gesetzlichen Mitbestimmungs-
moglichkeiten bei Verdnderungen in der
Gestaltung der Arbeit und der Arbeitsab-

laufe. Er nannte zum einen die gesetzlich
vorgeschriebenen Gefdhrdungsbeurtei-
lungen sowie Betriebsvereinbarungen zwi-
schen Dienstherr und Personalrat, z. B. zu
Arbeitszeiten. Rechtsanwalt Dr. Eberhard
Baden schrénkte die Aussichten auf Erfolg
jedoch ein. Gesundheitsschutz und ,,Maf3-
nahmen zur Hebung der Arbeitsleistungen*
seien zwar mitbestimmungspflichtig, in
der gerichtlichen und behordlichen Praxis
wiirden die Voraussetzungen zur Mitbe-
stimmung jedoch stark restriktiv ausgelegt.
,,Greifen Sie sich Arbeitszeit und Arbeits-
platzausstattung®, riet er Personalréten.

Bernhard GdP-Bundesvorsitzender Bernhard Witthaut:
,Der Schutz der Biirger im Alltag kommt zu kurz.“

Der stellvertretende GdP-Vorsitzende
Jorg Radek sprach sich dafiir aus, intensiver
und offentlichkeitswirksamer auf die Legis-
lative einzuwirken. In die gesetzgebenden
Parlamente miisse die Kunde getragen wer-
den: Mittelkiirzung ist Arbeitsverdichtung,
und Arbeitsverdichtung bringt Verschlech-
terung. Dem einzelnen Abgeordneten miis-
se bewusst gemacht werden, dass er die
Folgen von Kiirzungen mitverantwortet.

Anwalt Baden sah Lobbyarbeit iiber die
Gewerkschaften als den richtigen Weg an.
Der Personalrat solle Informationen aus
den Dienststellen an die Offentlichkeit
bringen. Falls deren Leitung sich ,,nicht
reinregieren lassen will“, sollen die Ge-
richte angerufen werden.

Barbara Haas

GDP-PROJEKT

Grundsatz-
programm der GdP
wird iiberarbeitet

Der 24. Ordentliche Bundeskongress
der GdP (November 2010 in Berlin) be-
auftragte den Bundesvorstand, das auf dem
19. Ordentlichen Bundeskongress (Oktober
1990 in Frankfurt) beschlossene Grund-
satzprogramm der GdP zu iiberarbeiten.
Der Antragsteller war der Auffassung, das
Programm sei nach 20 Jahren deutlich in die
Tage gekommen und bediirfe einer Runder-
neuerung. Die Berliner Delegierten schlos-
sen sich letztes Jahr dieser Auffassung an.

Den damit verbundenen Auftrag haben
sich Jorg Radek und Jorg Bruchmiiller,
beide Mitglieder des Geschiftsfithrenden
Bundesvorstandes, gleichermaf3en auf ihre
Fahne geschrieben — und in der GdP-Bun-
desgeschiftsstelle eine Steuerungsgruppe
gegriindet, die von deren Geschéftsfiihre-
rin Alberdina Korner (in Personalunion
gleichzeitig Chefin der Grundsatzabteilung)
geleitet wird.

Der Kongressantrag, der als Arbeits-
material angenommen wurde und damit
verfahrenstechnisch noch mit Leben zu
erfiillen war, sieht mehrere Schritte bis hin
zur fertigen Auflage des Grundsatzpro-
gramms vor. Im ersten Schritt sollten unter
,,Einsatz* der GdP-Bundesfachausschiisse
die Elemente des Grundsatzprogramms
und eines aus dem Jahr 2004 stammenden
Workshop-Papiers, dem Grundsachcharak-
ter zugeschrieben wird, festgestellt werden.
Also Aussagen, denen eine besonders hohe
Relevanz beizumessen ist und solche, die
dringend tiberarbeitungsbediirftig erschei-
nen. Diese Arbeit, die mit Hilfe empirischer
Erfassungs- und Auswertemethoden erfolgt
ist, hat bereits ihren Abschluss gefunden.
Dabei hat sich gezeigt, dass der eingeschla-
gene Weg, auf diese Weise festzustellen,
worauf die Vertreter der Linder beson-
deren Wert legen, richtig war. Denn die
Auswertungen haben in der Tat der Schwer-
punktsetzung gedient und damit geholfen,
die vor uns stehenden Arbeiten sinnvoll und
zweckmifig zu strukturieren.

Die o.a. Steuerungsgruppe wird Mitte
Januar tagen, um das weitere Vorgehen zu
besprechen. Ein grofler Spielraum besteht
hierzu allerdings nicht, denn der Kongress-
antrag schreibt vor, einige Arbeitsgruppen
mit dem Programm zu befassen. Wie dies
geschehen kann, wer daran teilnimmt, wann
und wo die AG* s tagen werden, hat die Len-
kungsgruppe zu diskutieren und schlieflich
auch zu entscheiden. Soweit der Sachstand
zu den Arbeiten am GdP-Grundsatzpro-
gramm. Hans-Jiirgen Marker
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Der Probelauf in Trier

Das Polizeiprasidium Trier ist die erste Behorde in Rheinland-Pfalz, bei
der der Digitalfunk eingefiihrt wird. Nach den Fragen zu den gesundheit-
lichen Risiken (DP 12,/11) wollen wir im folgenden Artikel iiber den
erweiterten Probebetrieb (ePB) beim PP Trier berichten.

achdem am 28.5.2011 der ePB
Nim Abschnitt Trier offiziell be-
gonnen wurde, konnte in den
folgenden sechs Monaten das Zusammen-
spiel der einzelnen technischen Elemente
erstmals in Rheinland-Pfalz unter pra-
xisnahen Bedingungen erprobt werden.
Insbesondere auf die Leitstellentechnik

Analoges Altgerat (I.) und mobiles Endgerat

wurde ein besonderes Augenmerk gelegt,
ging Rheinland-Pfalz doch erstmals mit
einem extra selbstentwickelten Konzen-
trator an den Start.

Das Ziel des ePB lag insbesondere auch
in der ,Feinjustierung® der technischen
Komponenten in Relation zu den Erwar-
tungen und Bediirfnissen der Nutzer.

Dass der Umstieg von einem iiber
viele Jahre ganz stringent auf die BOS-
spezifischen und lokalen Anforderungen
zugeschnittenen Analognetz hin zu
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einem hochmodernen Digitalfunknetz
nicht einfach werden wiirde, war uns
durchaus bewusst. Dass es bei diesem
Umstieg naturgemdll auch zu berech-
tigten Kritikpunkten kommt, liegt in der
Natur der Sache, zumal in Einzelfillen
die gewohnten Standards nicht mehr zur
Verfiigung standen. Der Umstand, dass
bereits zu Beginn des ePB
nicht alle Dienste und Funk-
tionen uneingeschriankt ge-
nutzt werden konnten, mag
man Kritisieren, darf aber da-
bei nicht auBBer Acht lassen,
dass hierdurch der Einstieg
auch erleichtert wurde und
die Nutzerinnen und Nutzer
nicht tiberfordert wurden.

Angestrebt wurde ein
sanfter Ubergang in den
technischen Wirkbetrieb,
unter Beibehaltung der
Moglichkeit, jederzeit auf
Analogfunk umzuschalten,
bis alle Teile des Gesamt-
netzes — vom Endgerét iiber
die Basisstationen und Ver-
mittlungsstellen bis hin zu
den Leitstellen und den Nut-
zerinnen und Nutzern — unter
praxisnahen Bedingungen
ihre Funktionsfdhigkeit und
Interoperabilitdt unter Be-
weis gestellt hatten.

In drei jeweils zwei Mo-
nate andauernden Phasen
liefen widhrend des ePB
vorher genau definierte Pro-
zesse ab. In der sogenannten

Stabilitdtsphase stand die Sys-
temtechnik im Vordergrund. Hier wurde
z.B. gepriift, ob sich das Funkgerét nach
dem Einschalten automatisch in die rich-
tige (Heimat-)Gruppe einbucht, ob sich
die Gruppen im Gerit schalten lassen,
ob eine storungsfreie Kommunikation in
den gewihlten Gruppen moglich und die
notwendige Versorgungsgiite vorhanden
ist. Gerade im Netzabschnitt Trier wur-
den die Polizeibeamtinnen und -beamten
funktechnisch bislang nicht besonders
verwohnt. So versorgte rein rechnerich
bislang in der analogen Welt eine Relais-

station eine Fldche von 275 km?2, wihrend
dies nunmehr im digitalen Zeitalter nur
noch 53 km? sind. Von daher war das
Interesse herauszufinden, ob und wo es
noch Funklocher gibt, sehr groB.

In der zweiten Phase erfolgten bereits
koordinierte funktions- und diensteorien-
tierte Tests. Die Testumfinge zielten ge-
geniiber den bisherigen unstrukturierten
Tests auf personell und rdumlich groBere
Einsatzszenarien ab. Dazu zéhlten Funk-
ibungen auf ortlicher und Kreisebene,
Marschiibungen zur strukturierten Ex-
ploration des Versorgungsbereichs und
der gezielte Einsatz des DMO/TMO-
Gateways.

In der dritten Phase sollten die Einzel-
mafnahmen der vorangegangenen Pha-
sen weiter strukturiert und intensiviert
werden. In diesem finalen Abschnitt des
ePB wurde auch eine grof3flachige Funkii-
bung mit hohem Personal- und Geriteein-
satz BOS-intern und BOS-iibergreifend
durchgefiihrt, um das Digitalfunknetz
damit einem sogenannten Stresstest zu
unterziehen. Von groB3er Wichtigkeit war
auch die Feststellung des Netzverhaltens
in der Bewegung, dort speziell bei ho-
heren Geschwindigkeiten auf Bundesau-
tobahnen.

Die Ergebnisse aus den jeweiligen Pha-
sen wurden in Workshops mit den betei-
ligten BOS erortert, erforderliche MaB-
nahmen identifiziert und soweit moglich
zeitnah umgesetzt. Im letzten Workshop
stimmten alle Beteiligten dem Ubergang
in den technischen Wirkbetrieb zu, sodass
dieser am 15. Dezember 2011 beginnen
konnte.

Die Anpassungs- und Optimierungs-
phase wird permanent andauern, sodass
die Anwenderinnen und Anwender auch
weiterhin aufgerufen sind, der Autori-
sierten Stelle, die den Betrieb des Digi-
talfunks in Rheinland-Pfalz organisiert,
Mingel und Probleme zu melden.

Die GdP in Trier hat sich nach gut
einem halben Jahr ePB mit der Frage
beschiftigt: ,,Wie kommt der Digitalfunk
bei den Kolleginnen und Kollegen in der
Praxis an?* Dazu sagten uns Kolleginnen
und Kollegen vor Ort, dass es noch die
ein oder andere Problemstellung gebe:
so wird allgemein die Qualitdt der Han-
dendgerite gelobt, klein kompakt und
sehr gut im Empfang. Funklocher gibt es
offensichtlich immer noch, aber im End-
effekt auf sehr geringem Niveau. Einzelne
Kollegen nehmen die neue Technik zwar
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nur sehr zogerlich an, Beschwerden wegen
Verstiandigung, blechernem Klang, relativ
lauter Stimmlage werden hier angefiihrt.
Die Anbringung in Kopfhohe und damit
die evtl. Belastung wird dagegen nicht
diskutiert. Die sogenannte ,,Gateway-
Schaltung® sei im Einsatzfalle zu kom-
pliziert einzustellen. Die Funktion sollte

DIGITALFUNK

tiber einen einfach zu bedienenden ,,Not-
knopf* erfolgen.” Grundsétzlich kann
bis zum heutigen Zeitpunkt von einer
durchgehenden Zufriedenheit ausgegan-
gen werden.

Ein Erfahrungsaustausch und Aus-
tausch tiber Problemstellungen ist durch
die Projektgruppe gewéhrleistet, so dass

Interne Telefonie entlastet gesamten Funkverkehr

Wir wollten nicht nur auf die Erfah-
rungen einzelner Kolleginnen und Kolle-
gen im erweiterten Probebetrieb (ePB)
zuriickgreifen, sondern auch die Erfah-
rung der Projektgruppe Digitalfunk ent-
sprechend einbringen, Leiter der Projekt-
gruppe Digitalfunk Rheinland-Pfalz/Poli-
zei ist Reiner Hamm. Josef Schumacher
befragte ihn nach dem gegenwartigen
Stand, nach Erfahrungen und Problemen
im Zusammenhang mit dem Probelauf:

Das PP Trier wurde als erste Behorde
fiir den Probebetrieb auserkoren. Wie
verliefen der Aufbau bzw. die Einfithrung
— auch vor dem Hintergrund, dass man
im Siiden Deutschlands allenthalben von
heftiger Gegenwehr seitens der Bevol-
kerung hort?

Seit Juni 2011 konnen die rheinland-
pfélzischen Behorden und Organisati-
onen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) im
Grofiraum Trier neben dem bisherigen
Analogfunk auch den neuen digitalen
TETRA-Funk nutzen. Mit insgesamt 94
Basisstationen wurde zugleich die bislang
grofSte Anzahl von Standorten in ganz
Deutschland zusammenhéngend in Be-
trieb genommen. Nicht ohne Grund hatte
man sich zu Beginn der Planungen ent-
schieden, den Netzaufbau in der Region
Trier zu beginnen. Insbesondere die Eifel
mit ihren Bergen und Télern zihlt zu den
geografisch anspruchsvollsten Gebieten in
ganz Deutschland, was sich in der mehr als
unbefriedigenden Analogfunkversorgung
in weiten Bereichen widerspiegelte. Feh-
lende Funk- und auch Handyerreichbar-
keiten hatten bei zahlreichen Einsatzlagen
in der Vergangenheit immer wieder zu
erheblichen zeitlichen Verzégerungen bei
der Hilfeleistung gefiihrt.

Um die weitestgehend flachendeckende
Versorgung sicherzustellen, mussten zu-
nichst die optimalen Standorte fiir die
Basisstationen gefunden werden. In der
iberwiegenden Mehrheit wurden bereits
bestehende Masten fiir eine Mitnutzung
ausgewdhlt, nur in Einzelfdllen waren
Neubauten erforderlich.
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Die Bevolkerung steht der Einfiihrung
des Digitalfunks grundsitzlich positiv ge-
geniiber. Nur in Ausnahmeféllen gab es
Einwinde gegen einzelne geplante Stand-
orte. Ursache fiir diese Gegenwehr ist die
Befiirchtung, dass durch die Mobilfunk-
strahlung Gesundheitsschdden bei der
Bevolkerung auftreten konnten.

Die Projektgruppe Digitalfunk Rhein-
land-Pfalz begegnet dem Thema elektro-
magnetische Vertraglichkeit zur Umwelt

Trageweise beim Fahrer im Funkwagen — wegen des

Sicherheitsgurts

(EMVU) mit groBer Offenheit. In meh-
reren Offentlichen Veranstaltungen wurde
interessierten Biirgerinnen und Biirgern
die Wirkungsweise elektromagnetischer
Felder und deren Eigenschaften erklirt.
Dabei wurden auch die bereits im Rah-
men des Netzaufbaus und im Betrieb
selbst getroffenen Mafinahmen zum Be-
volkerungsschutz erldutert.

Bei der Digitalfunk-Einfithrung 2001
in England und Wales kamen dort Ge-
sundheitsbeeintrachtigungen bei Kolle-
ginnen und Kollegen auf, die offenbar
im Zusammenhang mit dem Digitalfunk
standen; hierzu wurde eine Studie in Auf-

Fotos: Schumacher

davon ausgegangen werden kann, dass
auftretende Probleme auch schnell gelost
werden konnen.

(Mit freundlicher Unterstiitzung der Pro-
jektgruppe und Kolleginnen und Kollegen
des PP Trier; Kiirzungen aus Platzgriinden
erforderlich) Josef Schumacher

trag gegeben (London, Imperial Collage).
Wie sieht es bei uns aus? Auch durch
die BDBOS wurde meiner Kenntnis nach
Studien in Auftrag gegeben.

Nach dem heutigen Stand der Wis-
senschaft gibt es keine Beweise dafiir,
dass sich die bei TETRA verwendeten
Funkwellen nachteilig auf die Gesundheit
auswirken konnen, solange die beste-
henden Grenzwerte eingehalten werden.
Einige Nachbarstaaten wie Belgien, die
Niederlande und GrofBbritannien nutzen
bereits seit einiger Zeit TETR A-Netze fiir
ihre Sicherheitsbehorden und begleiten
die Nutzung mit Forschungsstudien.

Ergidnzend zu den
vorhandenen wis-
senschaftlichen Ar-
beiten hat die BD-
BOS zwei Studien
in Auftrag gegeben,
die den Einfluss der
TETRA-Endgerite
bei den Nutzerinnen
und Nutzern, d.h.
den Einsatzkriften,
untersucht, um das
Vertrauen der Nutzer
in diese Technologie
auch langfristig zu
stirken. Die Themen
der Studien wurden
vom Bundesamt fiir
Strahlenschutz (BfS)
empfohlen, das auch
die Koordinierung
iibernommen hat. Die
Beschreibung finden
Sie unter (www.bfs.de/de/bfs/forschung/
dm_forschung/studien_tetra). Ergebnisse
der Studien stehen voraussichtlich ab 2013
zur Verfligung.

Im Zusammenhang mit der Einfiihrung
des TETRA-Digitalfunks in Grofbri-
tannien wurden einige Aufsidtze verof-
fentlicht, die mogliche gesundheitliche
Einfliisse durch TETRA nahelegen. Wis-
senschaftlich anerkannte Studien stiitzen
diese Ergebnisse bislang nicht.

Wie sind die ersten Erfahrungen im
Umgang mit TETRA hier vor Ort aus
deiner Sicht? Gibt es beim Probebetrieb
erkennbare Probleme?
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Reiner Hamm, Leiter der Projektgruppe Digitalfunk Rheinland-Pfalz/Polizei

Der in drei Phasen gegliederte Erwei-
terte Probebetrieb (EPB) befindet sich in
Rheinland-Pfalz seit Anfang Oktober 2011
in der dritten Phase, in der unter anderem
koordinierte Tests, mobile Funkiibungen
und Lasttests vorgesehen sind. Jeweils zum
Ende der ersten beiden Phasen fanden
Workshops mit allen am ePB beteiligten
BOS statt, in denen die bisherigen Erfah-
rungen ausgetauscht und Optimierungs-
moglichkeiten diskutiert wurden. Die
Riickmeldungen der Anwenderinnen und
Anwender ist iiberwiegend positiv. Ge-
lobt werden insbesondere die verbesserte
Sprachqualitit und die leichte Handhabung
der Gerite. Bemingelt wurden vielfach die
Freisprecheinrichtungen in den Streifenwa-
gen. Die Ursache hierfiir wurde inzwischen
identifiziert und wird in Kiirze in allen
betroffenen Fahrzeugen behoben werden.

Ein Hauptargernis des alten Analog-
funks waren die sogenannten Funklocher
- sind diese nunmehr ausgemerzt? Oder
muss noch nachgebessert werden?

Die Planung des Netzes und die Be-
rechnung der flichendeckenden Funkver-
sorgung erfolgt mit Hilfe topographischer
Modelle am Computer. Die bisherigen
Messungen bestdtigen die Korrektheit
dieser Planungen, wobei die Versorgung
in der Realitédt oftmals sogar besser ist als
berechnet. Dennoch kann eine theore-
tische Planung niemals die Bedingungen
der Wirklichkeit zu 100 % darstellen.
Deshalb sind Priifungen vor Ort unent-
behrlich. Nur so konnen die tatsédchlich
vorhandenen Bedingungen erhoben und
mit den Vorgaben verglichen werden.
Negative Abweichungen von den Soll-
Werten konnen dann gegebenenfalls

Zwei Endgerdte: das HRT Digitalfunk (1.)
und das 4 m-Analoghandgerat.

durch geeignete Maflnahmen vor Ort
korrigiert werden.

BOS-spezifisch wird die Netzversor-
gung durchaus differenziert gesehen.
Wihrend zum Beispiel die Polizeibeam-
tinnen und -beamten, die im Vergleich
zum Analogfunk wesentlich verbesserte
Netzabdeckung begriilen, beklagen in
einzelnen Gemeinden Angehorige der
Freiwilligen Feuerwehr eine Verschlech-

terung der Empfangsbedingungen. Dies
ist zumeist dort der Fall, wo mit groBem
Aufwand lokal eng begrenzte Insell6-
sungen geschaffen wurden. Die Funk-
versorgung im TETRA-Netz gewihr-
leistet demgegeniiber eine bundesweit
flichendeckende Versorgung in 96 %
der Gesamtfldche, was naturgemif auch
unversorgte Bereiche beinhaltet. Der-
zeit werden aufgrund der eingegangenen
Meldungen und eigener Messungen die
unversorgten Bereiche identifiziert und
Losungserfordernisse gepriift. Durch
technische Verdnderungen an den be-
stehenden Standorten kann dann gege-
benenfalls je nach Sachlage eine bessere
Netzabdeckung erreicht werden.

Gab es schon Einsatze, wo das Netz
uberlastet war?

Die Projektgruppe Digitalfunk Rhein-
land-Pfalz hatte mit den am ePB teil-
nehmenden BOS im Vorfeld vereinbart,
dass groBere Ubungen und Einsitze ge-
meldet werden, um speziell zu diesen
Zeiten ein gezieltes Netzmonitoring zu
betreiben. Der bislang grofite Einsatz
unter Verwendung des Digitalfunks fand
vom 27.- 29. Juli 2011 unter Federfiihrung
des Polizeiprésidiums Trier mit rund 50
teilnehmenden Polizeibeamtinnen und
-beamten, dem Zoll und Kolleginnen und
Kollegen aus Luxemburg, Frankreich und
Belgien statt — eine Grof3kontrolle des
gewerblichen Reise- und Giiterverkehrs.

Der gesamte Funkverkehr wurde, da an
der grenznahen Kontrollstelle weder Ana-
logfunk noch deutsches Mobilfunknetz
verfiigbar war, tiber das Digitalfunknetz
abgewickelt. Uberraschend war dabei,
dass eine der neuen Mdoglichkeiten, die
interne Telefonie, so selbstverstindlich
genutzt wurde, als hétte es diese Funktion
schon immer gegeben. Im Ergebnis beein-
flusste diese zusitzliche Kommunikations-
moglichkeit das einsatztaktische Gesche-
hen in sehr positiver Weise. Gerade bei
Gefahrguttransporten ist es immer wieder
erforderlich, Details zur Fracht und deren
gesetzlich vorgeschriebener Kennzeich-
nung zu erfragen, was iiblicherweise dann
den Funkverkehr nicht unerheblich be-
lastet. Da die interne Telefonie aber die
Gruppenkommunikation nicht tangiert,
fiihrte diese Option zu einer groflen Ent-
lastung des gesamten Funkverkehrs.

Die Auswertungen der dabei entstan-
denen Netzlast belegten im Nachhinein,
dass trotz intensiver Nutzung die Ausla-
stung selbst in Spitzenzeiten maximal bei
rund 35 % lag.

Das Gesprich fiihrte Josef Schumacher
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GdP-Verkehrsforum — zum Dritten

Die Gewerkschaft der Polizei plant derzeit die dritte Auflage eines

Verkehrsforums.

Die GdP wird sich im néchsten Jahr auf
ihrem dritten Verkehrsforum um ein fiir
sie zwar nicht neues, aber zumindest in die-
ser Weise dargebotenes Thema kiimmern,
namlich um die Frage, welche Mittel und
Stoffe geeignet sind, eine Fahruntiichtig-
keit im StraBenverkehr herbeizufiihren,
welche Grenzwerte gelten sollen und wie
man einschlédgige Verfehlungen am besten —
moglichst gerichtsverwertbar — messen und
sichern kann. Kurzum, es geht um die Ein-
nahme von Alkohol, (klassischen) Drogen
und Medikamenten beim Fiihren von Stra-
Benfahrzeugen und um die Moglichkeiten
gerichtsverwertbarer Beweisfithrungen au-
Berhalb der Blutprobenentnahme.

Das Design des GdP-Verkehrsforums
wird nach den derzeitigen Planungen dem

des Deutschen Verkehrsgerichtstags, der
alljahrlich in Goslar stattfindet, vergleich-
bar sein. D. h. die ca. 100 Teilnehmer des
Forums haben die Gelegenheit, in vier Ar-
beitsgruppen gewisse thematische Frage-
stellungen zu diskutieren und anschlieSend
eine Empfehlung an den Bundesvorstand
der GdP abzugeben. Das Ganze wird um-
rahmt von sachdienlichen Leitvortragen aus
Politik und Wissenschaft.

Arbeitsgruppen gibt es zu folgenden
Themen:

AK I: Genuss alkoholischer Getréinke
bzw. anderer alkoholhaltiger Substanzen

Mit der Fragestellung: Welcher Grenz-
wert fiir die absolute/relative Fahruntiich-
tigkeit beim Fiihren von StraBenfahrzeugen
ist der richtige?

STREIT UM DIE RUSSENMUTZE

NRW-Polizisten miissen nicht
mehr frieren

Anders als in fast allen anderen Bun-
desldndern steht den Beamten des Wach-
und Wechseldienstes in NRW im Winter
nur die Russenmiitze zur Verfiigung,
wenn sie sich gegen die Kilte schiitzen
wollen. Die Miitze stoft aber weder bei
den Polizisten, noch in der Bevolkerung
auf Akzeptanz. Weil die Verhandlungen
des Hautpersonalrats mit dem Innenmini-
sterium iiber die Einfithrung einer neuen
Wintermiitze gescheitert sind, hat der
GdP-Landesbezirk NRW jetzt zur Selbst-
hilfe gegriffen. Unter dem Motto ,,Die
GdP lasst niemanden in der Kilte allein®
wurden am 30. November zeitgleich an
etlichen Orten in NRW 5.000 Wollmiitzen
an die Kolleginnen und Kollegen verteilt,
die den Schutz am nétigsten haben, die
Beamten des Wach- und Wechseldienstes,
die bei Wind und Wetter ihren Dienst
drauBlen versehen. Das Wort ,,Polizei
steht vorne auf der Miitze eingestickt, an
der Seite prangt das GdP-Logo.
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Start der Aktion Wintermiitze am 30.11.2011 in Diisseldorf

Die Aktion war nicht nur von einem
groflen Medieninteresse begleitet, son-
dern auch von Erfolg gekront. Am
8. Dezember hat die vom Hauptpersonal-

AK II: Welche Substanzen sollen beim
Fiihren von StraBenfahrzeugen als Dro-
gen gelten und welche Grenzwerte fiir die
absolute/relative Fahruntiichtigkeit sind
zu setzen?

AK III: Stellt die Einnahme von Medi-
kamenten durch Fiithrer von Fahrzeugen
ein Problem fiir die Stra3enverkehrssicher-
heit dar? Mit der Fragestellung: Welche
Medikamente sind hierzu geeignet? Darf
es Ausnahmen fiir medikamentenpflichti-
ge Erkrankte geben? Welche Grenzwerte
fiir die absolute/relative Fahruntiichtigkeit
sollen gelten? Und schlieBlich, wie ist die
Einnahme entsprechender Substanzen ge-
richtsverwertbar nachzuweisen?

AK IV: Sind die marktgéingigen Atem-
alkoholtestgerdte mittlerweile ,,reif* fiir
den Gerichtssaal bei festgestellter absoluter
Fahruntiichtigkeit?

Das III. Verkehrsforum der GdP fin-
det am 24. und 25. April 2012 in Potsdam
statt. Die Teilnehmer werden von ihren
Landesbezirken und Bezirken entsandt.
Eine direkte Anmeldung beim Veranstalter
(GdP-Bund) ist leider nicht moglich.

Hans-Jiirgen Marker

rat angerufene Einigungsstelle entschie-
den, dass den NRW-Polizisten in Zukunft
neben der Russenmiitze eine Fleecemiitze
als Alternative zur Verfiigung gestellt
werden muss. Welche Miitze getragen
wird, konnen die Kolleginnen und Kol-
legen selbst entscheiden. ,,Ohne den
massiven Widerstand der GdP gegen die
ungeliebte Russenmiitze hétte es diesen

o Fbto: GdP -

i

Erfolg nicht gegeben®, zeigte sich GdP-
Landesbezirksvorsitzender Frank Richter
mit der Entscheidung der Einigungsstelle
zufrieden. Stephan Hegger
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Familienbewusste
Schichtarbeit

Schichtarbeit stellt in jeder Hinsicht
eine Herausforderung fiir das person-
liche und betriebliche Zeitmanagement
dar. Die 17 % Schichtbeschiftigten in
Deutschland ha-
ben es besonders
schwer, ihr Ar-
beits- und Pri-
vatleben in Ein-
klang zu brin-
gen. Hinzu tre-
ten die seit lan-
gem bekannten
Schwierigkeiten,
Schicht- und
Dienstplédne
gesundheitsfor-
derlich, ergono-
misch und alter(n)sgerecht zu gestalten.

Die neue DGB-Broschiire ,,Familien-
bewusste Schichtarbeit” verbindet beste-
hende Empfehlungen fiir die Schichtge-
staltung und zeigt anhand von Beispielen
und Umsetzungsstrategien, wie Schicht-
arbeit familienbewusster gestaltet werden
kann.

Die Broschiire kann unter
https://familie.dgb.de/++co++cb9a8056-
218c-11e1-5115-00188b4dc422 herunter-
geladen werden oder iiber den DGB Be-
stellservice unter www.dgb-bestellservice.
de (in Kiirze) bestellt werden (fiir 1 Euro
Schutzgebiihr).

Christina Stockfisch

BFA-SCHUTZPOLIZEI:

Neuer Vorsitzender
gewahlt

Bei der letzten Sitzung des Bundes-
fachausschuss ,,Schutzpolizei* wurde Rai-
ner Schlipat (Landesbezirk Berlin) zum
neuen Vorsitzenden einstimmig gewéhlt.
Rainer Schlipat war zuvor Stellvertre-
tender Vorsitzender. Zum neuen Stell-
vertretenden Vorsitzenden wurde Reiner
Mader (Landesbezirk Bayern) gewihlt

und zum Schriftfiithrer Bjorn Neureuter
(Landesbezirk Rheinland-Pfalz).

Das zustindige Bundesvorstandsmit-
glied Jorg Bruchmiiller begliickwiinschte
den neuen Vorstand. Der langjéhrige Vor-
sitzende des BFA ,,Schutzpolizei“ Lothar
Holzgen (Landesbezirk Hessen) trat nicht

mehr an. Auch ihm dankte Jorg Bruch-
miiller fiir die jahrelange gute Arbeit.

Der Bundesfachausschuss fiir die
Schutzpolizei kiilmmert sich um Themen,
die polizeipraktischer Natur sind und
nicht in den Spezialsparten Arbeitsschutz,
Ausstattung & Technik, I & K - Technik,
Beamtenpolitik etc. enthalten sind.

Speziell befasst sich der Ausschuss
insbesondere mit Informationen iiber
Arbeitszeitbestimmungen, Schicht-/
Nachtarbeit, Wach- und Wechseldienst
wie auch mit aktuellen Themen rund um
die Schutzpolizeien der Léander.

Im Geschiéftsfithrenden Bundesvor-
stand der Gewerkschaft der Polizei ist
Jorg Bruchmiller fiir das Sachgebiet
»Schutzpolizei“ verantwortlich. ™
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BFA KRIMINALPOLIZEI: Zusammenarbeit der Kriminalitat” ~ erarbeitet. Weitere The-

menschwerpunkte in diesem Zusammen-
un = u " hang waren u.a. Cyber-Crime, internatio-
Landesfachausschiisse ist wichtig nale Rechishilfe, Vermogensabschdpfung,
Prostitutionsgesetz. Die Position der GdP
AuBergewohnlich, weil bereits zur zwei-  nach langerem Diskussionsprozess, zwei  wird in einem Katalog von Forderungen
ten diesjdhrigen Sitzung hat sich der Bun-  Positionspapiere — ,,Bekédmpfung der Ro-  Ausdruck finden. Rolf Strehler
desfachausschuss Kriminalpolizei (BFA  ckerkriminalitidt® und zur ,,Organisierten
K) am 2. und 3.11.2011 in Berlin getroffen.
Bereits im Friithjahr hatte es eine Sitzung
in Berlin gegeben. Dort wurde eindeutig
beschlossen, dass wir die Zusammenarbeit
der Landesfachausschiisse im BFA weiter-
hin fiir wichtig und alternativlos halten. Wir
haben zunéchst eine neue Geschiftsord-
nung beschlossen und dann einen neuen
Vorstand gewihlt.: Der neue Vorsitzende
des BFA Kist Norbert Meiners (Saarland).
Stellvertreter ist Gerhard Knorr (Bayern).
In der Folge hatten wir alle Gelegenbheit,
Lageberichte aus unseren Léndern aus-
zutauschen. Einigkeit herrscht insbesondere
in einem Punkt: Sparzwang und Personal-
abbauin der Polizei. Mehrere Vertreter be-
richteten, dass gleichzeitig die polizeilichen
Aufgaben und Anforderungen steigen.
Inder nichsten Zeit wird der BFA K sein
Hauptaugenmerk auf folgende Themen
richten: Drogen/Alkohol, Jugendkrimina-  Fachthemen erértert: Der BFA Kriminalpolizei tagte in der Berliner GdP-Bundesgeschifts-
litdt, Extremismus. Gegenwértig werden  stelle (v. I. Oliver Malchow, Sascha Braun, Norbert Meiners). Foto: MiZi

Reise & Erholung

i TIROL: ,,Wintertraum* SEE-ISCHGL SPANIEN: Costa Dorada
Mlttlgrgr Schwarzwald Urgemiitliches, freundliches u. sehr komfor- - Sudl. Tarragona -
ExKl. eingerichtete Komfort-Fewos, tables Hotel Garni (FW u. Komfortzimmer) Preisgiinstiger Urlaub im Ferien-
50-90 m?, fir 2-6 Pers., ab 35 €/Tag, ladt zum Verweilen ein. haus bis 4/5 Pers. in kleiner gemiitl.
(Inklusiv-Preise). GenieBen Sie in unserem) Schéne Aufenthaltsrdume, Tagesbar, Sauna, deutsch. Ferienanl. mit groem

Softbad, Infrarotkabine, Solarium, Hobby-

Schwarzwaldtal viele interessante A
raum, Massagen usw. machen Sie fit fiir den

SW-Pool, Grill, Gastebar mit TV.

Ausflugsmaglichkeiten (z. B. Europapark, néchsten Wintertag. Hunde sind willkommen.
Kaiserstuhl, Vogtsbauernhéfe, Triberger Eines der schonsten Skigebiete der Alpen mit E-Mail: los-vagos@gmx.net,
Wasserfélle) in ndchster Umgebung und iber 360 Pistenkilometern verlangt Ihnen Infos: www.los-vagos.de,

Natur pur. Hausprospekt unter alles ab. Tel..0034/977170529

Léngste Naturrodelbahn Tirols, Winterwan-

Tel.07823/9 6565, Fax 9 65 66 derweg, Schneeschuhwandern, Langlaufen

www.mittelschwarzwald.de

y . . uvm. Sylt/Westerland
Sie werden begeistert sein! Gemeinsamer Skipass mit Ischgl, Samnaun, K:O,Ile;,eh\(e)rmiettet dFeer?ﬁ 40 rgzv 2Z§Af!"’r;'
i riedrichstr.), strandnal romenade in.),
Canyening & Raftirgtoer, Galtiir, Kappl u. See. . bis 3 Pers., Saisonpreise ab 49,- Euro
1 qrillen am Ligeibeuer und Pagscl;al:ngeh_p[tig ;nkfl,. l.'"'ef’k‘,',"'.'. u. Ski- Ml b'relém 73-6651506 o
. ab, stark ermabigte rreise 1. g u. -Mall: berngjuergensen@versanet.de
Waging am See (Oberbayern) 3 UF / “‘"F":"' Du'hwg_ 15 gami"en! g
Bauernhof, Pony's, komf. Fewos i pro Ferios ab € 188, Info: Hotel Garni BERGWELT, A-6553See 19| — .
Tel. 08681/522, www.hirlhof.de Tel.: 00 43-54 41-83 97, Fax: -8397-19 Zittauer Gebirge - Kurort Jonsdorf
ws. fallleg- eeroeal. st E-Mail: bergwelt@aon.at, CZ/PL-Grenze, Ferienchalet Heide-
T 1 h i
Setfriesiond TNovdses Telefon: QDT SE5T &7TH Homepage: www.bergwelt-see.at hof, Zollkollege bietet komf. Fewos

Kollege bietet komf. FeWo (100 m?/3 SZ.), ab 2 Pers. fur 2-6 Pers. in schoner JuQendsm'

40,- € /Tag, in 26524 Hage, Tel. 049 31/7 44 03 villa, Fahrradverleih
www.fer de Dahme - Osisee MAURITIUS SNEUsEXKLUSIVS Fam. Zein, Tel.: 035844/72723
Ferienhauser und Ferienwohnungen Kollege bietet lux. App. u. Bung.-Anlage am Strand ab) www.heidehof-jonsdorf.de
www.strandurlaub-dahme.de 75,~ € p. P/Tag/inkl. HP, Tel. 0 21 58/40 08 05, Fax 40 46 71

www.mauritius-traumvilla.de
Berliner FeWo Villa Mahlsdorf

INSELN IM INDISCHEN OZEAN
Tel. 030/5658 5858 oder 0179/4936842 " KI. priv. Anlagen mit Kollegentarifen ab € 45~ p. P./Tag

;Z;zhaus, 60 rll?zlxl(;tll(m nordl. des Véttensees. Aus- Bayerischer/Oberpfalzer Wald www.ir.{:tIﬂ-ier-Siﬁ{i‘%sUn}lgﬁ-glean.de
Franken. bel Bamb [dreiche Gegend.Lif stat.: Waschma./TR., Gefrierschrank, Sat-TV. ExK. FeWo ab 30 Euro/Tag, Tel 099 72/15 60
rani en,. el Bam erg,vya TE!_C e egena, LITT, Angeln, Boot, Naturfreibder. Preis 300 €/Woche. www.ferienwohnung-gruber.de
Angeln, eigene Metzgerei, Meniwahl, 75 Betten, Tel.: 0 41 54/55 52 0.
Feh /Ost:
DU/WC/TV, HP 5 Tage ab 139,~ €. Zur Sonne, www.feri de ehmarn/Ostsee
96126 Pfaffendor, Tel. 0 95 35/2 41, Prospekt Ostsee 2-Raum-F§Y\30-t far c‘j‘ Pers.,
Exkl. FeWo. in neuem Haus in Sierksdorf, 50mz. ?:’Toml:ensaéin Kabel-TV
_ . Bayerischer Wald, komf. FeWo**** v. Kollegen 60-90 m?, EBK, direkte Strandlage, Seebllclg, Preise gem. Séison
Nordseekiiste/NeBmersiel ab?2 Pers., ab 30€/Tag, 9348 5 Rimbach, Tel./Fax: Hansapark, auch f. Gruppen. Erm. Kollegenpreise. Telefon: 040/6784581
Top-Fehs/FeWo am Meer! iy ’ N Tel.: 04563/7021, Fax: 04563/7022 H
023 92/6 41 05, www.Nordseewoge.de 09941/7118, www.ferienwohnung-gammer.de jochen.lipke@online.de www.fehmarn4family.de
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Familienpflegezeitgesetz in Kraft

Am 1. Januar 2012 ist das Familienpflegezeitgesetz (FPfZG) in Kraft
getreten. Damit wird die Moglichkeit geschaffen, neben einer Beschafti-
gung die Pflege eines pflegebediirftigen nahen Angehorigen auszuiiben.

in Rechtsanspruch auf die Fa-
Emilienpﬂegezeit besteht nicht,
sondern erfolgt im Rahmen ei-
ner freiwilligen Vereinbarung zwischen
Beschiftigtem und Arbeitgeber.
Beschiftigte konnen ihre Arbeitszeit
fiir die Dauer von bis zu 24 Monaten auf
einen Mindestumfang von 15 Stunden pro
Woche reduzieren.
Wihrend der Pflegezeit wird das durch

ein Guthaben, das entweder im Vorfeld (in
der sogenannten Vorpflegephase) oder im
Nachhinein (in der sogenannten Nachpfle-
gephase) aufgebaut wird.

Der Normalfall wird sein, dass das Wert-
guthaben erst im Nachhinein, also in der
Nachpflegephase aufgebaut wird, da die
Pflegebediirftigkeit von Angehorigen in
der Regel unerwartet eintritt.

Dader Arbeitgeber damitin Vorleistung

den konnen, sind Angehorige, die bereits
im Pflegezeitgesetz genannt sind. Dabei
handelt es sich um Eltern, Schwiegereltern,
GrofBeltern, Ehegatten, Lebenspartner,
Geschwister, Kinder, Schwieger- und En-
kelkinder, Adoptiv- und Pflegekinder und
Partner einer eheédhnlichen Gemeinschaft.

Wihrend der Familienpflegezeit besteht
fur die pflegenden Beschiftigten Kiindi-
gungsschutz.

Wegen Fragen zur Rentenversicherungs-
pflicht wihrend der Pflegezeit sollte die
zustiandige Pflegekasse eingeschaltet wer-
den, damit die Rentenversicherungspflicht
gepriift werden kann.

Es gibt positive, wie negative Aufe-
rungen zu dem neuen Gesetz. http://sozi-
alversicherung-kompetent.de: ,,Mit dem

Von den 2,34 Millionen

Fllegebedirftigen
in Deutschland
werden versongt

Pllegebedart in %
Stufe 1: erheblich
rmind. 1.5 Std. /Tag

mind. 3 5id. MTag

Stufe 3: schwerst

mind. 5 Sid. Tag

G

1318] e aiobus

Auf Pflege angewiesen

Zu Hause durch
Angehdrige

1070 000

rundungEbedingte Differenzen

zu Hause durch
Pllegediensio

555 000

12

Stand Ende 2002

717 000

1 % ohne Zuordnung

Ouelle: Stal. Bundesanm

die Arbeitszeitreduzierung entfallene Ar-
beitsentgelt vom Arbeitgeber um 50 Pro-
zent aufgestockt. Ein Beispiel:

Wiéhrend der Pflegephase 50 % Arbeit,
75 % Arbeitsentgelt. Nach der Pflegephase:
100 % Arbeit, 75 % Arbeitsentgelt.

Die Entgeltaufstockung erfolgt durch

gegeniiber seiner/m Beschiftigten tritt, be-
steht fiir ihn die Moglichkeit, ein zinsloses
Darlehen beim Bundesamt fiir Familien
und zivilgesellschaftliche Aufgaben zu be-
anspruchen.

Nahe Angehorige, die im Rahmen des
Familienpflegezeitgesetzes gepflegt wer-

Familienpflegezeitgesetz versucht der Ge-
setzgeber ein weiteres Arbeitszeitmodell
zu schaffen, welches die Erwerbstétigkeit
und die Pflege von pflegebediirftigen nahen
Angehorigen vereinbar macht. Durch die
Familienpflegezeit werden die finanziellen
Einbuflen aufgrund der Arbeitszeitredu-
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zierung abgemildert. Fiir die Arbeitgeber
ergibt sich der Vorteil, dass diese die Er-
fahrung und Kompetenz ihrer Mitarbeiter
wegen der Pflege von Angehdrigen nicht
vollstandig verlieren.*

Andere sehen das anders: Anlésslich
der Expertenanhorung zum Familien-
pflegezeitgesetz am 19.9.2011, forderten
DGB, Deutscher Frauenrat, Evangelische
Aktionsgemeinschaft fiir Familienfragen,
Verband binationaler Familien und Part-
nerschaften und Zukunftsforum Familie die
Abgeordneten des Deutschen Bundestages
in einer gemeinsamen Erkliarung auf, das
parlamentarische Verfahren zu nutzen und
einen Rechtsanspruch auf Familienpfle-
gezeiten im Gesetz zu verankern. In der
Erklarung heif3t es:

,» Wer Familienpflegezeiten schaffen will,

SOZIALPOLITIK

muss fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer einen Rechtsanspruch schaffen, auf
denssich die Beschiiftigten berufen konnen.
Alles andere ist umstindlich und arbeits-
rechtlich nicht zufriedenstellend.

Ohne einen Rechtsanspruch sind weder
Beginn noch Ende der Familienpflegezeit
ordentlich geregelt. Alle zu treffenden Ver-
einbarungen miissten in einer vom Gesetz-
geber nicht naher definierten Ubereinkunft
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer
ausgehandelt werden. Und das in einer
Zeit, in der sich die Beschiftigten unter
der groBen Belastung eines Pflegefalls in
der Familie befinden.

Die Unterzeichner fordern die Abge-
ordneten des Deutschen Bundestages auf,
in den Ausschiissen ganz klare Regelungen
zu erarbeiten:

e Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer miissen Familienpflegezeiten gesetz-
lich in Anspruch nehmen konnen,

e der Kiindigungsschutz muss entspre-
chend der Regelung im Pflegezeitgesetz
bereits bei der Beantragung der Familien-
pflegezeit greifen, und im Falle des Todes
des Pflegebediirftigen miissen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer unmittelbar
wieder auf ihr altes Arbeitszeitvolumen
zuriickkehren konnen ...

Bereits im Juli 2008 trat das Pflegezeitge-
setz (PflegeZG) in Kraft. Es gibt Beschaf-
tigten die Moglichkeit, sich bei einer akut
aufgetretenen Pflegesituation fiir maximal
zehn Arbeitstage von der Arbeit befreien zu
lassen. Eine andere Variante ist die vollstan-
dige oder teilweise Befreiung fiir die Dauer
von maximal sechs Monaten. kor
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Individuelle Beratung und
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GEWALTHALTIGE VIDEOSPIELE

Totungstrainer oder harmloser

Zeitvertreib?

In der offentlichen Diskussion zu Gefahren durch Videospiele haben sich
zwischen den politischen Lagern der Befiirworter und Kritiker tiefe Gra-
ben gebildet. Es existieren viele extreme Ansichten, doch nur sehr wenig
gutes Datenmaterial, um derartig starke Meinungen zu rechtfertigen.

So schreiben die Forscher Lawrence Kutner und Cheryl Olson zu recht:
,,Wir begegneten einer grofSen Menge von wirren Gedankengangen, miss-
brauchlicher Nutzung wissenschaftlicher Daten und politischem Wahl-
kampfgetose.“ Ein guter Grund also zu klaren, was auf dem aktuellen
Stand der Wissenschaft wirklich ausgesagt werden kann.

Videospieler

Schon die 6ffentliche Darstellung von
Video- und Computerspielern ist meist
eher Meinungsmache als Realitit. Immer
wieder erliegen gerade Massenmedien der
Versuchung, die Spieler als eigenbrodle-
rische Jungen darzustellen. Der jiingste
Bericht von einem grof3en deutschen Pri-
vatsender zur Gamescom-Spielemesse
fligte sogar noch hinzu, die Spieler seien
sozial derart inkompetent, dass sie keine
Frauen ansprechen konnten und sich sel-
ten waschen wiirden. Erst als ein wahrer
Proteststurm erfolgte, ruderte der Sender
zuriick und entschuldigte sich.

De facto zeichnen aktuelle Statistiken
(2011) zur Nutzung von Computer- und
Videospielen in Deutschland ein ganz
anderes Bild: Eine fiir Deutschland re-
préasentative Befragung von 25.000 Kon-
sumenten durch die Gesellschaft fiir Kon-
sumforschung (GfK) kam zu dem Ergeb-
nis, dass jeder dritte Deutsche mehrmals
pro Monat Computer- und Videospiele
spielt. Diese 23 Millionen Spieler ent-
stammen recht gleichméBig verteilt allen
gesellschaftlichen Bildungsschichten und
Einkommensgruppen. Und vollig unpas-
send zum 6ffentlich vermittelten Bild sind
sie im Durchschnitt 31 Jahre alt. Noch
dazu sind 44 % weiblich.

Fokussiert man auf die Rolle der Spiele
fiir Jugendliche, dann geben die jahrlichen
und ebenfalls reprdsentativen Basisstu-
dien zum Umgang der 12 - bis 19-Jdhrigen
mit Medien einen guten Eindruck der
Relevanz dieser Spiele fiir Jugendliche
in Deutschland. Die vom Medienpéda-
gogischen Forschungsverbund Siidwest
(mpfs) umgesetzten Studien zeigen auf,
dass gut die Hilfte der Jungs und ein
knappes Drittel der Maddchen tdglich

bevorzugen, nutzen Midchen starker Par-
ty- und Geschicklichkeits- oder Denk-
spiele. Dennoch nannten auch 5 % der
Midchen intensiv-gewalthaltige Spiele
als ihre Lieblingsspiele. Beobachtet man
die jéhrlichen Computerspielemessen
in Deutschland und die aktuellen Fach-
zeitschriften sowie Forendiskussionen
im Internet, zeigt sich jedoch, dass diese
Tendenzen sich verdndern: Musik- und
Bewegungsspiele lassen die Grenzen zwi-

Jugendlicher Spieler auf der Gamescom 2010 (©games.ch)

oder mehrfach pro Woche online Com-
puter- und Konsolenspiele nutzen. Die ge-
schitzte durchschnittliche Nutzungsdauer
der Spieler liegt bei 80 Minuten an einem
Werktag, wobei der Unterschied zwischen
Jungen (104 Min.) und Médchen (45 Min.)
sehr deutlich ausféllt. Eine Studie des
Kriminologischen Forschungsinstitutes
Niedersachsen (KFN) von 2009 gibt zu-
dem einen Einblick in die Art der Spiele.
Wihrend Jungen neben Sport- und Renn-
spielen auch gewalthaltige Videospiele

schen Altersgruppen und Geschlechtern
zunehmend verschwimmen.

Gewalthaltige Videospiele

Relevanter fiir diesen Beitrag sind ge-
walthaltige, oft als ,,Killerspiele“ bezeich-
nete Spiele. Doch schon die Eingrenzung
dieses Begriffs bereitet arge Probleme.
Obwohl er in Politik und Presse allzu
gern genutzt wird, existieren nur vage
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Der Krimino-
loge Dr. Frank
J. Robertz, Lei-
ter des Instituts
fiir Gewaltpri-
vention und an-
gewandte Krimi-
nologie (IGakK)
in Berlin, fiihrt
europaweit pra-
xisorientierte
Fortbildungen
zur Privention
und Interventi-
on von Gewalt durch und verfasste neun
Fachbiicher — darunter auch ein Sachbuch
unter dem Titel ,,Orte der Wirklichkeit.
Uber Gefahren in medialen Lebenswelten
Jugendlicher” (Springer Medizin Verlag,
Heidelberg 2010). Nihere Informationen
unter office@igak.org und www.igak.org

Uber den Autor

Rz

und praktisch unbrauchbare Kriterien,
um zu unterscheiden, ob es sich bei einem
spezifischen Spiel um ein Killerspiel han-
delt, oder nicht. Ein pragmatischer Weg
aus diesem Problem konnte es sein, die
Einschétzungskriterien deutscher Jugend-
schutzbehorden zu nutzen. Die Unter-
haltungssoftware Selbstkontrolle (USK)
kennzeichnet Spiele mit verpflichtenden
Alterseinstufungen. Gemidfl Jugend-
schutzgesetz darf ein Spiel Jugendlichen
in der Offentlichkeit nur dann zuginglich
gemacht werden, wenn es fiir das Alter
des jeweiligen Jugendlichen freigege-
ben ist. Zudem ist die Bundespriifstelle
fiir jugendgefdhrdende Medien (BPjM)
in der Lage, Spiele zu indizieren — also
die Abgabe und Verbreitung einzelner
Spiele einzuschrianken. Solche indizierten
Spiele diirfen nicht mehr beworben und
Jugendlichen nicht zuginglich gemacht
werden. Werfen wir daher einen Blick
auf die konkreten Kennzeichen, die ein
Spiel nach Meinung der Priifstellen als so
gewalthaltig erscheinen lassen, dass der
Zugang fiir Jugendliche eingeschrankt
werden muss.

Im Juni dieses Jahres veroffentlichte
die USK ihre Leitkriterien. In Bezug auf
den Aspekt ,,Gewalt”“ wird dabei etwa
bewertet, ob Gewalt das einzige Mittel der
Konfliktlosung ist, inwiefern Gewalt le-
gitimiert und belohnt wird, ob gewalthal-
tigen Inhalten Sinn zugeschrieben wird
und wie deutlich die Folgen der Gewalt-
handlungen dargestellt werden. Relevant
sind dabei u.a. die Darstellung von Blut,
Verletzungsfolgen oder die Moglichkeit,
GliedmaBien von Gegnerfiguren abzu-
trennen.

Die BPjM indiziert die Spiele, wenn
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selbstzweckhafte und detaillierte Dar-
stellungen von Gewalthandlungen, ins-
besondere von Mord- und Metzelszenen,
dargeboten werden, wenn Medieninhalte
Selbstjustiz als einzig bewéhrtes Mittel zur
Durchsetzung nahe legen und wenn die
Medieninhalte verrohend wirken oder
Gewalttitigkeit bzw. Verbrechen anrei-
zen.

Dabei unterliegen diese Wertungspro-
zesse natlirlich auch gesellschaftlichen
Verédnderungen. Ein Beispiel: Den in
Deutschland indizierten Spielen ,,Gears
of War“ 1 & 2 folgte Ende September
die Veroffentlichung des dritten Teils
der Spieleserie. Zur allgemeinen Uberra-
schung wurde das noch expliziter gewalt-
tatige Spiel in Deutschland nicht durch
die BPjM indiziert, sondern von der USK
mit der milderen Einstufung ,,ab 18 Jahre*
versehen. Als Begriindung nannte Jiirgen

cziks Aussage ohne weiteres sauber mit
einer Vielfalt von unterschiedlichsten
Studien belegbar. Doch miissen ein paar
Einschriankungen beachtet werden: Wis-
senschaftliche Studien neigen dazu, der
technischen Entwicklung hinterherzuhin-
ken. Der Aufwand und die Griindlichkeit
der Herangehensweise bedingt zumeist,
dass die genutzten Spiele bei Drucklegung
der Studie schon wieder ldngst veraltet
sind. Bei den schnellen Verdnderungen
von einer groben ,,Klotzchengrafik® zu
fast fotorealistischen Spielumgebungen
und einer immer emotionaleren und ta-
bubrechenden Erzdhlweise der Spiele
miissen dltere Ergebnisse heutzutage als
fragwiirdig betrachtet werden. Noch dazu
gibt es erhebliche methodische Probleme.
Man kann keineswegs davon ausgehen,
dass man 10 verschiedene Jugendliche
ein beliebiges gewalthaltiges Spiel spielen

Positive Wirkungen

Vom Fokus auf das Gefahrdungspotential der Spiele abgesehen, gibt es na-
turlich auch Studien, die diesen Spielen positive Konsequenzen zuweisen. Jene
Studien sind ungerechtfertigterweise in aller Regel weit weniger bekannt. Sie
belegen eine Starkung der Sozialkompetenz, ein Anwachsen des Selbstvertrau-
ens und eine hohere Kreativitat bei Problemlosungen. Auch die Koordination
zwischen Hand und Raum, die Orientierung, visuelle Intelligenz und visuelle
Erinnerung werden demzufolge durch das Spielen verbessert.

Hilse, der sténdige Vertreter der Landes-
jugendbehorden bei der USK, die gerin-
gere Anzahl menschenéhnlicher Gegner,
und argumentierte gleichzeitig, dass die
Vorbehalte gegen Killerspiele in Deutsch-
land immer mehr abnehmen wiirden.

Effekt gewalthaltiger Videospiele

Wenn wir diesen Kriterien der Priifstel-
len folgen, lasst sich unterscheiden, welche
Spiele von Fachkriften als gefdhrlicher
fiir unsere Jugendlichen angesehen wer-
den. Nun ist es wichtig herauszufinden,
worin diese Gefdhrdung eigentlich be-
steht. Der Kernsatz einer Metaanalyse
im Auftrag des Bundesministeriums fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend
klingt zunédchst wenig besorgniserre-
gend. Prof. Dr. Michael Kunczik fasst
darin zusammen: ,,Manche Formen von
Mediengewalt konnen fiir manche In-
dividuen unter manchen Bedingungen
negative Folgen nach sich ziehen.“ Das
klingt deutlich anders als die lautstarken
und vollmundigen AuBerungen, die wir
aus der Presse gewohnt sind. Als ein
hervorragender Wissenschaftler ist Kun-

lasst und das Ergebnis immer gleich ist.
Wie schon die Kriterien der USK und
BPjM andeuten, miissen die konkreten
Medieninhalte betrachtet werden. Je nach
Ausmalf und Grad der expliziten Darstel-
lung von Gewalt, der Attraktivitdt des
Gewalttdters, der Rechtfertigung von Ge-
walt, dem Realitdtsgehalt der Darstellung
usw. unterscheidet sich auch die Wirkung.
Diese Variablen sind aber innerhalb von
Spielen und sogar je nach subjektivem
Spielerleben vollig unterschiedlich. Auch
die Einfliisse des Umfelds, wie etwa Fa-
milie, Schule, Freunde oder die realen
Gewalterfahrungen eines Jugendlichen
veridndern die Wirkung — von Faktoren
der Person selbst, wie intellektuelle Fahig-
keiten und Personlichkeitseigenschaften
ganz zu schweigen.

Hochrisikospieler

Die Medienwirkung von verschiedenen
Killerspielen auf verschiedene Jugendli-
che unterscheidet sich also ganz erheblich.
Weder wirken alle Medieninhalte gleich,
noch ist jeder Nutzer eines Mediuminhalts
von dessen moglichen Effekten gleich
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betroffen. Konsequenterweise forschte
Jeanne B. Funk intensiv, wie sich denn
die ,,Hochrisikogruppe* erkennen lésst.
Sie kam zu dem Schluss, dass bereits vor-
handene Charakteristika von Spielern in
Verbindung mit ihren Spielgewohnheiten
negative Auswirkungen haben kénnen.
Charakteristika fand sie bspw. im Al-
ter (jiinger als 11 oder 12), in exzessiver
Nutzung (2+ Stunden/Tag), in geringen

zur Wirkung der Spiele auf Aggressi-
on, Empathie und prosoziales Verhalten
(2010) darauf hin, dass es bei einem derart
vielfaltig beeinflussten Phdnomen wie der
Aggression auch keinen einzelnen Faktor
mit extrem hoher Erkldrungskraft geben
kann. Es gibt dutzende bekannter Risiko-
faktoren fiir das Auftreten kurzzeitiger
Aggression und auch fiir die Entwicklung
zu einem grundlegend aggressiven In-

Spiel “Gears of War 3” (Quelle des Screenshots: gearsofwar.xbox.com)

Problemldsungskompetenzen und Fru-
strationstoleranzen, sowie in Problemen
der Stimmungsregulation und dem Auf-
wachsen in gewalttdtigen Umgebungen.

Ursache oder Wirkung?

In jiingster Zeit wird nun der etwas
gewagte Versuch unternommen, die Wir-
kung von gewalthaltigen Videospielen in
Zahlen zu fassen. Geht man davon aus,
dass eine ,,sehr starke kausale Beziehung*
den Wert ,,1“ reprasentiert und ,,gar keine
Beziehung® den Wert ,,0“, dann finden
aktuelle Metastudien sehr geringe Effekt-
starken — bspw. beziffert Patrick Markey
diesen Wert mit 0,17. Nur wenn Menschen
bestimmte Anlagen mitbringen, wenn sie
etwa keine gute Impulskontrolle haben
und starken Stimmungsschwankungen
unterliegen, steigt dieser Wert auf 0,25.

Was bedeutet das nun konkret? Die
messbaren Effekte sind extrem gering,
doch weist Craig Anderson in der aktuell
besten und umfassendsten Metastudie

dividuum. Vergleicht man die Wirkung
von gewalthaltigen Videospielen mit be-
kannten Risikofaktoren fiir Jugendge-
walt, dann erweist sich nach Anderson
selbst ein Wert von 0,17 als relevant im
Vergleich zu Risikofaktoren wie etwa

Wertungen der
Bundespriifstellen

Im Jahre 2010 wurden 11,1 %
der Spiele erst ab 16 Jahren frei-
gegeben, 6,3 % der Spiele erst ab
18. Eine Indizierung durch die BPjM
erhielten 0,8 % der Spiele.

Drogenmissbrauch, gewaltgeprigte El-
ternbeziehungen und Armut.

Auf der anderen Seite beschreibt Chri-
stopher Ferguson ebenso richtig, dass
keinerlei wissenschaftlich fundierten Hin-
weise existieren, ,,dass die Nutzung von
gewalthaltigen Videospielen irgendeine
Voraussagekraft als Risikofaktor fiir das

Begehen von schweren zielgerichteten
Gewalttaten an Schulen hitte.“

Fazit

Erneut gilt also, dass wir die Spiele kei-
neswegs als alleiniges Ubel fiir Jugendge-
walt ansehen konnen — erst recht nicht so,
wie es uns Presse und Politik oft vorgau-
keln will. Allerdings
besteht eine zumin-
dest schwache Be-
ziehung zwischen
den Spielen und
dem Anwachsen
von Aggression bei
Jugendlichen mit
bestimmten Vor-
pragungen.

Eine konkrete
Konsequenz fiir
den Alltag lautet
somit, dass es nicht
zu einem grund-
sétzlichen Schrillen
der Alarmglocken
fiihren sollte, wenn
unsere Kinder ein
Computerspiel ge-
schenkt haben wol-
len. Es gibt zahl-
reiche prosozial
ausgerichtete und
harmlose Party-,
Geschicklichkeits-
oder Sportspiele. Wenn ein gewalthaltiges
Spiel auf der Wunschliste steht, muss aller-
dings unbedingt Wert auf die Einhaltung
der korrekten Alterseinstufungen dieser
Spiele gelegt und ein kritischer Blick auf
die Personlichkeit des jeweiligen Jugend-
lichen geworfen werden. Hat der Jugend-
liche ohnehin Probleme, mit Frustrationen
umzugehen und nutzt er solche Spiele
exzessiv, dann sollte vielleicht eher nach
Spiel-Alternativen in der realen Welt oder
einem friedfertigen Spiel gesucht werden.

Zudem ist es generell ratsam, ab und zu
auch gemeinsam mit den Jugendlichen zu
spielen oder sich Spiele interessiert zeigen
zu lassen. Es ist notwendig, sich aktiv mit
der medialen Lebenswelt unserer Kinder
zu befassen, um ihnen Anleitung und
Orientierung bieten zu konnen. Fragen
Sie dabei etwa danach, was gespielt wird,
warum es gespielt wird und warum eine
bestimmte Rolle im Spiel bevorzugt wird.
Nur wenn wir mediale Lebenswelten un-
serer Kinder kennen und verstehen, kon-
nen wir auch Orientierung bieten.

Dr. Frank Robertz
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JUNGE GRUPP.

Wir wollen, dass was passiert!

JUNGE GRUPPE (GdP) organisiert bundesweites
polizeispezifisches Zugriffs- und Einsatztraining

Die Gefahrdung von Kollegen und Kolle-
ginnen im Polizeialltag hat zugenommen.
Das Polizisten/innen der Durchsetzung po-
litischer Entscheidungen dienen, gehort zu
ihrem Aufgabengebiet dazu. Leider erflillen
sie dabei immer haufiger eine Pufferfunk-
tion und stehen dabei zunehmend Entla-
dungen gesellschaftlicher Spannungen
gegenUber. Sie sind aber keine anonymen
Objekte, die jeden Angriff unverletzt Gber-
stehen und gegebenenfalls austauschbar
sind wie Maschinen.

»AUCH MENSCH - Polizei im Spannungs-
feld“, so heif3t die seit einem halben Jahr
bundesweit laufende Kampagne der JUN-
GE GRUPPE (GdP), die gezielt auf den
Menschen unter der Uniform hinweist.
In dieses Bild passt auch das im Som-
mer 2012 geplante und unter Schirmherr-

schaft des saarlandischen Innenministers
Stephan Toscani stehende polizeispezi-
fische Zugriffs- und Einsatztraining der
JUNGE GRUPPE (GdP) in Kooperation
mit der Europaischen WingTsun Organi-
sation (EWTO). Das unter Federflihrung
der JUNGE GRUPPE (GdP) Landesbezirke
Saarland, Rheinland-Pfalz und Hessen
vom 22. bis 24. Juni 2012 in Saarbru-
cken stattfindende Seminar wird nicht
nur einen bundesweiten Teilnehmerkreis
ansprechen, sondern Polizeibeamten und
-beamtinnen unabhangig einer gewerk-
schaftlichen Mitgliedschaft zur Verfigung
stehen. Jedoch werden GdP-Mitglieder
von einem gunstigeren Teilnahmebeitrag
profitieren. ,Es ist das Ziel dieses Semi-
nars, den Teilnehmern/-innen innerhalb
von zweieinhalb Tagen die Gelegenheit zu

Der Polizeibeamte als Zeuge

Am 22.11.2011 war es wieder so weit.
Die JUNGE GRUPPE (GdP) hat erneut
Zu einem interessanten und praxisori-
entierten Seminar mit dem Thema ,Der
Polizeibeamte als Zeuge vor Gericht” nach

Karlsruhe eingeladen. An insgesamt drei
Tagen konnten die 19 Teilnehmer/innen,
die sich aus Kollegen vom Zoll, Landes-
und Bundespolizei zusammensetzten,
viele inhaltliche Bezuge zu ihrem Beruf-

JUNGE GRUPPE (GdP) zu Gast im Bundesverfassungsgericht im November 2011
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geben, in verschiedenen Workshops neue
Kenntnisse im Bereich der Einsatz- und
Zugriffstechniken zu erwerben, diese zu
trainieren und auch das Radar hinsichtlich
potentieller Gefahren im polizeilichen Alltag
zu schulen und sensibilisieren. Zudem
sollen auch Einsatztrainer mit diesem Se-
minar angesprochen werden. Wir wollen
ihnen die Moglichkeit geben, neue Ideen
fir das eigene polizeiliche Aus- und Fort-
bildungsprogramm zu sammeln®, so die
stellv. Landesjugendvorsitzende aus dem
Saarland, Esther Schneider.

Weitere Informationen zum Seminar und
Uber die genauen Anmeldemodalitaten wer-
den Euch in Kurze Uber Eure Landesbezirke
zugehen oder auf der Homepage www.
gdpjg.de abrufbar sein. Ihr dirft gespannt
sein.  Torsten Rohde/Esther Schneider

vor Gericht

salltag herstellen und einen regen Erfah-
rungsaustausch untereinander betreiben.
Fur die fachliche FUhrung konnte die
JUNGE GRUPPE (GdP) den renommierten
Staatsanwalt Wolf Jérdens von der

Foto: JUNGE GRUPPE (GdP)
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Staatsanwaltschaft Wiesbaden gewinnen.
Staatsanwalt Jordens blickt nicht nur auf
eine langjahrige Berufserfahrung zurdck,
sondern konnte auch als Dozent an der
hessischen Polizeiakademie bereits viele
Erfahrungen sammeln.

Anhand seiner lebhaften und praxisbe-
zogenen Beispiele aus dreiRig Jahren
Berufserfahrung erlauterte er so manche
,Fallstricke“ nicht nur sehr verstandlich,
sondern auch aus den verschiedenen
Blickwinkeln der Verteidigung, des Rich-
ters und der Staatsanwaltschaft. Die Teil-
nehmer/innen merkten frih, dass hier ein
richtiger Fachmann am Werk ist, der eine
Gruppe junger Kollegen und Kolleginnen
nicht zum ersten Mal in die Grundsatze
der Vernehmung im Strafprozess, den
Umgang mit aggressiven Verteidigungs-
strategien und die Eigensicherung vor
Gericht einflhrte. Hierfir bedanken wir
uns recht herzlich.

Praktisch erganzt und abgerundet wurde
das Seminar durch Exkursionen zum Bun-
desgerichtshof und Bundesverfassungs-
gericht. Vor Ort wurden wir von geschulten
wissenschaftliche Mitarbeitern und Ober-
amtsraten der jeweiligen Gerichte durch
die Raumlichkeiten gefuhrt und erhielten
vielerlei Hintergrundinformationen Uuber
Entstehung, Aufbau und Aufgaben der
systemrelevanten Gerichte. Ferner konn-
ten wir sogar an einer Verhandlung am
Bundesgerichtshof samt Gerichturteil bei-
wohnen. Die Arbeit an den fur unser demo-
kratisches Rechtssystem symboltrachtige
Gerichte , live” zu erleben, war etwas ganz
Besonderes. Auch wenn schon jeder/jede
Teilnehmer/in Berlhrungspunkte mit der
Seminarthematik hatte, konnte Erlerntes
wieder aufgefrischt und neues Wissen
dem eigenen Kenntnisstand hinzugeflgt
werden. Das Seminar war in allen Punkten
eine tolle und interessante Erfahrung.

Die Unterbringung erfolgte in einem un-
scheinbaren Hotel, und flr das leibliche
Wohl wurde wieder einmal exzellent ge-
sorgt. Ohne Weiteres konnte das Abend-
essen mit jedem ,Rach Kochstudio®
mithalten. Naturlich wurden auch wieder
die Abendstunden fur interessante Ge-
sprache und den Informationsaustausch
untereinander genutzt. Nach drei sehr
interessanten und lehrreichen Tagen
hie es dann wieder ,Tschiss und Auf
Wiedersehen“. Wir bedanken uns bei
den Organisatoren und bei Torsten Roh-
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Seit dem 1. Dezember 2011 ist die Seminaranmeldung unter www.gdpjg.de online und es
sind nur noch wenige Seminarplatze zu vergeben. Wer sich also gerne fiir ein Seminar an-
melden mochte, sollte sich beeilen. Das Seminar ,,Fit im Job“ ist allerdings bereits ausge-
bucht und Anmeldungen kénnen vorerst nur noch auf der Warteliste Beriicksichtung finden
und im Falle von Seminarabsagen zugeteilt werden.

de von der Bundesgeschaftsstelle. Die
JUNGE GRUPPE (GdP) hat wieder einmal
ein mehr als gelungenes Seminar auf
die Beine gestellt und wir durfen auf die
kunftigen Seminarinhalte gespannt sein
und sind schon ganz neugierig, was sich
die JUNGE GRUPPE (GdP) fur das nachste
Jahr einfallen lassen wird.

Christoph Giittler
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Grundlagen der
Kriminaltechnik I und Il

Die kriminaltechnischen Untersuchungs-
methoden wurden in den letzten Jahren
zunehmend verfeinert. Der Sachbeweis hat
damit sowohl im Ermittlungsverfahren als
auch im Strafprozess vor den Gerichten in
erheblichem Maf3e an Bedeutung gewon-
nen. Beweisfiihrung und Urteilsfindung
vor Gericht stiitzen sich mehr und mehr auf
eben diesen Sachbeweis.

Umso erfreulicher, dass mit den Lehr-
und Studienbriefen ,,Kriminaltechnik I
und II“ jetzt eine umfassende und praxis-
gerechte Abhandlung tiber den derzeit
aktuellen Stand der kriminal-technischen
Moglichkeiten vorliegt.
Methodisch und didak-
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tisch geschickt erldutern
———— die Autoren Christoph
Frings und Frank Rabe
in den beiden Binden
anhand eines Leitsachver-

e .
Semaniala haltes, einem versuchten

-

Sexualdelikt, die wesent-
lichen Spurenkomplexe. Hervorzuheben
istzudem das durchgéngig farbig gehaltene,
umfangreiche Bildmaterial, das die Inhalte
angemessen veranschaulicht.

Im ersten Band stellen sie die kriminal-
technischen Begriffe, die Grundlagen der
Spurensuche und Spurensicherung sowie
die wesentlichen Formspuren vor. Im zwei-
ten Band widmen sie sich u.a. DNA-Spuren,
Schussspuren, Haarspuren, Faserspuren
sowie Geruchsspuren und chemischen
Fangmittelen. Zudem findet sich hier eine
komplette Losungsskizze zur kriminali-
stischen Fallanalyse des Leitsachverhalts.
Lehr- und Studienbriefe Kriminalistik/
Kriminologie, herausgegeben von Horst
Clages, Klaus Neidhardt,

Nr. 16: Grundlagen der Kriminaltechnik I,
Christoph Frings, Frank Rabe, 1. Auflage
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2011, VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITE-
RATUR, 122 Seiten, Format 17x24 cm,
Broschur, ISBN 978-3-8011-0663-8

Nr. 17: Grundlagen der Kriminaltechnik
I, Christoph Frings, Frank Rabe, 1. Auf-
lage 2011, VERLAG DEUTSCHE POLIZEI-
LITERATUR, 112 Seiten, Format 17x24
cm, Broschur, ISBN 978-3-8011-0664-5
Je Band 12,90 Euro, 23,30 sFr. im Abon-
nement und 14,90 Euro, 26,70 sFr. im
Einzelbezug

Suizid - Umgang mit
gefahrdeten Personen

Jahrlich nehmen sich etwa 10.000 Men-
schen in Deutschland das Leben. Die An-
zahl der Suizidversuche liegt um ein Zehn-
faches hoher. Jeder Suizid und Suizidver-
such hat auch Auswirkungen auf andere

Menschen. Hierzu zdhlen
—= auch Polizeibeamte des
. ~ " Wach- und Wechsel-
dienstes und Angehori-
ge von Spezialeinheiten.
In Einsétzen treffen sie
auf Menschen, die ihrem
Leben ein Ende setzen
wollen. Genau hier wird
von den Einsatzkriften
erwartet, besonnen und angemessen zu
reagieren.

Mit diesem Buch wollen die Autoren
die Handlungssicherheit von Berufsprak-
tikern im Umgang mit Menschen in einer
suizidalen Krise starken und konkrete Hil-
festellungen geben. Im ersten Teil nehmen
sie eine Einordnung und Beschreibung
des psychischen Zustandes gefihrdeter
Personen vor. Im zweiten Teil beschrei-
bensie Einsatzvorbereitung, Abstimmung
mit der Leitstelle und den Einsatz vor Ort.
Notwendige Gesprichsabldufe fiir unter-
schiedliche Problemfelder verdeutlichen
sie anhand beispielhafter Dialoge. Durch

Titel

Problemanalysen und die Darstellung
konkreter Handlungsalternativen fordern
sie zudem die Fehlervermeidung.

Suizid - Umgang mit gefahrdeten Per-
sonen, Guido Kolk, Jens Walkowiak,
VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERA-
TUR, 1. Auflage 2011, 140 Seiten,
Format DIN A 5 Broschur, 19,90 Euro,
ISBN 978-3-8011-0667-6

Kooperation von offentlicher
Jugendhilfe und Strafjustiz bei
Sexualdelikten gegen Kinder

,,Die Kooperation zwischen Justiz und
Jugendhilfe stoB3t heute noch vielfach auf
Hemmnisse und an Gren-
zen. Wir diirfen diese Pro-
bleme nicht nur nicht ver-
leugnen [...], wir miissen
vor allem dafiir arbeiten,
sie zu iiberwinden. Durch
eine optimierte Zusam-
menarbeit muss es gelin-
gen, unser gemeinsames
Ziel, Kinder zu schiitzen,
noch besser zu erreichen.* (Brigitte Zypries
2006)

Dieses Anliegen teilend fiihrte die Kri-
minologische Zentralstelle mit ihren Partne-
rinnen aus der Schweiz und Osterreich zwi-
schen 2008 und 2010 das Forschungsprojekt
Kooperation von offentlicher Jugendhilfe
und Strafjustiz bei Sexualdelikten gegen
Kinder durch, das mit Mitteln der Europa-
ischen Kommission gefordert wurde.
Kooperation von offentlicher Jugendhilfe
und Strafjustiz bei Sexualdelikten gegen
Kinder — Entwicklung eines Modellkon-
zepts zur Umsetzung der Kinderrechte in
Strafverfahren, Kriminologie und Praxis:
Band 60, Wiesbaden: Kriminologische
Zentralstelle e. V. (KrimZ), Evelyn Da-
wid, Jutta Elz, Birgitt Haller, 348 Seiten,
28 Euro, ISBN 978-3-926371-92-8
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Abgeknallt -

Gewalt gegen Polizisten

Von Peter Jamin

Format: 11,8 x 18,5 cm,
248 Seiten,

12,99 EUR [D]

ISBN 978-3-8011-0651-5

Dies ist die dramatische Geschichte eines Poli-
zisten, Ehemannes und Vaters von vier Kindern.
Er wird im Dienst als Geisel genommen und nie-
dergeschossen. Mit letzter Kraft versucht er, sein
Leben und das seiner Kollegen zu retten.

Es ist gleichzeitig eine Geschichte liber die ge-
fahrliche Arbeit von Polizeibeamten in Deutsch-
land. Tagtaglich missen sie mit Anfeindungen
und brutalen Ubergriffen rechnen.

Und es ist eine Geschichte Uber die Gewalt ge-
gen den Staat und seine Institutionen — fiir den
die Polizeibeamten im wahrsten Sinne des Wor-
tes ,,den Kopf hinhalten missen”.

Packend und anschaulich erzahlt Peter Jamin
Uber die ,Tat“, das , Davor“ und , Danach”. Er
schildert die Handlungen und Uberlegungen
des Opfers, den Strafprozess gegen den Tater,
die Reaktionen von Polizeifiihrung und Politik.
Er benennt Fakten, bringt sie in einen gesamt-
gesellschaftlichen Zusammenhang und zeigt die
Folgen fiir unsere Gesellschaft auf, wenn Ver-
brechen wie diese zur Tagesordnung in Deutsch-
land werden.

Peter Jamin

Abgeknallt

Gewalt gegen Polizisten

Der Autor:

Peter Jamin arbeitet seit
Uber 30 Jahren als Journa-
list und Schriftsteller. Immer
wieder greift er in Bichern
und Fernsehfilmen gesell-
schaftskritische Themen auf,
um auf Missstande oder
fragwirdige  gesellschaftli-
che Zustande aufmerksam
zu machen.

Weitere Informationen, Leseprobe und Bestellméglichkeiten unter: www.VDPolizei.de

VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH Buchvertrieb

ForststraBe 3a * 40721 Hilden ¢ Tel.: 0211/7104-212 « Fax: -270 * E-Mail: vdp.buchvertrieb@VDPolizei.de * www.VDPolizei.de



Geldborsen und Etuis der Quadrat-Serie

sind kleine Multitalente und somit unentbehrliche Begleiter
in jeder Tasche. Mit sinnvollen Einteilungen bieten die Borsen
den wertvollen Utensilien ein sicheres Zuhause.

Geldborse mit Facherkartenfach.
Ausstattung:

16 Kartenfacher, extra RV-Fach auf3en.
Schein- und Miinzfach, 2 Ausweisféacher.

Geldbérse im Querformat.

11 cmx 13,5 cm. Ausstattung:

04-0769 9 Kreditkartenfacher, Scheinfach,
Muanzfach mit Reserveschlisselfach,
23’95 € 9 Ausweisfacher davon 1 Netzausweisfach,
Einkaufswagenchip.
Metallapplikation mit GdP-Stern.
Ausstattung: 11,5cm x 9,5 cm.

4 Kreditkartenfacher, Schein- und Minzfach, Reserveschliissel-

fach, 2 Ausweisfacher davon 1 Netzausweisfach, 07-0756
Einkaufswagenchip. Metallapplikation mit GdP-Stern. 14,90 €
6,5x 10 cm. ‘
07-0761

9,90 €

Ausstattung:

1 gerdumiges Hauptfach fur Visitenkarten,

2 zusatzliche Facher flur Kreditkarten,

1 ReiBverschlussfach und Einschubfach auBBen.
Metallapplikation mit GdP-Stern.

6,5cm x 10 cm.
07-0759
7,90 €

Ausstattung:
3 Kreditkartenfacher und 3 Ausweisfacher
davon 1 Netzausweisfach.

Metallapplikation mit GdP-Stern.

12cm x 8,5 cm.
07-0758
7,90 €

o

Ausstattung:
Druckknopfverschluss und
ausreichend Platz fur Schlissel
und Scheckkarten, 2 Schliissel-
ketten, extra Facher innen, Reil3-
verschlussfach an der Riickseite.
Metallapplikation mit GdP-Stern.

Geldborse im Hochformat.
Ausstattung:

9 Kreditkartenfacher, Scheinfach,
Munzfach (zweigeteilt) inkl. Reserve-
schliisselfach, 3 Ausweisfacher
davon 1 Netzausweisfach,

Einkaufswagenchip. 6,5cmx 11 cm.

Metallapplikation mit GdP-Stern. 07-0760
9,5cm x 12 cm.

8,00 €
07-0757
16,90 €

Alle B6érsen aus hochwertigem Nappaleder

Wichtig: Bei Auftragswert unter 100,— Euro zuzlglich 4,50 Euro Porto- und Versandkosten. Nutzen Sie den
Vorteil einer Sammelbestellung. Lieferung erfolgt auf Rechnung! lbye Bestellung richten Sie bitte an die:
Organisations- und Service-Gesellschaft der Gewesikschaft ter-Polizei thbH

Postfach 309 * 40703 Hilden * Tel.: 02 11/7104-168 * Fax: -165 ¢ E-Mail: osg.werbemittel @ gdp-online.de * www.osg-werbemittel.de

ap-oljexid / B3YosjeuBM pleseH © puniBisluiypiig



	DEUTSCHE POLIZEI Bundesteil Januar 2012
	Inhaltsverzeichnis
	KURZ BERICHTET
	KOMMENTAR Vertrauen steht auf dem Spiel
	forum Lesermeinung
	TITEL/RECHTSEXTREMISMUS Terror aus dem brauen Sumpf
	TITEL/RECHTSEXTREMISMUS Pläne des Bundesinnenministers zur Bekämpfung rechtsextremistischer Gewalt
	EUROCOP Erste Frau an der Spitze der europäischen Polizeigewerkschaften
	VDP-SACHBUCH "Abgeknallt" - schonungsloser Blick auf gefährlichen Polizeialltag
	STUDIE Nordrhein-Westfalen will Gewalt gegen Polizei untersuchen
	CASTOR-TRANSPORT 2011 Gleich und doch anders!
	CASTOR-TRANSPORT 2011 Ernüchternde Faszination beim CASTOR 14
	CASTOR-TRANSPORT 2011 "Grüne Engel" im Wendöand gesichtet
	POLIZEITAGE 2011 Herausforderung Auslandseinsatz
	SOZIALES Trostpflaster für Familienkonservative
	SCHÖNEBERGER FORUM DGB warnt vor Kollaps
	GdP-PROJEKT Grundsatzprogramm der GdP wir überarbeitet
	DIGITALFUNK Der Probelauf in Trier
	MOSAIK
	SOZIALPOLITIK Familienpflegezeitgesetz in Kraft
	GEWALTHALTIGE VIDEOSPIELE Tötungstrainer oder harmloser Zeitvertreib?
	JUNGE GRUPPE (GdP)
	BÜCHER
	IMPRESSUM



